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- Öffentliche Anhörung -
zu

Tagesordnungspunkt 1a

Antrag der Abgeordneten Uwe Beckmeyer,
Rainer Arnold, Sören Bartol, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD

Kein Weiterbau von Stuttgart 21 bis zur Volks-
abstimmung

BT-Drucksache 17/2933

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Sabine Leidig,
Dr. Dietmar Bartsch, Herbert Behrens, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Stuttgart 21, Neubaustrecke Wendlingen-Ulm
und das Sparpaket der Bundesregierung

BT-Drucksache 17/2914

Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Winfried Hermann,
Kerstin Andreae, Birgitt Bender, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Sofortiger Baustopp für Stuttgart 21 und die
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm

BT-Drucksache 17/2893

Vorsitzender: Guten Tag, meine Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich darf
Sie sehr herzlich begrüßen zur 22. Sitzung des
Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung des Deutscher Bundestages. Es han-
delt sich heute um eine öffentliche Anhörung.
Diese öffentliche Anhörung findet statt zu drei
Anträgen, die aus den Reihen der Oppositions-
fraktionen kommen. Da ist zum einen der
SPD-Antrag unter dem Titel „Kein Weiterbau von
Stuttgart 21 bis zur Volksabstimmung“. Das ist
die Bundestags-Drucksache 17/2933. Dann gibt
es den Antrag der Fraktion DIE LINKE. mit dem
Titel „Stuttgart 21, Neubaustrecke Wendlin-
gen-Ulm und das Sparpaket der Bundesregie-
rung“, das finden Sie auf der Drucksache
17/2914. Dann gibt es den Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unter dem Titel
„Sofortiger Baustopp für Stuttgart 21 und die
Neubaustrecke Ulm-Wendlingen“, das finden Sie
auf der Drucksache 17/2893. Meine Damen und
Herren, ich kann für die Öffentlichkeit, die ich
heute herzlich willkommen heiße, den Zu-

schauerinnen und Zuschauer auf der Tribüne,
die Anträge jetzt nicht im Detail vorstellen. Ich
kann Ihnen aber sagen, dass es sozusagen
einige wichtige durchgängige Forderungen und
Fragen in allen diesen drei Anträgen gibt. Zum
einen den sofortigen Baustopp, zum anderen
Fragen nach der Nützlichkeit des Projektes, nach
der verkehrsmäßigen oder verkehrspolitischen
Bedeutung dieser Projekte, nach dem Nutzen,
wirtschaftlich und verkehrlich, den diese Projekte
haben oder nicht haben. Es wird gefragt nach
den Kosten, der Kostenentwicklung und der
Wirtschaftlichkeit. Und es spielt auch die Frage
der Entscheidungsfindung und der demokrati-
schen Legitimation in diesen sehr unterschied-
lichen Anträgen, aber in einigen Punkt sehr
einheitlichen Anträgen eine Rolle. Wir haben
dazu als Ausschuss eine Anhörung beschlos-
sen. Zum Verfahren, damit die Zuschauerinnen
und Zuschauer das verstehen: wenn in einem
Ausschuss eine Minderheit, mindestens 25
Prozent, einen Antrag für eine Anhörung stellt,
dann findet die auch statt; und das ist hier ge-
geben. Es sind ja drei Oppositionsfraktionen. Wir
haben uns verständigt, dass zu dieser Anhörung
Experten eingeladen werden, die sich zu dem
Thema äußern können, die kundig sind als
Wissenschaftler, als Betroffene, als in anderer
Weise Qualifizierte. Die Fraktionen haben dann
jeweils entsprechend ihrer Größe ein Vor-
schlagsrecht. So wurde zum Beispiel aus den
Reihen der Koalition Herr Dr. Udo Andriof vor-
geschlagen. Er ist der frühere Regierungsprä-
sident des Regierungspräsidiums Stuttgart, jetzt
Sprecher des Bahnprojektes Stuttgart 21/
ICE-Neubaustrecke Ulm. Herzlich willkommen,
Herr Dr. Andriof. Wir haben als zweiten Exper-
ten, in alphabetischer Reihenfolge, Herrn Prof.
Dr. Christian Böttger von der Hochschule für
Technik und Wirtschaft in Berlin. Er ist vorge-
schlagen worden von der SPD-Fraktion. Ich
heiße auch Sie herzlich willkommen. Dann ha-
ben wir uns gemeinsam, fraktionsübergreifend
darauf verständigt, dass natürlich die Deutsche
Bahn vertreten sein muss. Deswegen heißen wir
alle herzlich willkommen Herrn Dr. Kefer, der im
Vorstand der DB AG für Technik, Systemver-
bund, Dienstleistung und Infrastruktur zuständig
ist. Dann haben wir Herrn Prof. Martin, Direktor
des Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen
in Stuttgart. Ein bedeutendes Institut, wie wir
wissen, in all diesen Fragen. Er ist vorgeschla-
gen von den Koalitionsfraktionen. Daneben sitzt
Herr Karlheinz Rößler. Er ist der Geschäftsführer
von der Firma Vieregg-Rössler, einer innovativen
Beratungsgesellschaft in Verkehrs-, vor allem in
Schienenverkehrsfragen. Herzlich willkommen,
Herr Rößler. Sie sind vorgeschlagen von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Dann begrüße ich
Herrn Prof. Rothengatter, vom Institut für Wirt-
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schaftspolitik und Wirtschaftsforschung in
Karlsruhe – ebenfalls vorgeschlagen von der
Koalition. Und zu guter Letzt, kurzfristig einge-
sprungen, erst war Walter Sittler vorgesehen,
jetzt ist gekommen Hannes Rockenbauch. Er ist
im Sprecherkreis des Aktionsbündnisses gegen
Stuttgart 21. Er ist Mitglied im Gemeinderat und
dort Mitglied der Liste SÖS und er ist auch Mit-
glied in der Schlichtungsgruppe. Er ist vorge-
schlagen von der Fraktion DIE LINKE. Herz-
lichen Dank, auch dass Sie so kurzfristig ein-
gesprungen sind. Herzlich willkommen alle
Experten! Ich darf darauf hinweisen, dass wir alle
Experten gebeten haben, schriftliche Stellung-
nahmen abzugeben. Das ist auch genutzt wor-
den, mal kürzer, mal länger, mal kurz vorher und
mal schon länger vorher. An alle dafür einen
herzlichen Dank, dass Sie das gemacht haben.
Zum Ablauf jetzt, wir haben ja eine gewisse
Erfahrung mit Anhörungen. Wir haben uns unter
den Fraktionen auf einen bestimmten Ablauf
verständigt, damit es möglichst effektiv vonstat-
ten geht. Und zwar bitten wir die Experten, dass
Sie zu Beginn in 3 bis 5 Minuten Ihre Position
darstellen. Sie müssen nicht alles wiederholen,
was Sie schon schriftlich dargelegt haben, son-
dern die wichtigsten Punkte, die für Sie wich-
tigsten Punkte, die aus Ihrer Sicht auch für die
Öffentlichkeit wichtige Punkte sind, zum Nach-
vollziehen. Wir wollen keine Powerpoint Prä-
sentation. Aber wenn Sie eine These erläutern
wollen mit einer Karte, dafür ist technisch alles
vorbereitet und wir hoffen, dass es klappt.
Jedenfalls haben wir alles vorbereitet. Wenn es
nicht klappt, werde ich nicht wegen der Technik
die Sitzung unterbrechen lassen. Dann findet es
ohne Charts statt, dann gilt das gesprochene
Wort. Er gibt ja sowieso die Regel: „Hast du
etwas zu sagen oder hast du eine Power-
point-Präsentation.“ … Wir gehen davon aus, Sie
haben alle etwas zu sagen. Dann werden wir
eine Fraktionsrunde machen. Auch das ist eine
Besonderheit, weil natürlich die Öffentlichkeit
nicht nur Fragen der Abgeordneten und der
Fraktionen erleben will, sondern wir haben
vereinbart, dass auch die Fraktionssprecher
jeweils 3 bis 5 Minuten Redezeit haben – wirklich
maximal 5 Minuten. Ich werde da stark drauf
achten, Sie eine halbe Minute vorher warnen,
dass es die Redezeit gleich zu Ende ist und nach
5 Minuten wird dann sozusagen der Strich ge-
zogen. Die Fraktionen haben also auch eine
Runde um sich zu positionieren. Dann beginnt
das Frage- und Antwortspiel. Auch hier könnte
man sich beliebige Verfahren vorstellen, das
haben wir aber nicht getan, sondern wir haben
uns auf ein relativ strenges Verfahren verstän-
digt. Dass, wenn eine Fraktion eine Frage stellt,
dann kann es entweder eine Frage an zwei
Experten sein oder zwei Fragen an einen Ex-
perten oder eine Expertin. Darauf folgt unmit-

telbar die Antwort, dann kommen die Nächsten
dran. Damit ist es zwar streng reglementiert, wir
wollen es aber einfach lebendig halten und viele
Frage- und Antwortmöglichkeiten eröffnen. Sie
merken schon, unser Verfahren unterscheidet
sich vom Schlichtungsverfahren in Stuttgart. Es
ist vor allen Dingen kürzer, deswegen müssen
wir es auch stärker reglementieren. Unser Ver-
fahren zielt vor allem darauf, dass wir wissen
wollen von den Experten, wie Sie diese Projekte
beurteilen, vor allen Dingen, was es für uns als
Bundespolitiker, für den Bundestag, bedeutet.
Das ist der Fokus. Wir sind nicht in Stuttgart,
auch wenn Stuttgart fast „der Nabel der Welt“
ist… Aber eben nicht nur, heute wird stärker die
bundespolitische Sichtweise eine Rolle spielen.
Thematisch haben wir uns so verständigt, dass
Sie in den allgemeinen Statements alle Punkte
ansprechen können. Aber bei den Fragerunden
machen wir drei Runden die in etwa zeitlich
gleich gewichtet sein werden. Jedenfalls wird es
meine Aufgabe sein, das so hinzubekommen. Es
gibt einen ersten Themenkomplex unter der
Überschrift „Nutzen des Projektes bzw. Nicht-
nutzen des Projektes“. Da geht es um die Wirt-
schaftlichkeit und um verkehrliche Bedeutung
dieser Projekten. Es gibt einen zweiten Themen-
kreis, da geht es um die Fragen der Wirtschaft-
lichkeit, der Kostenentwicklung. Hier muss ich
auch noch anmerken, dass in allen Anträgen ja
kritisiert wurde, dass bisher die Wirtschaftlich-
keitsberechnung nicht öffentlich gemacht wurde
und dem Deutschen Bundestag nicht vorgelegt
worden ist. Wir hoffen alle, dass wir heute dazu
mehr Informationen bekommen. Die dritte
thematische Runde ist die Frage der Transpa-
renz, der Umsetzung von Großprojekten. Also
hier geht es um Entscheidungsprozesse, demo-
kratische Legitimation, Fragen der Demokratie.
Die Anhörung soll um 13.30 Uhr beendet sein.
Wir haben also nicht noch zehn Schlichtungs-
runden und auch nicht den ganzen Tag, sondern
nur bis 13.30 Uhr. Ich bitte deswegen darum,
dass wir uns auf wichtige Themen konzentrieren
und uns nicht in Details verlieren, die nicht
nachvollziehbar sind. Da müssen wir uns ein-
fach, glaube ich, etwas zurücknehmen. Das gilt
sowohl für die Abgeordneten, wie für die Exper-
ten. Für diese Veranstaltung gibt es nicht nur
eine Fernsehübertragung, sondern es wird auch
wörtlich protokolliert. Ich gehe davon aus, dass
Sie alle damit einverstanden sind. Das ist ei-
gentlich auch Usus so. Jetzt muss ich zum
Schluss noch ein Wort zur Frage der Ordnung
oder Nichtordnung sagen, sozusagen rein
präventiv. Also die Zuschauer sind herzlich
willkommen und sie dürfen auch sozusagen
innerlich begeistert dabei sein. Aber sie dürfen
keinen „Schwabenstreich" machen, also sozu-
sagen ein Pfeifkonzert, wenn ihnen etwas nicht
passt. Oder: sie dürfen auch nicht Beifall spen-
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den, sie dürfen keine La Ola-Welle machen,
wenn ihnen etwas besonders gut gefällt. Also,
Sie müssen sich ziemlich zurückhalten mit Ihren
Gefühlen und trotzdem gut dabei sein. Was Sie
noch nicht wissen, obwohl Sie da oben schon
sitzen: Sie stehen unter meiner Ordnungsgewalt.
Aber keine Sorge, ich habe eigentlich nicht vor,
gewaltsam gegen Sie vorzugehen. Ich bin in
meinem Leben bisher grundsätzlich sehr ge-
waltfrei gewesen. Aber formal habe ich die
Ordnungsgewalt. Und wenn diese Veranstaltung
gestört würde, könnte es sein, dass ich da aktiv
werde; oder im schlimmsten Fall, würde ich
aufstehen und die Sitzung unterbrechen. Dann
wird es gefährlich für alle. Dann wären Straftat-
bestände zu beklagen. Ich sage das nur der
Form halber. Ich gehe nicht davon aus. Sondern,
alle wissen, dass es heute um die Sache geht, es
geht um Informationen. Und wenn dann das eine
oder andere Mal ein Raunen oder ein „Aah!“
durch den Saal geht, werde ich ihn nicht gleich
räumen lassen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und
darf nun die Experten zu Ihren Stellungnahmen
bitten. Und noch einmal, Sie müssen in 5 Minu-
ten durchkommen, sonst muss ich Ihnen das
Wort abschneiden. Wir haben die Reihenfolge
genial einfach gemacht, wir gehen alphabetisch
vor. Herr Dr. Andriof, Sie sind das wahrscheinlich
in Ihrem Leben gewohnt, dass Sie meistens als
Erster drankommen oder abgezählt werden. Herr
Dr. Andriof Regierungspräsident a.D., hat das
Wort.

Dr. Udo Andriof (Regierungspräsident a.D.):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Guten Morgen,
meine sehr verehrten Damen und Herren. Wir
unterhalten uns heute über ein wichtiges Projekt
das bereits genehmigt ist, das bereits von den
Gerichten bestätigt ist und das bereits begonnen
ist. Ein Projekt, das wir über Jahrzehnte hinweg
im Bundestag, im Landtag von Baden-Württem-
berg und im Gemeinderat der Stadt Stuttgart
eine parlamentarische Mehrheit gefunden hat.
Dennoch wird gefragt: Sind die Bürger genügend
beteiligt worden? Ist die Geschäftsgrundlage
noch gegeben? Meine These: die Bürger wurden
im Planungsprozess, im Planungsverfahren
durchaus beteiligt. Die Stadt Stuttgart hat schon
1995 eine ganz offene Bürgerbeteiligung ge-
macht, die auch dokumentiert ist und wesentli-
che Ergebnisse hatte, unter anderem, dass 20
Hektar Park erweitert werden sollen. Wir haben
dann ein Raumordnungsverfahren durchgeführt
und dabei sämtliche Alternativen geprüft, bereits
im Jahre 1997. Wir haben dann in den Jahren
2002 bis 2005 das eigentliche Genehmigungs-
verfahren durchgeführt, mit einer starken
Bürgerbeteiligung. Auch da haben sich mehr als
2.000 Bürger beteiligt. Wir haben dann versucht

in einer öffentlichen Erörterungsverhandlung
noch mal alle Probleme auf den Tisch zu legen
und mit den Beteiligten zu besprechen. Wir sind
dann, am ersten Tag hatten sich 200 Personen
gemeldet, am dritten Tag in den kleinen Saal
umgezogen, weil das Bürgerinteresse nachge-
lassen hatte. Die Stuttgarter Zeitung hat damals
geschrieben: „Die Zahl der Protestierenden ist
nicht sehr groß. Nach einem Jahrzehnt des
Planens, nach vielen Debatten, nach einem
Raumordnungsverfahren und nach zusätzlichen
Informationen, ist die Akzeptanz des Bahnpro-
jektes gestiegen. Bereits am zweiten Tag der
Erörterung verfolgten nur noch etwa 30 Zuhörer
die Debatte. Zum Abschluss des Termins wurde
festgehalten, dass wer wollte, konnte sich ein
umfassendes Bild von Stuttgart 21 machen und
seine Meinung dazu frei äußern“. Das war im
Jahre 2003. Im Jahre 2007 haben dann die
Bürger in Stuttgart versucht ein Bürgerbegehren
durchzuführen. Dieses ist sowohl von der Stadt,
als auch vom Regierungspräsidium, als auch
vom Verwaltungsgericht als unzulässig einge-
stuft worden; aus mehreren Gründen, insbe-
sondere, weil es verspätet war. Es ist gleichzeitig
gesagt worden. Das Bürgerbegehren ziele ja
darauf, Verträge wieder aufzuheben, die Ver-
tragstreue stelle aber einen elementaren
Rechtsgrundsatz dar. Nun wird versucht, einen
Ausstieg aus den Verträgen mittels eines Ge-
setzes zu erreichen. Auch dieses Gesetz muss
natürlich rechtstaatlichen Grundsätzen genügen
und kann nicht rückwirkend eine Rechtsposition
der Bahn, die durch die Genehmigung geschaf-
fen worden ist, beseitigen. Im Übrigen sieht die
Landesverfassung nur unter ganz besonderen
Umständen die Möglichkeit eines Volksent-
scheids vor und diese Voraussetzungen sind hier
nicht gegeben. Das ist aus meiner Sicht nicht nur
ein rechtliches Ergebnis, sondern es wäre auch
rechtspolitisch falsch, wenn wir Genehmigungs-
verfahren, die sehr umfassend alles prüfen, im
Anschluss über einen Volksentscheid wird aus-
hebeln würden. Das hat auch der Präsident des
Bundesverfassungsgerichts, Prof. Dr. Andreas
Voßkuhle so gesehen und auch die Bundesjus-
tizministerin Sabine Leutheusser- Schnarren-
berger ist dieser Meinung. Um nicht missver-
standen zu werden, natürlich brauchen solche
Großprojekte eine öffentliche Unterstützung,
Akzeptanz in der Bevölkerung. Es ist notwendig,
Meinungen auszutauschen. Auch Proteste sind
durchaus nützlich, um Widersprüche, um Wider-
streit zu klären. Aber die Durchsetzung von
großen Infrastrukturvorhaben, die das Wohl
unseres Landes bestimmen, kann nicht von der
Stärke des Protests abhängen, sondern wir
müssen in einem Rechtsstaat Vertrauen schaf-
fen, wir müssen verlässlich sein. Aus meiner
Sicht ist das Bahnprojekt Stuttgart 21 nach wie
vor richtig und wichtig, weil die Bahn leistungs-
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fähiger wird und zugleich die Umwelt geschont
wird. Zu dem wird Baden-Württemberg als
Wirtschaftsstandort gestärkt und die Landes-
hauptstadt erhält die Jahrhundertchance 100
Hektar innenstadtnahe Fläche städtebaulich
attraktiver zu gestalten. Die Risiken sind aus
meiner Sicht beherrschbar. Die Finanzierung ist
vertretbar und das Projekt ist rechtlich und poli-
tisch legitimiert. Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Andriof! Wir
machen weiter mit Prof. Böttger, der von der
SPD nominiert wurde.

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft, Berlin): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und
Herren. Die Argumente für Stuttgart 21 hat ja
mein Vorredner gerade schon dargestellt, ich
möchte diese deswegen gar nicht wiederholen.
Ich glaube, es haben sich in den letzten zwei,
drei Jahren vor allem, einige Aspekte gezeigt die
dazu führen, dass es doch zunehmend Beden-
ken gegen dieses Projekt gibt. Diese Bedenken
liegen zum einen in der Kapazität des Knotens.
Es gibt eine Reihe von baulichen Besonderhei-
ten in dem Projekt, also Steigung, Tunnelbe-
reich, enge Tunnelabschnitte, eingleisige Aus-
fädelung, Mischverkehre und so weiter, die in
ihrer Gesamtheit und in ihren Wechselwirkungen
die Kapazität des Knotens begrenzen. Zurzeit
liegen ja Berechnungen von Kritikern vor, die
also sagen, dass selbst das heutige Zugangebot
in der Spitze eben nicht mehr gewährleistet
werden kann, nach Fertigstellung von Stuttgart
21. Das würde bedeuten, entweder muss da
noch einmal nachinvestiert werden oder es
müsste wirklich zu Angebotskürzungen kommen,
wenn das so richtig wäre. Darüber hinaus wür-
den die Zwangspunkte in der Fahrplangestaltung
möglicherweise eben auch dazu führen, dass in
vielen Anschlussverbindungen tatsächlich sich
die Fahrzeiten verlängern würden. Die DB hat
also jetzt angekündigt, dass sie noch mal einen
neuen Fahrplanentwurf vorlegen will, mit dem sie
das also entkräftet. Dieser liegt zurzeit noch nicht
vor. Die Kritiker sagen, das geht gar nicht mehr
aufgrund dieser Zwangspunkte. Aber ich glaube
das sind Bedenken, die man ernst nehmen muss
hinsichtlich der Frage: Schaffen wir wirklich mehr
Kapazität, wie das ja als Projektziel vorgegeben
war? Bei der Wirtschaftlichkeit muss man
eben sehen, die Situation ist unterschiedlich
zwischen Stuttgart 21 und der Neubaustrecke.
Für Stuttgart 21 ist eben keine vollständige offi-
zielle Wirtschaftlichkeitsberechnung durchge-
führt worden, mit der Begründung: Es ist kein
Projekt des Bundes. Der Bundesrechnungshof
hat dieses ja 2008 kritisiert. Für die Neubau-
strecke Wendlingen-Ulm gibt es eine Wirtschaft-

lichkeitsberechnung, die allerdings nicht ver-
öffentlicht worden ist. Es gibt eine Reihe von
Indizien die darauf hindeuten, dass die Wirt-
schaftlichkeit für das Projekt also doch sehr
gezielt günstig gerechnet worden ist. Dazu ge-
hören die Erträge im Güterverkehr, die Unter-
stellung der Fertigstellung Frankfurt-Mannheim,
zeitgleich, die keineswegs gewährleistet ist, die
Berücksichtigung von Verlagerungseffekten von
einer Achse auf die andere Achse als Zusatzer-
träge, die Nichtberücksichtigung einzelner Bau-
elemente aus diesem Projekt und die Nichthin-
terlegung der Kostensenkung von 900 Millionen
Euro, die, soweit öffentlich bekannt, bisher ei-
gentlich noch nicht mit detaillierten Maßnahmen
hinterlegt worden sind. Wenn ich das also zu-
sammenfasse, muss man sagen, dass grund-
sätzlich die Priorität der Projekte – wenn ich mir
den gesamten Investitionsbedarf des Bundes
anschaue und auch aufgrund der Entwicklungen
der letzten Jahre – eigentlich zweifelhaft ist. Es
gibt Bedenken hinsichtlich der Leistungsfähigkeit
des Knotens. Es gibt Bedenken hinsichtlich der
Wirtschaftlichkeit der Neubaustrecke. Und auf
der anderen Seite ist eben zu sehen, das Pla-
nungsrecht ist unstrittig vorhanden. Allerdings
gebietet das Haushaltsrecht natürlich schon,
dass man sich Projekte regelmäßig anguckt und
dass auch Projekte abgebrochen werden, wenn
die Ziele nicht erreicht werden können. Ich
glaube, dass es mit Blick darauf, einen politi-
schen Ansatz gibt, der nicht irgendwo undemo-
kratisch ist oder gegen alle Spielregeln des
Rechtstaates verstößt; dass man sich das also
noch mal anguckt. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Prof. Böttger! Wir
machen weiter mit Volker Kefer für die Deutsche
Bahn AG.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Sehr ge-
ehrter Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten
Damen und Herren. Das Bahnprojekt Stuttgart
21 mit der Aus- und Neubaustrecke Stutt-
gart-Ulm, erfüllt zunächst mal einen gesetzlichen
Auftrag, nämlich den Auftrag die Aus- und
Neubaustrecke Stuttgart-Ulm zu errichten und
den Bahnknoten Stuttgart zu ertüchtigen. Da-
rüber hinaus wird die Leistungsfähigkeit des
Korridors Stuttgart-Ulm durch Trennung von
schnellem und langsamen Verkehr erhöht, die
Verkehrsanbindung im Personenfernverkehr und
im Regionalverkehr in der Region Stuttgart
massiv verbessert, der Eisenbahnverkehr und
der Landesflughafen Stuttgart sowie die attrak-
tive neue Messe Stuttgart, mit dem Projekt ver-
knüpft und es schafft städtebauliche Entwick-
lungsmöglichkeiten für die Landeshauptstadt
Stuttgart. Alle Genehmigungsverfahren sind
eingeleitet. Die Anhörungsverfahren sind bis auf
zwei bereits alle durchgeführt. Zu den wesentli-
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chen Abschnitten liegen rechtskräftige Geneh-
migungen vor. Die Genehmigung für den neuen
Hauptbahnhof Stuttgart, das Kernstück des
Knotenprojektes Stuttgart war Gegenstand
mehrerer Klagen. Der Verwaltungsgerichtshof
Baden-Württemberg hat die Klagen im April 2006
abgewiesen. Dabei hat der Gerichtshof auch die
schon damals diskutierte und vom Gericht
geprüfte Variante K 21 verworfen. K 21 erfüllt
keines der Ziele der Planung so gut, wie das
Projekt Stuttgart 21 – so die damalige Begrün-
dung. Wir schaffen also einen zukunftsfähigen
neuen Hauptbahnhof, der als moderner Durch-
gangsbahnhof leistungsfähiger ist als der bishe-
rige Kopfbahnhof. Das ist das, was ja immer
wieder angezweifelt wird und deutlich mehr
Leistungsreserven aufweisen wird. Ihm gelingt
es sinnvoll verknüpfte Fern- und Regionalver-
kehre abzuwickeln. Die Städte Ulm und Neu-Ulm
werden an die Landeshauptstadt Stuttgart so gut
angebunden, wie die Regionen Mannheim durch
die früher auch umstrittene Hochgeschwindig-
keitsstrecke Mannheim – Stuttgart. Ulmer und
Neu-Ulmer Bürger können künftig in knapp einer
halben Stunde Arbeitsplätze in der Region
Stuttgart erreichen. Und darüber hinaus gibt es
im Nahverkehr eine ganze Vielzahl von verbes-
serten Verkehrs- und Anbindungssituationen.
Die Neubaustrecke und der neue Durchgangs-
bahnhof werden dank der kürzeren Reisezeiten
konkurrenzfähig zum innerdeutschen Flugver-
kehr. Dem Flughafen Stuttgart wird die schnelle
verkehrliche Anbindung durch Fern- und Re-
gionalverkehr, also auch durch die direkte An-
bindung des Fernverkehrs zusätzliche Fluggäste
für die europäischen und internationalen Ziele
bringen, nicht für die deutschen. Gerade deshalb
steht das Projekt Stuttgart 21 mit der europa-
rechtlichen Vorgabe im Einklang, die unter-
schiedlichen Verkehrsträger miteinander zu ver-
knüpfen. Stuttgart 21 ist Teil der europäischen
Magistrale Paris-Bratislava. Dabei geht es nicht
um die Reisezeit von Paris nach Bratislava,
sondern es geht darum, die wirtschaftliche Ent-
wicklung an dieser Achse durch eine attraktive
Verkehrsinfrastruktur zu fördern. Die Verknüp-
fung der an der Magistrale gelegenen Wirt-
schaftsräume wird nachhaltig verbessert und auf
den europäischen Magistralen wird die Eisen-
bahntechnik vereinheitlicht. Auch deshalb fördert
die Europäische Gemeinschaft das Projekt.
Unserem Durchgangsbahnhof gelingt es, vor
allem das bisherige Gleisvorfeld, beinahe voll-
ständig in die Planungshoheit der Landeshaupt-
stadt zurückzugeben. Das ist vorhin schon
adressiert worden, hier werden insgesamt ca.
100 Hektar städtebaulich extrem wertvoller
Fläche frei, die einer neuen Nutzung zugeführt
werden können. Das wird zu einem modernen
Stadtviertel führen, das entwickelt wird und zu-
sammen mit uns wird die Stadt den Schloss-

garten vergrößern. Wir wollen gemeinsam bei-
spielsweise mehr als 5.000 Bäume pflanzen und
damit die notwendigen Eingriffe in den Park von
heute, mehr als kompensieren. Die Innenstadt
Stuttgart wird gleichzeitig – auch das sollte man
nicht vergessen – vom Eisenbahnlärm weitest-
gehend freigestellt. Die Bürger der Region und
die Stadt Stuttgart sind bereits seit 1995 in den
Planungsprozess eingebunden. Im Raumord-
nungsverfahren – wie wir vorhin schon gehört
haben – haben eine Vielzahl von Bürgern Ein-
wendungen erhoben, die abgearbeitet wurden.
In dem nachfolgenden Verfahren gab es bei-
spielsweise mehrtägige Erörterungstermine, wo
diese Einwendungen im Einzelnen besprochen
wurden. Als Ergebnis daraus hat das Eisen-
bahnbundesamt die Bürgerbelange – die be-
rechtigten Interessen beispielsweise auf Emis-
sionsschutz – in seinem Beschluss abgewogen
und durch Nebenbestimmungen während der
Bauzeit in der Betriebsphase gesichert. Ich
komme damit zum Ende und gehe noch kurz auf
die Kosten ein. Die Kosten der Projekte Stuttgart
21 und der Neubaustrecke Wendlingen-Ulm
wurden während der Planungsphase immer
wieder überprüft, zuletzt vor Abschluss der
Finanzierungsverträge im Jahr 2009. Die In-
vestitionssummen für die beiden Jahrhundert-
projekte, so sind wir überzeugt, werden sich in 20
bis spätestens 50 Jahren amortisiert haben.
Schon während der Bauphase werden neue
Arbeitsplätze geschaffen und erste Bauaufträge
sind mittlerweile an mittelständische Baubetriebe
vergeben worden. Lassen Sie mich zu Schluss
sagen, dass 15 Jahre Planung mit den gesetzlich
vorgesehenen umfassenden Bürgerbeteiligun-
gen nicht umsonst gewesen sein dürfen. Wir
möchten gerne bauen. Stuttgart 21 und die
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm dürfen aus
unserer Sicht nicht gestoppt und auch nicht
verzögert werden. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Kefer, für
die DB AG! Wir kommen nun zu Prof. Ullrich
Martin, Direktor des Instituts für Eisenbahn- und
Verkehrswesen, für die Koalitionsfraktionen.
Herr Martin, bitte!

Prof. Dr.-Ing. Ullrich Martin (Direktor des
Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen):
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Aus meiner Sicht ist es nicht sinn-
voll, die Neubaustrecke und den Knoten Stuttgart
21 voneinander zu trennen. Es war von Beginn
der Planungen an so gewesen, dass dies als
integrale Einheit betrachtet wurde und nur aus
formalen Gründen an einer bestimmten Stelle
seinerzeit eine Trennung vorgenommen wurde,
um die Einbindung in den Knoten im Detail noch
untersuchen zu können. Die Gesamtkonzeption
des Projektes ergibt sich aus zwei wesentlichen
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Herausforderungen. Das eine ist die verkehrliche
Aufgabenstellung die diesem Projekt zugrunde
liegt und die zweite Aufgabenstellung besteht in
der baulich-technischen Abhängigkeit des be-
stehenden Bahnhofes. Ich glaube da besteht
auch kein Dissens. Das heißt, die Anlagen
müssen aufgrund des Endes der Lebensdauer
erneuert werden. Darüber hinaus sind mit dem
Projekt natürlich einzigartige bereits erwähnte
städtebauliche Perspektiven verbunden. Ich
denke es ist ein besonderer Glücksfall und kein
Mangel des Projektes das wir hier den Fall
haben, dass ein Infrastrukturprojekt mit den
Zielen der Stadt- und Raumentwicklung einher-
geht. Aus den genannten verkehrlichen Ziel-
stellungen ergeben sich die Prämissen des
Projektes. Im Konkreten bedeutet das, dass der
Lückenschluss im HGV-Netz, im Hochge-
schwindigkeitsverkehrsnetz, sowohl für Deutsch-
land als auch für Europa. Und hier bitte ich noch
mal folgendes zu beachten: es wird oftmals
Stuttgart 21 und Bahnhofsumbau gleich gesetzt.
Das ist nicht so. Stuttgart 21 ist deutlich mehr als
der Bahnhofsumbau. Es ist das erste Mal, das in
Deutschland in geschlossener Form innerhalb
eines Projektes ein gesamter Großknoten an den
Eisenbahnverkehr der Zukunft angepasst wird.
So etwas hat es in Deutschland in dieser Form
noch nicht gegeben. Insofern sind das also mehr
als 8 Gleise die da unter die Erde verlegt werden
sollen. Sondern – um Ihnen einen Überblick zu
geben – es handelt sich um etwa 60 Kilometer
neuzubauende Strecken allein im Großknoten
Stuttgart. Hinzu kommt natürlich der Anschluss
des Flughafens, eine nicht nur in Deutschland
verfolgte Zielstellung, sondern auch europäisch
präferierte Vision, die dem zugrunde liegt. Es gibt
eine verbesserte Verknüpfung des Nah- und
Regionalverkehrs in Baden-Württemberg unter
Erhaltung des Stuttgarter Hauptbahnhofs als
zentrale Verkehrsdrehscheibe. In den ganzen
letzten Jahrzehnten wurde dieser Hauptbahnhof
als Verkehrsdrehscheibe ausgebaut. Und mit
seiner direkten Lage zum Stadtzentrum ent-
sprechend ertüchtigt. Dies muss jetzt auf
Eisenbahnseite nachgezogen und ergänzt wer-
den. Das heißt also u. a. die verstärkte weitere
Anbindung an das Stuttgarter Stadtbahnnetz, die
Durchbindung von Regionalverkehrslinien, die
jetzt noch im Stuttgarter Bahnhof enden oder
beginnen und künftig dann durchfahren können,
vom Norden nach dem Süden und von Osten
nach dem Westen, wie sich das vom Konzept her
in der Praxis bereits seit Jahrzehnten hervor-
ragend sowohl für die Stadt als auch für die
S-Bahn bewährt hat. Es geht auch um die ver-
besserte Anbindung des Nahverkehrs an den
Regional- und Fernverkehr. Wir haben zusätzlich
mit der neuen Durchgangsbahnhofslösung die
Möglichkeit, eine zweite Haltestelle der Stadt-
bahn, wo mehrere Tallängslinien in Stuttgart

entlang verlaufen, miteinander zu verknüpfen
und direkt die Fernverkehrs- und Regionalver-
kehrsanbindung damit zu ermöglichen. Es geht
aber auch um die Verknüpfung der S- und
Stadtbahn am neuen Bahnhof Flughafen Messe
mit dem Fernverkehr und mit dem Regionalver-
kehr, um so den Südraum von Stuttgart aus zu
erschließen. Darüber hinaus ist natürlich auch
ein ganz wichtiger Punkt, gerade im hochver-
dichteten Siedlungsraum, wie bereits erwähnt,
die Vermeidung von Schienenverkehrslärm im
gesamten Stuttgarter Zentralbereich. Dies wird
erreicht durch die unterirdische Trassenführung
im gesamten Großknoten. Bereits im Jahr 2005
wurde im Zusammenhang mit der Klage gegen
den Planfeststellungsbeschluss für den Tief-
bahnhof die Leistungsfähigkeit und Flexibilität
der jetzt favorisierten Lösung in Frage gestellt.
Dem konnte aus fachlicher Sicht entgegnet
werden. Und die Alternativen, die von Herrn
Kollegen Böttger genannt wurden, sind bislang
weder bekannt noch offen gelegt. Es gibt nur
einzelne Zahlen die genannt werden, weder die
Methode, noch das Verfahren, noch die Syste-
matik sind in irgendeiner Form kommuniziert
worden. Letztlich muss man sagen, das Ziel,
einen integralen Taktfahrplan zu gestalten – so
interessant es erscheinen mag – ist aus meiner
Sicht für Deutschland in der idealen Form nicht
möglich. Das wird von den Kritikern des Projek-
tes zwischenzeitlich auch selbst eingeräumt.
Aber was auf jeden Fall möglich ist, ist die
Optimierung der Umsteigebeziehungen und
auch die Verbesserung der Barrierefreiheit. Das
heißt, realistische Alternativen sind bislang zu
dem Projekt Stuttgart 21/Neubaustrecke nicht
bekannt. Baden-Württemberg 21 ist die einzig
sinnvolle Möglichkeit zur Erreichung der ver-
kehrlichen Zielstellung. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Prof. Martin!
Nun spricht Herr Rößler, er ist vorgeschlagen
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Dipl.-Psych. Karlheinz Rößler (Vieregg-
Rössler GmbH): Sehr verehrter Herr Vorsit-
zender, meine sehr geehrten Damen und
Herren. Der Stuttgarter Kopfbahnhof ist kei-
neswegs veraltet und muss deswegen durch
einen Durchgangsbahnhof ersetzt werden, zu-
mal er optimierbar ist, was seine Leistungs-
fähigkeit betrifft. Denn heute ist der Lokwechsel,
was dem Kopfbahnhof immer angekreidet wurde
und was sicherlich ein Problem war, als es lok-
bespannte Züge gab, kein Problem mehr. Wir
haben heute den technischen Stand, dass
Triebwagenzüge, Triebkopfzüge oder Wende-
züge eingesetzt werden, die genauso vorwärts
wie rückwärts fahren können. Der Fahrgast-
wechsel, der im Stuttgarter Hauptbahnhof sehr
ausgeprägt ist, bestimmt die Haltezeit, nicht der
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Fahrtrichtungswechsel. Kaum eine vergleich-
bare große deutsche Stadt hat einen Fern- und
Regionalbahnhof mit Durchgangsgleisen, die nur
8 an der Zahl sind. Es gibt 2 große Bahnhöfe von
Millionenstädten, die haben ungefähr 8 Gleise,
wie es für Stuttgart geplant ist, das ist in Köln und
in Hamburg der Fall. Und dort genau liegen die
großen Engpässe im Deutschen Schienennetz.
Einen solchen Engpass will man in Stuttgart
gerade erst bauen, mit Milliardenaufwand, indem
man 17 heutige Bahnsteigkanten durch nur noch
8 ersetzen will. Zur Fahrzeitverkürzung ist zu
sagen: 30 Minuten zwischen Stuttgart und Ulm,
im ganzen Korridor Stuttgart - Augsburg - Mün-
chen sind es dann 30 Minuten, um 2 Millionen
Fahrgäste im Fernverkehr pro Jahr zu generie-
ren im Fernverkehr. Das ist auch ohne die
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm erreichbar.
Vielleicht kann man mal das Chart Nr. 11 auf-
legen? Es sind insgesamt 4 Optionen denkbar.
Man kann die vorhandene Infrastruktur zwischen
Stuttgart und Ulm, aber auch weiter zwischen
Ulm und Augsburg punktuell verbessern, um 30
Minuten Fahrzeitverkürzung durch schnellere
Fahrten in Kurven zu erreichen. Man kann Nei-
gezüge einsetzen, den ICE-T, wie er zwischen
Berlin und München verkehrt. Aber auch den
ICE-3 könnte man für Neigetechnik ertüchtigen,
der hat eine Form, ein Profil, das Neigetech-
nik-affin ist. Man kann eine Neubaustrecke im
Flachland, nämlich zwischen Ulm, Neu-Ulm und
Augsburg bauen, statt durch das Gebirge, wo es
besonders teuer ist. Man kann auch die geplante
Neubaustrecke umplanen, so dass sie kosten-
günstiger wird, dass die kostentreibenden Tun-
nel – dazu später – weitgehend vermieden
werden. Man kann auch das eine mit dem an-
deren kombinieren. Also es gibt sehr wohl
Alternativen. Die Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm ist nicht das einzige Mittel, um 30 Minuten
Fahrzeit zu verkürzen. Zur Güterzugtauglichkeit,
die anscheinend in den Nutzen-Kosten-Unter-
suchungen immer noch unterstellt wird, wie man
hört, ist zu sagen – jetzt bitte ich, das Chart Nr. 9
aufzulegen: mit der Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm wird eine Super-Geißlinger-Steige gebaut.
Die heutige Geißlinger-Steige überwindet einen
Höhenunterschied von ca. 200 Meter, hat einen
Scheitelpunkt bei knapp 600 Meter. Die zukünf-
tige Neubaustrecke soll ihren Scheitelpunkt bei
750 Meter haben. Sie wird 400 Meter Höhe
ungefähr überwinden. Das Ganze ist durchaus
mit Alpenbahnen zu vergleichen. In den Alpen
werden bekanntlich heute Basistunnel gebaut,
Flachbahnen am Gotthardt, am Brenner, am
Mont-Cenis und nicht neue Steilstrecken. Wir
haben selber Fahrsimulationen durchgeführt,
haben mal simuliert per Computerprogramm, wie
viel Waggons, wie viel Masse ein Güterzug
haben kann, der diese Steilstrecke im Tunnel –
Luftwiderstand im Tunnel kommt dazu – bewäl-

tigt. Wir haben ermittelt, es sind ungefähr 700
Tonnen, was eine moderne 4-achsige Lok noch
ziehen kann. Das sind gerade mal 8 Waggons.
Die Geißlinger Steige, die oft geschmäht wird,
schafft immerhin 900 Tonnen Anhängerlast an
eine moderne Lok. Dann ist immer wieder die
Rede: wir werden leichte, schnelle Güterzüge,
max. 100 km/h einsetzen. Dafür hat die DB Mitte
der 90er Jahre mal einen Testbetrieb durchge-
führt und es hat sich als extrem unwirtschaftlich
erwiesen. Noch zu den Baukosten abschließend
ein paar Worte: die DB hat für beide Projekte
zusammen bekanntlich 7,0 Milliarden Euro
ermittelt, das macht pro Streckenkilometer der
Neubaustrecke, knapp 50 Millionen Euro. Das
Büro Vieregg-Rößler hat im Jahr 2008 für
Stuttgart 21 allein Baukosten von 6 Milliarden
Euro geschätzt. Und für die Neubaustrecke
wahrscheinliche Baukosten von 4,6 Milliarden
Euro bei einer großen Bandbreite. Das führt zu
Kilometerkosten von 80 Millionen Euro. Herr
Vorsitzender, Sie mahnen mich? Darf ich ganz
kurz noch einen Satz sagen? Die DB geht bei
ihrer Kostenberechnung von Angebotsaus-
schreibungspreisen aus. Wir haben eine andere
Kostenbasis, nämlich die Endabrechnungsprei-
se der Baufirmen bei vergleichbaren Projekten.
Und die sind eben genauer als Angebotsaus-
schreibungspreise.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Rößler! Ich
möchte mich auch entschuldigen für die
schlechte Technik. Das ist 90er-Jahre Technik,
so entschieden, als der Bundestag damals ge-
plant wurde. Wir wissen, das ist nicht mehr
zeitgemäß, aber es soll verbessert werden; in
der Tat schwer zu sehen für die meisten Zu-
schauer. Als nächstes kommt dann in unserer
Liste Hannes Rockenbauch für DIE LINKE.

Hannes Rockenbauch (Sprecherkreis Akti-
onsbündnis gegen Stuttgart 21): Sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender, liebe Damen, liebe Herren.
Stuttgart 21 ist überall, Stuttgart 21 ist in aller
Munde und das ist auch gut so. Das Interessante
ist, man muss sich das mal vorstellen, es liegt
nicht an diesem viel zu teuren Tunnelbahnhof mit
dem zweifelhaften Kosten-Nutzen-Verhältnis,
sondern es liegt an dem Widerstand, den wir
gerade so breit und bunt in Stuttgart erleben. Das
ist spannend, denn wenn man auf der einen
Seite schaut, da sind diejenigen, die ja an ihren
alten Beschlüssen festhalten, notfalls mit
Wasserwerfern. Auf der anderen Seite diejeni-
gen, die ihre Heimat verteidigen, ihr Kultur-
denkmal, ihren Schlossgarten, ihr Mineralwasser
schützen wollen. Und in Stuttgart erleben die
Menschen, wie bei so einem Großprojekt immer
nur Scheibchenweise die Wahrheit ans Licht
kommt. Mit jedem Jahr wurde dieses Projekt
teurer und der Nutzen zweifelhafter, siehe Güter-
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züge. Und Herr Andriof zur Wahrheit gehört:
dieses Projekt ist nicht komplett genehmigt. Herr
Kefer sagte es dann schlauer: in wesentlichen
Teilen. Das ist das, was die Leute mitkriegen.
Man hat aber in Stuttgart – und das ist das ent-
scheidende – begriffen: Stuttgart 21 ist ein Pro-
jekt aus dem letzten Jahrhundert. Und da geht es
um die Ziele hinter diesem Projekt. Heutzutage
haben die Menschen andere Vorstellungen von
Zukunft. Sie sehen sie nicht in Beton und Tunnel,
sondern in Investitionen, in Kultur, in Bildung, in
soziales und solidarisches Miteinander. Die
Menschen haben auch begriffen, dass intelli-
gente zukunftsfähige Bahnpolitik nicht darin
besteht auf einzelnen Kurzstrecken mit Hoch-
geschwindigkeit zu rasen, sondern darin, intelli-
gente, gut verknüpfte, leistungsfähige Netze mit
optimierten Umstiegszeiten zu machen. In
Stuttgart weiß man genau, dass das Geschenk,
das als Immobilienprojekt auf einen zukommen
soll, in einer existierenden Stadt zu Zeiten des
Klimawandels ohne Rücksicht auf Klimarele-
vanz, Klimaschneisen und ohne Rücksicht, was
es für einen Verkehr erzeugt, ein zweifelhaftes
Versprechen ist. Aber es soll auf jeden Fall ein
Versprechen auf die Zukunft sein, da soll dann
die schöne Hightech-Stadt in 10 Jahren kom-
men. Die Menschen in Stuttgart sagen: wir wol-
len nicht 10 Jahre auf die Zukunft warten; die
beginnt heute und wir sind bereit sie mitzuges-
talten. Deswegen sind sie für einen Bahnhof mit
Vernunft. Und zur Mitgestaltung: dieses Projekt
ist ein Prototyp einer Entscheidungs- und Pla-
nungskultur, die die Menschen systematisch
ausgegrenzt hat. Der ehemalige Bahnchef Dürr
nannte das einen überfallartigen Vorgang –
dieses ganze Projekt, als es 1994 vorgestellt
wurde. Nach diesem überfallartigen Vorgang
ging es dann wie am Schnürchen, ein Folgebe-
schluss nach dem anderen. Als wir im Jahre
1995 15.000 Unterschriften gesammelt haben,
da war ich dabei, da kamen wir schon zu spät.
Und da waren die Argumente: zu spät, das ist
doch eh ein Bahnprojekt, was wollt ihr? 1997 hat
man ein bisschen versucht, Legitimation durch
eine Bürgerbeteiligung reinzubringen. Die
schönen Ziele: kleinteilig, sozial durchmischt,
kulturell, Stadt der kurzen Wege, arbeiten, zu-
sammen wohnen – das sieht man heute, sie
wurden alle nicht verwirklicht, all das hat nicht
stattgefunden. Stattdessen ein Immobilienpro-
jekt hinterm Bahnhof. Das glauben die Men-
schen nicht mehr, dieser Legitimationsversuch
hat nicht funktioniert. Und dann 2007: dreimal so
viel Unterschriften wie nötig gewesen wären, um
hier wirklich mitzuentscheiden. Dieses Begehren
wurde nicht nur genau mit den gleichen Argu-
menten von 1995 vom Tisch gefegt, sondern
man hat auch noch schnell den Oberbürger-
meister bemächtigt, Verträge zu unterzeichnen,
um bewusst dann – als die Unterschriften da

waren – die demokratische Entscheidung der
Bürgerinnen und Bürger zu unterlaufen und zu
sagen: Ist doch schon alles entschieden. Also
dieses Projekt ist in der Summe ein Paradebei-
spiel, wie es heutzutage in einer modernen
Demokratie nicht laufen darf. Die Menschen
waren es gewöhnt, dass jahrelang über ihren
Köpfen hinweg regiert wurde. Und jetzt erleben
sie in Stuttgart und begeisternd und ansteckend,
wenn jeder nach seiner Fähigkeit, mit seiner
Kreativität einen Beitrag leistet, dann macht es
richtig Spaß, Zukunft in Zukunft selber in die
Hand zu nehmen. Deswegen schließe ich damit:
Stoppen Sie Stuttgart 21! Dieses desaströse,
finanzielle, ökologische und verkehrstechnische
Projekt. Ein kleiner Schritt für das Parlament, ein
großer für die Zukunftsfähigkeit und die Demo-
kratie Deutschlands. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Rockenbauch!
Vorbildlich, vor der Zeit zu Ende. Das war für die
Fraktion DIE LINKE. Wir kommen nun zum
Letzten in dieser Runde, Prof. Rothengatter für
die Koalition.

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Herr Vorsitzender, da fast alle Argu-
mente ausgetauscht sind, darf ich vielleicht um
ein paar unterstützende Bilder bitten, um etwas
Abwechslung zu schaffen. Zunächst einmal geht
es um die Bewertung von Baden-Württemberg
21, das ja besteht aus der Neubaustrecke
zwischen Wendlingen und Ulm und dem Projekt
Stuttgart 21. Hier gibt es eine Nutzen-Kosten-
Untersuchung, die sich aber nur auf die
Neubaustrecke bezieht, denn die liegt in der
Kompetenz des Bundes, während es bei Stutt-
gart 21 keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
auf der öffentlichen Basis gibt. Bis auf eine, die
wir vor etwa anderthalb Jahren durchgeführt
haben im Auftrag des Landes. Hier sind alle
Komponenten zusammengefasst worden von
Baden-Württemberg 21. Diese Komponenten
sind auf der Systemebene untersucht worden,
also nicht mit der Standard Nutzen-Kosten-
Untersuchung, wie sie im Rahmen der Bundes-
verkehrswegeplanung stattfindet. Also eine
Systemanalyse die zunächst einmal die euro-
päischen Ergebnisse der Beziehung zwischen
verbesserter Erreichbarkeit und wirtschaftlichem
Aufschwung, wirtschaftlichem Wachstum un-
tersucht. Das ist projiziert worden auf Ba-
den-Württemberg. Die Erfolgsfaktoren sind sys-
tematisch untersucht worden, auch die hem-
menden Faktoren, und am Ende dann die
Strukturentwicklung in Baden-Württemberg für
die Zukunft. Und das ist das wichtigste über-
haupt, denn die Zeit bleibt nicht stehen, man
muss sehen, dass solche Planungen dann zu
Objekten führen, die über 80 oder 100 Jahre
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nutzbar sind. Das heißt, man muss in die Zukunft
schauen, nicht in die Vergangenheit. Was her-
auskommt im Bild 2 ist zu sehen, dass ganz
erhebliche positive wirtschaftliche Effekte lang-
fristig zu erwarten sind. 440 bis 530 Milliarden
zusätzlicher Wertschöpfung, 8.000 bis 10.000
Menschen in Baden-Württemberg, die zusätzlich
Beschäftigung finden und das Projekt passt
mit dem Strukturwandel in Baden-Württemberg
zusammen. Man muss einfach sehen, wir haben
in Baden-Württemberg einen sehr hohen Pro-
duktionsanteil. Das wird auf die Dauer so nicht
haltbar sein. Baden-Württemberg wird nicht auf
Dauer so viele Endprodukte exportieren können,
wie das heute der Fall ist. Sondern es werden
Komponenten sein, Hightech-Komponenten plus
produktionsnahe Dienstleistungen. In diesem
Bereich liegt die Zukunft. Das verlangt wesent-
lich höhere Qualifikationsniveaus bei den Be-
schäftigten, als es heute der Fall ist. Wir haben
einen eindeutigen Zusammenhang zwischen
Qualifikationsniveau und Mobilitätsansprüchen
der Beschäftigten. Dies führt dazu, dass der
Hochgeschwindigkeitsverkehr und der Luftver-
kehr in der Zukunft die höchsten Wachstumsra-
ten haben werden. Und hier passt Baden-
Württemberg mit diesem Projekt auch voll hinein.
Wir sehen, dass es auf einer transeuropäischen
Achse liegt und alle europäischen Untersu-
chungen, die zu diesem Korridor 17 der trans-
europäischen Netze gemacht worden sind,
kommen zu einem positiven Ergebnis. Jetzt zu
Einzelpunkten die genannt worden sind. Um-
weltbereich: wir haben Reduzierung des Lärms,
wir haben eine Verkehrsverlagerung, rechne-
risch um rund 1 Milliarde Personenkilometer,
oder PKW-Kilometer. Wir haben eine Reduzie-
rung der versiegelten Flächen im Stuttgarter
Innenstadtbereich um ca. 50 Hektar. Wir haben
eine Reduzierung der CO2-Emission um ca.
180.000 Tonnen pro Jahr. Wir haben einen
CO2-freien Bahnhof. Wir haben eine Green-City,
die gestaltbar ist. Es ist nicht so, dass diese
Immobilienprojekte fest sind, da gibt es Ideen für
die Bebauung, die ja lange nicht abgeschlossen
sind. Das heißt, man hat noch alle Möglichkeiten,
diesen Stuttgarter Kern zu einer Green-City zu
formen. deswegen ist Stuttgart 21 auch ein
grünes Projekt. Als letztes die Leistungsfähigkeit:
die Diskussion ist auf eine völlig falsche Ebene
gekommen und zwar durch das Missverständnis
einer Studie die von SMA vor rund 2 Jahren
angefertigt worden ist. Die Geheimhaltung dieser
Studie war eigentlich das A und O. Das hat die
Wellen geschlagen, nicht die Dinge, die in der
Studie selbst drinstanden die sind völlig selbst-
verständlich. Die Stellungnahme von SMA, die
vor ungefähr einem halben Jahr herauskam, im
Juni 2010, ist nirgendwo zitiert in den Papieren.
Diese Stellungnahme stellt eindeutig klar, dass
es nur noch ganz wenige enge Stellen gibt, um

die man sich konkret kümmern muss in der
Gestaltung. Ansonsten sind alle Punkte ausge-
räumt. Die alternativen Kostenschätzungen
kombinieren hier Horrorzahlen, die für mich nicht
nachvollziehbar sind. Was den Güterverkehr
angeht, da habe ich eine ganz andere Vorstel-
lung von der Zukunft als die meisten, die hier
vortragen. Ich sehe den Güterverkehr der Bahn
eben nicht so, dass das nachvollzogen wird, was
in den letzten 40 Jahren schon beobachtbar war,
dass die Bahn immer besser wurde auf den
langen Strecken, mit langen und schweren
Zügen. Sondern die Zukunft der Bahn wird auch
darin liegen, Logistikleistungen anzubieten und
dies wird zunehmend im Bereich der leichteren
Güter erforderlich sein. Das heißt, vertaktete
Logistikzüge werden die Zukunft sein. Es wird
ein wichtiges Bahnsegment sein für die Bahn
und es wird zu leichten Güterzügen führen. Wir
haben diesen Prozess der Miniaturisierung der
Güterverkehrswelt und nicht der Verstärkung der
Massenguttransporte und in diese Welt würde
der leichte Güterzug durchaus hinein passen.
Alternativen sehe ich nicht. K 21 ist für mich
keine Alternative, sondern eine Idee. Ich
schließe mit dem geflügelten Wort – ich bin ja
Wirtschaftswissenschaftler – und darf den Nobel-
preisträger Milton Friedman zitieren, der 1976
schon formuliert hat: Es gibt nichts umsonst. Und
wer so tut, als könne man für Stuttgart und für
den Albaufstieg, also für diese topographisch
schwierigsten Gebiete in Deutschland, eine
Billiglösung finden, die letztlich gute Ergebnisse
liefert, der gehört ins Reich der Magier.

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war Prof.
Rothengatter. Ich wusste gar nicht, dass ein
Nobelpreisträger sich zu der Strecke schon
geäußert hat. Ich darf, bevor wir in die Runde der
Fraktionssprecher kommen, noch etwas nach-
holen nämlich bei Anhörungen ist es auch guter
Brauch, dass immer die Regierung beteiligt ist.
Links neben mir sitzt der Parlamentarische
Staatssekretär Ferlemann, dann Staatssekretär
Scheurle und der Parlamentarische Staatssek-
retär Scheuer. Sie müssen wissen, dass die
Regierung im Prinzip immer Rederecht hat. Also,
sie könnten sich auch einschalten und sie kann
auch gefragt werden. Die Regierung darf aber
auch auf das Rederecht verzichten. Also beides
ist möglich. So, jetzt liegt mir die Reihenfolge der
Sprecher der Fraktionen vor. Wir beginnen mit
der Fraktion CDU/CSU, das ist der Abg. Kauf-
mann, zufälligerweise aus Stuttgart.

Abg. Dr. Stefan Kaufmann: Vielen Dank und
guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und
Herrn. Die Stellungnahmen der Sachverständi-
gen Dr. Andriof, Dr. Kefer, Prof. Martin und Prof.
Rothengatter haben nochmals deutlich gemacht,
dass es vorwiegend um mehr geht, als um die
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vollständige Neuordnung des Bahnknoten
Stuttgart mit einem neuen Durchgangsbahnhof,
einer neuen Flughafenanbindung, einer neuen
Schnellbahnstrecke. Es geht um eine einmalige
Zukunftschance für die international führende
Wirtschaftsregion Stuttgart und dem Industrie-
standort Baden-Württemberg. Ein Infrastruktur-
projekt von nationaler Bedeutung. Und es geht
um eine einmalige städtebauliche Chance für die
Stadt Stuttgart. Es geht darum, Stadtquartiere zu
verbinden, die seit fast 100 Jahren die Stadt
mitten im Zentrum zerschneiden. Es geht darum,
auf 80 Hektar neuer Fläche Wohnen und Arbei-
ten der Zukunft zu entwickeln und 20 Hektar
neue Parkflächen zu schaffen. Und dort, wo in 15
Jahren tausende neue Arbeitsplätze und bis zu
11.000 neue Wohnungen entstehen, soll ein
Musterbeispiel für nachhaltiges Wohnen und
urbanes Bauen gegeben werden. Die Stadt, wird
alle Interessierten an den Plänen für eine groß-
artige und einmalige Chance zur ökologischen
Stadterweiterung mitten in der City, beteiligen.
Ein Verfahren wurde von der Stadt dieser Tage
begonnen. Meine Damen und Herren, das Pro-
jekt kommt auch nicht etwa über Nacht. Zwi-
schen dem Grundsatzbeschluss für das Projekt
im Jahr 1995 und heute liegen 15 Jahre inten-
siver Diskussion und Planung, das wurde ge-
nannt. An der Legitimation des Projekts können
angesichts zahlreicher parlamentarischer Ent-
scheidungen mit deutlicher Mehrheit, zwei Drittel
Mehrheit zumeist in Bund, Land, Region und
Stadt keine Zweifel bestehen. Die Union hat, wie
auf allen anderen Ebenen, auch im Bund immer
zu Stuttgart 21 und der Neubaustrecke gestan-
den und steht auch weiterhin ohne wenn und
aber dazu. Auch die SPD hat bis vor kurzem zum
Projekt gestanden. Es war sogar der damalige
SPD-Verkehrsminister Tiefensee, der die Finan-
zierungsvereinbarung vom 1. April 2009 für die
Bundesregierung unterzeichnet hat, auch daran
soll erinnert sein. Deutschland hat sich zudem
bereits 1992 im Staatsvertrag von La Rochelle
zum Bau der deutschen Teilstrecken der euro-
päischen Magistrale Paris - Wien - Budapest
verpflichtet. Die Notwendigkeit einer Neuord-
nung des Bahnknotens und zur Anbindung des
Stuttgarter Bahnhofes an das europäische
Hochgeschwindigkeitsnetz war also über alle
Parteien hinweg stets Konsens. Noch 2005
haben BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD hier
im Bundestag einen Antrag gestellt, indem sie
fordern, der Magistrale Paris-Budapest und
mithin der Neubaustrecke Stuttgart-Ulm höchste
Priorität einzuräumen und alle verfügbaren Mittel
hierfür bei Land und Europäischer Union ein-
zuwerben. Dies alles haben die Grünen nun auf
dem Altar ihrer Stuttgart 21-Verhinderungs-
strategie geopfert. Eine Neubaustrecke soll es
nicht mehr geben und damit auch keine Verla-
gerung des Individual- und des Flugverkehrs auf

die Schiene. Trotz der dargestellten klaren
Ausgangslage und großer Zustimmung in der
Stuttgarter Bevölkerung zum Projekt noch Ende
der 90er Jahre, hat die Eskalation des Streites in
den letzten Monaten eine Befriedung der Situa-
tion durch eine Schlichtung notwendig gemacht.
Hierzu stehen wir auch als Union. In der aufge-
heizten Lage ist es wichtig, die Argumente beider
Seiten zu hören und die Sorgen und Ängste der
Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen. Die
Schlichtung hat jedenfalls zu einer deutlichen
Versachlichung der Diskussion in Stuttgart bei-
getragen. Die Zahl der Demonstrationen und der
daran beteiligten Bürgerinnen und Bürger hat
seither merklich abgenommen. Schon in den
ersten Schlichtungsgesprächen hat sich gezeigt,
dass zentrale Kritikpunkte der Stuttgart
21-Gegner nicht haltbar sind. So etwa die Kritik
an der nicht ausreichenden Kapazität des
Durchgangsbahnhofes. Hierzu hat Ihnen Prof.
Martin vorher bereits ausgeführt. Die Schlichtung
hat aber insbesondere auch gezeigt, dass die so
genannte Alternative der Gegner, K 21 genannt,
ein Phantom ist und bleibt. Es existiert seit dem
Abrücken der Gegnern von der Neubaustrecke
kein konkreter Vorschlag für eine Alternativ-
strecke von Stuttgart nach Ulm. Als Gegenent-
wurf zu Stuttgart 21 bleib dann eine milliarden-
teure Ertüchtigung des bestehenden Bahnhofs,
geschätzt 1,4 bis 1,8 Milliarden samt marodem
Gleisvorfeld und einer Ertüchtigung der Be-
standsstrecke nach Ulm übrig. K 21 – das Grüne
und Linke seit Jahren propagieren und das
Tausende auf die Straße gelockt hat, existiert nur
noch auf dem Papier. Es hat zwischenzeitlich
auch keine politische Unterstützung mehr. Die
Herren Vieregg und Rößler – Herr Rößler ist
heute ja da – haben am 7. September 2010 eine
von den Grünen in Auftrag gegebene Studie zur
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm vorgelegt.
Während die Aussagen zu vermuteten Kosten-
entwicklung von den Medien groß aufgenommen
wurden – Stichwort: plus 10 Milliarden – blieben
die verkehrlichen Aussagen im Papier weitge-
hend unbeachtet. Dabei beinhalten die sehr
oberflächlichen Überlegungen zum Aus- und
Neubau der Bestandsstrecke im Filstal und über
die Alb bis Ulm erhebliches Konfliktpotenzial. Der
Verkehrsexperte Bitzer hat in seinem Vortrag für
das Bündnis der Befürworter im Rahmen der
Schlichtungsverhandlungen die konkreten Aus-
wirkungen dieser Überlegungen auf die betrof-
fenen Kommunen dargestellt. Herr Rößler, Sie
sind daraufhin die erwarteten Antworten zu die-
sen konkreten Auswirkungen Ihres Alternativ-
vorschlages zur Neubaustrecke Wendlin-
gen-Ulm schuldig geblieben. Sachliche Aufklä-
rung tut also Not. Gerne wollen wir daher auch
hier und heute im Bundestag noch einmal Fakten
und Argumente hören und aufgreifen und damit
zu einer Objektivierung der Lage beitragen.
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Schließlich geht es auch darum, verlorenge-
gangenes Vertrauen in Politik und Entschei-
dungsträger bei den Projektverantwortlichen
zurückzugewinnen und der Untergrabung fach-
licher Expertise durch selbsternannte Experten
entgegenzuwirken. Ein letztes Wort zu den
Anträgen der Opposition: Sie fordern in Ihren
Anträgen einen sofortigen Baustopp und eine
nach Meinung namhafter Verfassungsexperten
verfassungswidrige Volksabstimmung. Da ist es
schon etwas bezeichnend, dass Sie heute
keinen Juristen hier eingeladen haben, um zu
diesem Thema „Volksabstimmung“ Stellung zu
nehmen. Herzlichen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war der Abge-
ordnete Kaufmann für die CDU/CSU-Fraktion.
Für die SPD hat nun das Wort der verkehrspoli-
tische Sprecher Uwe Beckmeyer.

Abg. Uwe Beckmeyer: Herr Kaufmann, zwei
Fakten oder zwei Worte die Sie eben benutzt
haben, Fakten und Argumente sollen auf den
Tisch kommen, das kann ich unterstreichen. Es
geht um Transparenz der Entscheidungsgrund-
lagen, sowohl beim Bund, als auch bei der DB
AG. Was wir zurzeit nur vorfinden ist, dass wenn
wir als Opposition hier im Deutschen Bundestag
detaillierte Fragen an die Bundesregierung stellt,
bekommen wir Antworten, mit denen wir kaum
etwas anfangen können. Weil häufig die Ausrede
benutzt wird, das sind Daten der DB AG, die
stehen uns nicht zur Verfügung, die haben uns
eigentlich auch nicht zu interessieren. Das ist
etwas, was ignorant ist und was im Grunde auch
nicht akzeptiert werden kann. Und darum haben
wir heute hier eine Anhörung. Ich glaube mal,
dass dieses auch genutzt werden muss. Und
meine Erwartung ist – auch die meiner Fraktion
–, dass wir hier in der Frage endlich Transparenz
bekommen. Auch bei wichtigen Zahlen und bei
wichtigen Entscheidungsgrundlagen, die sowohl
beim Bund als Eigentümer, aber auch natürlich
bei der DB AG selbst vorgefunden werden
können und stattgefunden haben. Zweitens, ich
danke Herrn Prof. Böttger, dass er eingesprun-
gen ist, relativ kurzfristig. Wir haben einen Gut-
achter, einen Sachverständigen genannt, Herrn
Heinrich Best, Diplomingenieur, der sich auch
bereit gefunden hatte, er war und ist Mitglied des
Verbandes Beratender Ingenieure in Deutsch-
land. Der hat uns kurzfristig leider einen Korb
geben müssen, weil es heftigen Druck gegeben
hat auf seine Person, doch dieses hier zu unter-
lassen. Das ist ein Umstand, den ich nicht weiter
bewerten möchte. Aber die Tatsache als solches
ist bezeichnend. Und ich sage an dieser Stelle,
wer immer für diesen Druck mitverantwortlich ist,
der möge sich schämen für diese Demokratie.
Zweitens das Projekt S 21 und die Neubaustre-
cke. Dieses Projekt ist ein wichtiges Projekt im

Südwesten der Republik. Baden-Württemberg
hat ein großes regionalwirtschaftliches Interesse
an der Realisierung. Das ist komplett nachvoll-
ziehbar. Interesse, an der Anbindung der Regi-
on, an den Flughafen, an die Messe und deshalb
finanziert auch Baden-Württemberg einen
Löwenanteil. Das ist in Ordnung, in gar keiner
Weise zu kritisieren. S 21 und die Neubaustrecke
haben aber keinen Sonderstatus in Deutschland.
Sondern sie sind für den Bund Teil von Projek-
ten, wie viele andere auch im Bereich der Neu-
bau- und Ausbaustrecken des Bundes. Sie
haben teilweise vielleicht auch in der Prioritäts-
liste eine nachrangigere Priorität, weil es wich-
tigere Projekte gibt. Insofern ist eine Projekt-
überhöhung – wie durch die Frau Bundeskanz-
lerin hervorgehoben – völlig irrelevant. Es ist ein
Projekt von regionaler Bedeutung. Die europäi-
sche Magistrale – und ich bin insofern Ihnen,
Herr Dr. Kefer, dankbar – ist natürlich ein Teil
dieses Projektes. Aber wer fährt denn von Bra-
tislava nach Paris? Es sind doch immer die
Städteverbindungen, die entscheidend sind und
die beurteilt werden können und müssen. Inso-
fern ist immer noch die Frage, ob denn der ICE in
Richtung Flughafen Stuttgart für die ICE-Leute,
für die Bahn oder für den Flughafen gut ist. Das
wird sich noch entscheiden. Drittens: solange
sich S 21 und die Neubaustrecke im Rahmen der
kalkulierten Kosten bewegen, ist an diesem
Gesamtprojekt aus Sicht des Bundes, denke ich,
nichts zu beanstanden. Erst wenn S 21 und die
Neubaustrecke kostenmäßig aus dem Ruder
laufen, das ist der entscheidende Punkt, und das
bei knappem Geld des Bundes und bei zusätz-
lichem Geld, dass die DB AG dann binden muss.
Hier fehlt uns die zeitnahe Realisierung anderer
Projekte in der Bundesrepublik Deutschland, die
prioritär mindestens so wichtig, wenn nicht noch
wichtiger sind. Das 3-Milliarden-Projekt zum
Beispiel, das Aufbohren sämtlicher wichtiger
Flaschenhälse in der Republik, was uns in der
letzten Legislaturperiode – durch Sie, Herr Dr.
Kefer, und durch Ihren damalige Kollegen Herrn
Garber – vorgestellt worden ist. Die Frage ist:
Was wird daraus? Gibt es das noch weiter? Also,
hier gibt es einiges insofern zu beachten, dass
uns nicht das Geld abhanden kommt für Weite-
res. Die Schieneninfrastrukturprojekte in
Deutschland – denke ich – haben das verdient.
Ich will an dieser Stelle auch sagen, bislang hat
sich der Vorstand und der Aufsichtsrat der DB
AG an diese Maxime gehalten, ich hoffe es. Ich
werde dazu nachher auch noch ein paar Fragen
stellen. Denn es bestand ja für die DB AG am 31.
Dezember 2009 durchaus noch das vertragliche
Ausstiegsrecht. Mein letzter Satz: wir lesen in
den Zeitungen, dass wir zurzeit bei den Neu-
baustrecken, Ausbaustrecken ungefähr 1,8
Milliarden Euro brauchen – nach Auskunft von
Herrn Grube – aber nur 1,4 Milliarden Euro jähr-
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lich haben. Und da merken Sie, wie eng wir sind.
Wir werden ja morgen weitere Details und In-
formationen von der Bundesregierung bekom-
men zu den Schienenausbaustrecken. Das
werden wir dann ja auch noch weiter in die Be-
urteilung der Zukunft einbeziehen können.
Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Uwe Beckmeyer für
SPD-Fraktion. Wir machen weiter mit der
FDP-Fraktion, Patrick Döring, er ist der ver-
kehrspolitische Sprecher und auch kundig in der
Sache. Er ist nämlich auch im Aufsichtsrat der
DB AG.

Abg. Patrick Döring: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender! Vielen Dank, sehr geehrte Herren
Sachverständige! Für die FDP-Fraktion will ich
nur eine kurze Vorbemerkung und drei sachliche
Feststellungen treffen. Zunächst glaube ich,
zeigt die Anhörung hier, die ja im Einvernehmen
mit allen Fraktionen vereinbart worden ist, dass,
obwohl es ein Projekt des Bedarfsplanes ist,
nämlich die Neubaustrecke Wendlingen-Ulm, es
auch ein besonderes verkehrspolitisches Projekt
ist. Das zeigt schon allein die Mobilisierung der
Menschen in der Region und die überregionale
Presseresonanz, die die Fragen rund um die
Realisierbarkeit dieses Projektes erzeugt hat.
Deshalb glaube ich, ist es auch klug, dass wir in
dieser Phase über das sprechen, was den Bund
betrifft. Und nicht über die Frage sprechen, was
ist in der Landesverfassung des Landes Baden-
Württemberg möglich oder nicht möglich. Ich
glaube, dass auch die Passagen der Anträge der
Oppositionskollegen an dieser Stelle, in diesem
Hause sicher falsch gestellt sind. Das muss an
anderer Stelle geklärt werden, notfalls auch mit
Verfassungsänderungen. Klar ist, es ist die
Aufgabe des Haushaltsgesetzgebers – und da
schließe ich durchaus auch die Äußerung von
Herrn Prof. Böttger ein –, dass wir den verkehr-
lichen Nutzen im Blick haben müssen. Weiterhin:
Sind die entstehenden Kosten für den Bundes-
haushalt vertretbar und gibt es Rückwirkungen
und Auswirkungen auf andere eisenbahnpoliti-
sche Zielsetzungen der Bundesregierung und
dieser Koalition? Für die FDP-Fraktion kommen
wir jedenfalls bisher und ich bin ganz sicher auch
zukünftig zu dem Schluss, dass sowohl die
Kosten als auch die verkehrlichen Nutzen es
rechtfertigen, an diesem Projekt festzuhalten. Es
ist außerdem aus unserer Sicht vernünftig, dass
wir in dem Gespräch hier und in den weiteren
Gesprächen darauf hinweisen, dass natürlich
unmittelbar vor Beginn einer solchen Realisie-
rung die Aufgeregtheit, die Wahrnehmung und
auch die Diskussion über den Sinn eines solchen
Projektes am höchsten ist. Aber dass am Ende
natürlich auch die langfristige und mittelfristige
Auswirkung solcher Infrastrukturentscheidungen

berücksichtigt werden muss. Heute ist das
Gleisvorfeld der Stadt Stuttgart etwa 100 bis 150
Jahre alt und wahrscheinlich ist damals zu Be-
ginn auch anders über die Nutzen der Eisen-
bahnen in Stuttgart diskutiert worden, als man
heute über die vorhandene Architektur reden
würde. Deshalb glaube ich, sollten wir auch die
langfristige Perspektive von verkehrspolitischen
Entscheidungen nicht außer acht lassen. Es gibt
eine Grundposition die bisher Konsens war im
Deutschen Bundestag und auch für die FDP-
Fraktion, dass ein attraktiver Schienenperso-
nenfernverkehr auf Hochgeschwindigkeits-
strecken zu Verkehrsverlagerungen vom PKW
auf die Schiene und vom Inlandsflug auf die
Schiene führt. Diese eisenbahnpolitische
Grundkonzeption ist auch Auftrag des Eisen-
bahnunternehmens DB AG, hier mehr Kunden-
nutzen und mehr Kundenchancen zu schaffen.
Es gibt bis heute – nach meiner Kenntnis – auch
weder im Deutschen Bundestag formal noch
darüber hinaus in den politischen Kreisen eine
ernsthaft Diskussion darüber, ob die Strategie für
attraktive Schienenpersonenfernverkehrsverbin-
dungen falsch war oder gar aufgegeben werden
müsste. Deshalb kann man natürlich jederzeit
andere Prämissen annehmen. Aber wir plädieren
dafür, die verkehrspolitischen und eisenbahnpo-
litischen Grundprämissen, die die letzten Jahre
seit der Organisationsprivatisierung der DB AG
in diesem Land gegolten haben, auch für dieses
Projekt anzuwenden und nicht den Eindruck zu
erwecken, man könnte nur um dieses Projekt
anders darzustellen, an diesen Prämissen jetzt
kurzfristig oder gar nur regional etwas ändern.
Das wäre eine Grundsatzentscheidung, die den
Eisenbahnverkehr in Deutschland insgesamt
betreffen würde. Letzte Bemerkung: Herzlichen
Dank Herrn Dr. Andriof und allen anderen, die
darauf hingewiesen haben, wie die historische
Genese der Entscheidungen dieses Bauprojek-
tes ist. Und ich sage ganz ausdrücklich, zumin-
dest für die 11.000 Menschen, die sich im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens und
mit ihren Eingaben an der Planfeststellung be-
teiligt haben, kann das Projekt nicht überfallartig
gekommen sein. Die rechtstaatlichen Instru-
mente die dort in dem Planfeststellungsverfahren
am Ende ja auch zu Urteilen geführt haben und
zu rechtskräftigen Feststellungen geführt haben,
haben in einem Rechtstaat mindestens die
gleichen Bedeutung, wie auch der verfas-
sungsmäßige legitimierte Bürgerprotest, den wir
jeden Tag sehen. Aber am Ende gilt auch, die
letzte Instanz in diesem Land ist nicht die Sitz-
blockade. Deshalb glaube ich ist es klug, dass
wir daraus keine demokratietheoretische Dis-
kussion machen, sondern uns verkehrspolitisch
an Kosten und Nutzen dieser Frage orientieren.
Vielen Dank!
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Vorsitzender: Vielen Dank, Patrick Döring für
die FDP-Fraktion! Nun spricht Frau Leidig für DIE
LINKE.

Abg. Sabine Leidig: Ich möchte damit begin-
nen, dass auch ich der Meinung bin, auch wir der
Meinung sind, dass Stuttgart 21 und die Neu-
baustrecke – bezeichnet als Baden-Württemberg
21 – ein Projekt des Bundes ist, so wie es auch
der Bundesrechnungshof beschrieben hat, weil
der Bund eben den Löwenanteil der Kosten
beisteuert und eben auch die Mittel der Bahn
letztlich Bundesmittel sind, zu einem erheblichen
Anteil. Deshalb muss auf Bundesebene die
Entscheidung über den Fortgang dieses Pro-
jektes gefällt werden. Wir sind der Meinung, dass
das Parlament den Ausstieg aus dem Projekt
vorbereiten und beschließen und konkrete
Schritte dafür entwickeln muss, aus drei Grün-
den. Der erste Grund bezieht sich auf den ver-
kehrlichen Nutzen. Der bestehende Bahnhof in
Stuttgart ist nicht ausgelastet. Und wir wissen
aus ganz konkreten Untersuchungen der Kapa-
zitätsmöglichkeiten aus Ende der 60er bis Mitte
der 70er Jahre, dass damals 810 Züge täglich
gefahren sind, obwohl jede Menge Rangierar-
beiten und so weiter notwendig waren. Derzeit
fahren 650 Züge täglich. Es wäre durchaus
möglich, dieses Bahnhof, der in der Praxis be-
wiesen hat, dass er vielmehr Kapazität hat,
sozusagen wieder zu ertüchtigen, ohne dass
man sozusagen einer Fiktion nacheilen muss,
die Milliarden verschlingt und noch längst nicht
realisiert ist und dann vielleicht eine ähnliche
Kapazität hätte. Zweitens gibt es, was die Frage
der Konzentration auf die Fernverkehrs- und
Hochgeschwindigkeitsabschnitte angeht, durch-
aus den Bedarf, die bestehende bisherige
Bahnpolitik zu analysieren. Fakt ist nämlich, dass
in den letzten Jahren im Zeitabschnitt von 1994
bis 2008, obwohl der größte Anteil der Investiti-
onen in diesem Zeitraum in den Schienenfern-
verkehr gesteckt worden ist, das Verkehrsauf-
kommen im Fernverkehr bei der Bahn zurück-
gegangen ist. Also muss man sich doch die
Frage stellen, ob es die richtige Strategie ist. Und
bevor man das nicht analysiert hat – finde ich –
darf man nicht bei einem so großen Projekt mit
solchen gewaltigen öffentlichen Mitteleinsatz auf
das gleiche Pferd setzen, das möglicherweise
und wahrscheinlich in die falsche Richtung läuft.
Zweitens, die finanzielle Dimension. Es ist nicht
nachvollziehbar, wie die konkrete Kostenbe-
rechnung bei diesem Projekt zustande kommt.
Wenn man sich allein das Thema „Tunnelbau-
werke“ genau anschaut – und es werden 60
Kilometer Tunnel insgesamt gebaut – und sieht,
dass dort Tunneldurchmesser eingeplant sind,
die mit der bestehenden Realität überhaupt nicht
zusammen passen. Wenn man sieht, dass die
Tunnelwände dünner werden sollen und so

weiter, dann muss man die Frage aufwerfen, ob
da nicht schöngerechnet worden ist. Und diese
Frage liegt auf der Hand, leider. Zweitens, es gibt
für solche gigantischen Projekte kein Geld, das
man übrig hat, um so was Schönes, Tolles,
Neues zu bauen, während auf der anderen Seite
in vielen Bereichen an elementaren Dingen
gespart wird. Das betrifft die Stadt Stuttgart, das
betrifft das Land Baden-Württemberg, aber das
betrifft eben auch den Bund. Und wir haben
gerade schon gehört, dass wesentliche Ver-
kehrsprojekte, Schienenverkehrsprojekte nach
hinten geschoben werden, nicht umgesetzt
werden, Nadelöhrbeseitigung, Ertüchtigung von
Strecken, Investitionen, die es dringend nötig
hätten und die insgesamt dazu führen, dass der
Schienenverkehr als Ganzes attraktiver und im
Netz geschwinder werden würde. Dritter und
letzter Punkt, die Frage der Demokratie. Faktisch
ist dieser Beschluss, diese Rahmenvereinbarung
zwischen Bahn, Stadt und Land 1995 be-
schlossen worden, nachdem 1994 das Projekt
vorgestellt worden ist. Also keine lange Zeit der
Beteiligungen. Und es gibt auch Zitate, die davon
sprechen, dass sich die Bahn darüber freut, dass
ein Überraschungscoup gelungen ist. Wenn man
davon redet, dass eine Planfeststellung stattge-
funden hat, muss man einfach sagen: Die Leute
konnten nur zu dem bestehenden Plan Ein-
sprüche geltend machen. Aber wirklich ein solch
großes Projekt demokratisch zu diskutieren und
auf die Beine zu stellen, würde bedeuten, sich
unterschiedliche Alternativen anzugucken. Ich
möchte noch zuletzt sagen, dass auch die Be-
teiligung des Parlaments ausgesprochen spär-
lich gelaufen ist und wir sehr viele grundlegende
Informationen nicht bekommen hätten, wenn
nicht die Bürgerbewegung in Stuttgart dafür
gesorgt hätte, dass Transparenz in diesen Pro-
zess kommt. Deshalb bin ich auch sehr froh als
Abgeordnete, dass es diesen öffentlichen Druck
gegeben hat und ich hoffe, dass wir auf besserer
Grundlage bessere Entscheidungen treffen
können.

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war die Abg.
Leidig, die zugleich die verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. ist. Als
Letzter in dieser Runde Dr. Anton Hofreiter für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abg. Dr. Anton Hofreiter: Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren!
Wir lehnen den Bau von Stuttgart 21 und die
Strecke in der Form Ulm-Wendlingen ab, weil wir
für den Ausbau der Bahn sind. Dieses Projekt
frisst Milliarden an Steuergeldern auf und die
Kosten stehen in keinem Verhältnis zum Nutzen.
Weder für den Personenverkehr noch für den
Güterverkehr, geschweige dass hier irgendetwas
transparent oder gar sauber gewesen wäre. Zur
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Transparenz und Legitimation: Das Bundesver-
kehrsministerium hat unsere jüngsten Anfragen
wieder nicht beantwortet zu Stuttgart 21. Und
zwar mit der dreisten Aussage: Es handelt sich
um ein eigenwirtschaftliches Projekt der DB AG.
Das ist offensichtlich falsch. Denn dankenswer-
terweise hat die Bahn in ihrer eigenen Haus-
zeitschrift „Mobil“ klargestellt, dass allein 1,2
Milliarden Euro Bundesmittel nur für den Bahn-
hofsumbau eingestellt werden. Mal ganz abge-
sehen von den Hunderten von Millionen von
Land und Stadt. Auch die Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung der Bahn ist geheim. Nicht ein ein-
ziger Bundestagsabgeordneter hat jemals die
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Bahn zu
Stuttgart 21 sehen dürfen. Und das obwohl die
Bahn uns zu 100 Prozent gehört und wir Jahr für
Jahr Milliarden von Euro in dieses Unternehmen
stecken. Zu den Kosten: Als im Jahre 1995
dieses Projekt begonnen wurde, war von 4 Mil-
liarden Euro die Rede. 2009 – zum Abschluss
der Finanzierungsvereinbarung – waren es dann
5 Milliarden Euro. Jetzt, im Jahre 2010, sind es
offiziell 7 Milliarden Euro und die Fachebene von
DB Netz, nicht die Vorstandsebene, die meistens
keine Eisenbahner sind, sondern die Fachebene
von DB Netz geht – zumindest in Vier-Augen-
Gesprächen – von mindestens 11, 12 Milliarden
Euro Kosten für die beiden Projekte aus, die
Fachebene der DB AG selber. Das muss man ins
Verhältnis setzten. Wir haben auf Bundesebene
nur 1,1 Milliarden Euro Jahr für Jahr für alle
Bahnprojekte in allen 16 Bundesländern zur
Verfügung. Wir haben jetzt schon allein für 37
Milliarden Euro Projekte beschlossen im Be-
darfsplan. In Baden-Württemberg selbst fehlen
noch 4 Milliarden Euro zum Ausbau der Rhein-
talstrecke. Wir sind da ewig im Verzug, obwohl
auf dieser Strecke hunderte von Güterzügen am
Tag fahren. Zum Nutzen: Es gibt eine neue
Wirtschaftlichkeitsberechnung und dank Stutt-
garter Zeitung, dank der Recherche investi-
gativer Journalisten, ist die jetzt auch bekannt
geworden. Die neue Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung liegt bei 1,2 für die Neubaustrecke, bei 1,2
liegen wir. Bis vor kurzem waren es 1,05, aber
das war angeblich ein Rechenfehler. Jetzt
schauen wir uns diese Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung mal genau an. Was stellt man dabei
fest? Wenn man aus dieser Wirtschaftlichkeits-
untersuchung die Güterzüge raus rechnet – es
handelt sich dabei um virtuelle leichte Güterzü-
ge, die nirgendwo in Deutschland real fahren –
wenn man die raus rechnet, bei welchem Faktor
liegen wir dann? Laut der offiziellen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung, die selbstverständlich
das Verkehrsministerium wieder geheim hält,
liegen wir dann bei 0,92. Das Projekt dürfte also
gar nicht gebaut werden, aber das ist ja nicht das
erste Mal das so getrickst wird. Schon bei der
Strecke Ingolstadt-Nürnberg ist man auf 1,2

gekommen, Wirtschaftlichkeit. Da hat man sogar
76 virtuelle Güterzüge eingerechnet. Raten Sie
mal, wie viele Güterzüge real jetzt auf der
Strecke fahren? Nicht ein einziger fährt auf die-
ser Neubaustrecke. Logischerweise auch, es ist
eine Hochgeschwindigkeitsstrecke, die dürfen
tagsüber da gar nicht fahren. Gleichzeitig – wenn
die Bundesregierung mit Hilfe von virtuellen
Güterzügen Milliarden von Euro hier versenken
will – stehen de facto Unmengen Güterzüge im
Stau, haben wir Unmengen Engpässe. Unsere
Häfen können nicht vernünftig abgefahren wer-
den, Millionen von Pendlern quetschen sich Tag
für Tag in überfüllte Züge rein und dafür haben
Sie kein Geld zur Verfügung. Wir machen was
ganz, ganz Einfaches. Legen Sie endlich die
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit all ihren
Grundlagen auf den Tisch, sowohl für Stuttgart
21 als auch für die Neubaustrecke und dann
erledigt sich das Projekt von ganz allein. Warum
erledigt sich das Projekt von ganz allein? Weil
nach Bundeshaushaltsordnung dürften wir es
noch gar nicht finanzieren. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war Herr Dr.
Hofreiter für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Jetzt
hat sich die Bundesregierung zu Wort gemeldet.
Der Parlamentarische Staatssekretär Herr
Ferlemann hat das Wort. Vielleicht können Sie
auch gleich etwas zu den verschiedenen Punk-
ten sagen, die bereits bezogen auf die Bundes-
regierung angesprochen waren, wie Wirtschaft-
lichkeitsrechnung, Geheimhaltung.

PSts Enak Ferlemann: Ich will mich in der
vorgegebenen Zeit bemühen, Herr Vorsitzender.
Vielleicht als Grundsatz: Es gibt bei den Projek-
ten, die wir diskutieren, eigentlich zwei Projekt-
teile. Das eine ist Stuttgart 21 und das andere ist
die Strecke Wendlingen-Ulm. In der Tat ist es so,
dass Stuttgart 21 ein eigenwirtschaftliches Pro-
jekt der Deutschen Bahn AG ist, nicht des
Bundes. Es steht nicht im Bedarfsplan des
Bundesverkehrswegeplanes und wird ja auch
nicht von uns als Bundesregierung betrieben,
sondern durch die Gruppe, die sich dort zu-
sammengefunden hat, aus kommunalen Ge-
sellschaftern und eben der DB AG. Was wir als
Bund dazu beitragen, ist ein Festzuschuss von
563 Millionen Euro. Das sind die Kosten, die wir
ermittelt haben, die uns ein Umbau des Bahn-
hofes so oder so gekostet hätte. Das heißt, wir
haben hier nur das Geld investiert, was wir –
unabhängig von der Situation wie man sie vor Ort
gerne hätte haben wollen – eh hätten investieren
müssen. Und im Übrigen: Es ist ein Festzu-
schuss, was wir als Bundesregierung natürlich
außerordentlich begrüßen. Dadurch haben wir
keine Kostenrisiken zu tragen. Die Zahlen, die
der Kollege Hofreiter ausgerechnet hat, stimmen
also insofern für den Teil, den der Bund direkt
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aus dem Haushalt gibt, für Bedarfsnetzprojekte,
nicht. Die Frage der Regionalisierungsmittel, die
dort hineinfließen, ÖPNV-Gelder, die natürlich
den Ländern aus einer Länderquote zur Verfü-
gung gestellt werden, die wir als Bund den
Ländern überweisen: Wenn man das alles dazu
addiert, sind es natürlich höhere Mittel, die letzt-
lich irgendwo aus dem Bundesetat kommen.
Aber im Grundsatz ist es so, dass wir hier nur
einen Festzuschuss haben. Das ist das, worüber
wir hier diskutieren können, da die Zuschüsse
ansonsten ja auch von den Ländern zugeteilt
werden. Anders ist es bei der Strecke Wendlin-
gen-Ulm. Bei der Strecke Wendlingen-Ulm
handelt es sich in der Tat um ein Projekt des
Bedarfsplanes und das ist voll in der Verant-
wortung des Bundes. Das heißt, hier trägt auch
die Bundeskasse – da hat der Kollege Beck-
meyer recht – das volle Kostenrisiko. Was man
bei so einer Maßnahme letztlich nie ganz aus-
schließen kann, weil es natürlich ein schwieriger
Baugrund ist. Die Menschen die sich dort aus-
kennen, wissen, dass es da durch Karstgebirge
geht und das ist natürlich bautechnisch immer
schwierig. Dennoch sind diese Risiken einge-
plant worden. Aber mit zunehmender Projekt-
genauigkeit in den Planungen weiß man natür-
lich auch, wie die Kosten kalkuliert werden
müssen. Deswegen ist es einfach logisch, je
näher man an eine Endplanung kommt, dass
sich dann auch die Kosten genauer kalkulieren
lassen. Daher sind die letzten Steigerungen auf
rund 2,9 Milliarden Euro resultierend. Nichtdesto-
trotz ist die Strecke wirtschaftlich. Wir werden
morgen die Überprüfung der Bedarfsplanpro-
jekte auf der Schiene vorlegen. Dort wird sich
auch deutlich herauskristallisieren, dass dieses
Projekt trotz dieser Kostenermittlung und bei
dem Nutzen, den wir dort haben, wirtschaftlich
ist. Es ist vom Kollegen Beckmeyer gesagt
worden, es sei ein rein regionales Projekt. Das
weise ich mit aller Deutlichkeit zurück! Es ist eine
EU-Magistrale, die wir dort haben. Wir sind hier
auch gegenüber der Europäischen Union, ge-
genüber unseren Nachbarländern in einer ge-
wissen Verpflichtung, diese Hochgeschwindig-
keitsstrecken durch Europa zu ziehen. Warum
machen wir das? Weil wir in Europa sagen, wir
wollen den innereuropäischen Flugverkehr nach
Möglichkeit aus Umweltschutzgründen ein-
dämmen. Und wir wollen Verkehr von der Straße
auf die Schiene bringen. Ich denke, auch das ist
umweltpolitisch durchaus als sinnvoll zu be-
zeichnen. Dafür braucht man aber Bahnstre-
cken, die leistungsfähig sind, die diese Verkehre
aufnehmen können und auch in einer ange-
messenen Zeitrelation zu bewältigen sind.
Deswegen ist es ein Projekt von weit über die
Region Stuttgart hinausreichender Bedeutung
und – ich will das mal sagen – auch von weit über
Baden-Württemberg hinausreichender Bedeu-

tung. Die Entscheidung, die von Vorgängerre-
gierungen gefällt worden ist – Herr Beckmeyer,
an der Sie bis vor kurzem noch beteiligt waren,
ich will ja nur darauf hinweisen, 11 Jahre haben
Sie ja den Verkehrsminister oder die vielen
Verkehrsminister gestellt, die sich mit diesem
Projekt beschäftigt haben, die alle, wie ich finde,
zu Recht zu dem gleichen Ergebnis gekommen
sind. Wenn wir von Paris über München nach
Wien und Bratislava wollen, müssen wir irgend-
wie durch Baden-Württemberg durch. Und es ist
doch klug, die wirtschaftlich starke Region
Stuttgart, wo doch ein Herz der deutschen
Volkswirtschaft pocht, in eine solche Magistrale
einzubinden. Diese Grundsatzentscheidung
führt dazu, dass man sich dann überlegen kann,
wie man im Einzelnen vorgeht. Ein letztes Wort
darf ich vielleicht noch sagen, nur weil das
durcheinander ging: In Deutschland werden die
bestehenden Strecken durch die DB Netz un-
terhalten und betrieben. Dafür bekommt die DB
Netz von Bund 2,5 Milliarden Euro pro Jahr. Sie
tut noch eigenes Geld dazu. Daraus werden die
Strecken unterhalten. Das geht also nicht zu
Lasten anderer Projekte, was den Unterhalt
angeht. Der Bedarfsplan – das ist der Teil, der an
neuen Strecken kommt und an Ausbaustrecken
kommt – muss zusätzlich finanziert werden. Da
hat Uwe Beckmeyer recht: Wenn wir deutliche
Kostensteigerung bei Projekten hätten, müssten
andere länger warten, weil wir nur eine gege-
bene Summe an Geld haben. Wir haben aber die
Projekte, die wir im Bau haben, alle durchkalku-
liert. Und die, die in Planung sind, sind so in
Abschnitten festgelegt, dass wir sie auch reali-
sieren können. Das angesprochene Wachs-
tumsprogramm ist in Arbeit. Lieber Uwe Beck-
meyer, du weißt es ist auch mir persönlich eine
Herzensangelegenheit. Ich bin dem Herrn Dr.
Kefer sehr dankbar, dass dieses Programm so
aufgestellt worden ist. Wir sind intensiv dabei,
Überlegungen zu machen, wie wir dieses Projekt
finanzieren können, weil es unabhängig von dem
Bedarfsplan ein sehr wichtiges Projekt für die
Güterverkehre und Logistik wäre. Soweit nur zur
Sachaufklärung. Herzlichen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Staatssekretär!
Vielleicht zur Ergänzung für die Zuschauer: Der
Verkehrsausschuss hat morgen eine Sonder-
sitzung. In der wird er durch den Minister über die
Überarbeitung der Projekte des Bereiches
Schiene im Bundesverkehrswegeplan informiert.
Also dort bekommen wir aktualisierte Zahlen. Ich
habe Sie jetzt richtig verstanden, Herr Staats-
sekretär? Dazu bekommen wir auch aktualisierte
Zahlen zu Kosten und Kosten-Nutzen der Neu-
baustrecke und von Stuttgart 21? Also heute ist
da nicht der letzte Stand der Dinge. Damit sind
wir mit der Statementrunde durch. Jetzt kommen
wir in die Fragerunde, wie vorhin erläutert. Wir
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beginnen – das machen wir immer so – mit der
größten Fraktion und wechseln dann immer
zwischen Opposition und Koalition. Wir beginnen
also mit der CDU/CSU. Das Wort hat der Abge-
ordnete Bilger!

Abg. Steffen Bilger: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender! Herr Prof. Martin! Ich glaube, die
Schlichtung zeigt sehr deutlich, dass es Sinn
macht, auch mal im Detail über Alternativen zu
reden, so sie denn vorhanden sind. Und Sie
haben vorhin auch das Stichwort „Schienenlärm“
- ein Thema, das uns immer wieder in vielfältigen
Projekten beschäftigt – angesprochen. Insbe-
sondere als Baden-Württemberger denke ich da
auch an die Rheintalbahn, an die Belastung, die
es dort auch für die Bevölkerung gibt. Deswegen
will ich auch nachfragen und Sie bitten, noch
etwas ausführlicher darzustellen, wie es denn bei
den Verbesserungen für die Anwohner aussieht,
was Schienenlärm durch Stuttgart 21 anbelangt,
im Vergleich zur jetzigen Situation und aber auch
im Vergleich zu dem Projekt K 21, das die Pro-
jektgegner ja immer anführen. Dann Herr Dr.
Kefer, würde ich Sie bitten, nachdem der Herr
Rößler ja den Nutzen des Projekts sehr in Frage
gestellt hat, auch verschiedene Argumente an-
geführt hat, dabei ja auch darauf verwiesen hat,
das Rössler-Vieregg die Kosten sehr hoch
schätzt. Dazu kommen wir gleich noch einmal.
Wobei ich mir die Anmerkung nicht verkneifen
kann, dass ich ja auch zur Kenntnis genommen
habe, dass Herr Rößler für gewisse kreative
Planungen in anderen Zusammenhängen, wie
es in der Süddeutschen Zeitung nachzulesen
war, auch durchaus bekannt ist. Aber ich wäre
Ihnen sehr dankbar, Herr Dr. Kefer, wenn Sie
Stellung zu den Argumenten nehmen könnten,
die zum Stichwort „Güterverkehr“ gebracht
wurden, dass eine Steigung, wie sie beim Projekt
in Wendlingen-Ulm vorgesehen ist, so nicht
realistisch umzusetzen sei, mit dem Güterver-
kehr, der dort geplant ist. Eine nur geringe An-
hängelast sei möglich und auch die Wachs-
tumsprognosen würden genau so bestritten, wie
die möglichen Zukunftsentwicklungen im Bereich
des Güterschienenverkehrs. Dort wäre ich Ihnen
für eine Stellungnahme dankbar.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bilger! Ich darf
vielleicht noch einmal die Regel erläutern, weil
Sie sie, glaube ich, nicht verstanden haben. Wir
haben nämlich ausgemacht: Eine Frage an zwei
Experten oder zwei Fragen an einen Experten.
Sie haben jetzt daraus eine neue Mixtur ge-
macht. Wir werden das einmal durchgehen las-
sen, aber ich bitte die anderen, sich an die Regel
zu halten. Die erste Frage ging an Prof. Martin!

Prof. Dr.-Ing. Ullrich Martin (Direktor des
Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen):

Herr Bilger, gern nehme ich zu Ihrer Frage
Stellung. Zunächst zu Stuttgart 21. Ich hatte
vorhin bereits erwähnt, dass im besonders ver-
dichteten Siedlungsraum, im Stuttgarter Stadt-
gebiet, die wesentlichen Streckenführungen
unterirdisch geführt werden und damit auch der
Schienenlärm komplett von der Oberfläche ver-
schwindet und damit auch keine Abhängigkeit
zur Zahl der Züge oder zur Zeit, in der die Züge
fahren, besteht, denn die unterirdische Strecken-
führung wirkt tags wie nachts gleichmäßig
lärmdämmend. Zur Neubaustrecke, die sich
anschließt – ich hatte ja vorhin bereits darauf
hingewiesen, man muss das sicherlich im Ge-
samtkomplex betrachten und bewerten – ist
festzustellen: Durch diese autobahnnahe Tras-
senführung, wenn man von wenigen Stücken
absieht, die dann im Alpaufstiegstunnel bei-
spielsweise auch unterirdisch verlaufen, erhalten
wir zumindest keine signifikante Zunahme des
Lärmteppichs. Ganz einfach deshalb, weil an der
neu zu bauenden Strecke Lärmschutzmaß-
nahmen entsprechend den gültigen gesetzlichen
Richtlinien durchzuführen sind. Diese Lärm-
schutzmaßnahmen, die an der Eisenbahnstre-
cke durchgeführt werden müssen und sollen,
wirken gleichzeitig dämpfend auf den beste-
henden Autobahnlärm, sodass sich dort also
keine signifikante Verschlechterung ergeben
wird. Im Vergleich dazu K21: Die Frage ist nicht
so leicht zu beantworten und zwar aus einem
ganz einfachen Grund. Niemand weiß genau,
was K21 ist. Wir haben uns diese unterschied-
lichen Lösungsvorschläge – teilweise werden sie
als Denkansätze bezeichnet, teilweise als Be-
triebsgeheimnis – sehr genau angeschaut und
haben nur mal die wichtigsten Optionen mitei-
nander in Beziehung gesetzt. Wenn man das tut,
dann kommt man – reine Mathematikkombina-
torik – auf eine Variantenzahl von 112 unter-
schiedlichen Varianten, die miteinander zum
großen Teil nicht kompatibel sind. Um Ihnen eine
Vorstellung zu geben: Die letzte Variante, die
uns zugeschickt wurde, hatte eine Gültigkeits-
dauer von sage und schreibe zwei Stunden und
dann wird erwartet, sofort intensiv im letzten
Detail dazu Stellung zu nehmen. Allgemein kann
man aber sagen: Bei den vielzähligen Varianten
ist Stuttgart 21 auf der eine Seite durchgeplant
und nachvollziehbar, K21 nicht überschaubar.
Was allerdings erkennbar ist: Es wird, um die
verkehrlichen Aufgabenstellungen, die vor
Stuttgart 21 stehen, annähernd zu erfüllen,
notwendig sein, eine ganze Reihe neuer soge-
nannter Überwerfungs- und Brückenbauwerke
zu bauen, die natürlich nach oben hin nicht nur
bautechnisch sichtbar sein werden, sondern
auch entsprechende Lärmabstrahlungen mit sich
bringen und nicht nur im Stuttgarter Zentrum,
sondern auch in der Peripherie. Will man die
Strecke im Filstal, die bestehende Strecke, er-
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tüchtigen, wird sich dadurch trotz Schall-
schutzmaßnahmen auf jeden Fall auch keine
Verringerung des Lärms ergeben.

Vorsitzender: Herr Dr. Kefer, bitte!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ich würde
gerne mit der Information über die Steigung
beginnen. Wir haben bei der geplanten Neu-
baustrecke zwei Einzelabschnitte, die auf Län-
gen von 150 m beziehungsweise 1,5 km die
zulässigen 25 ‰, die immer auf eine Gesamt-
länge von 10 km definiert sind, im Durchschnitt
übersteigen – und zwar in dem einen Fall gehen
wir auf 31 ‰, in dem anderen Fall auf 35 ‰. Das
Ganze ist regelkonform, weil – wie ich vorhin
sagte – 25 ‰ über eine Länge von 10 km nicht
überschritten werden dürfen, allerdings dürfen
auf kurzen Abschnitten durchaus größere Stei-
gungen vorhanden sein. Zum Vergleich Köln -
Rhein/Main, die Schnellfahrstrecke, weist Stei-
gungen bis zu 41 ‰ auf. Also, wir haben es hier
nicht mit der steilsten Strecke in Deutschland zu
tun, sondern mit einer Strecke, die die Geislinger
Steige autobahnah überwindet.

Vorsitzender: Entschuldigung. Ist die Geislinger
Steige jetzt steiler als die Neubaustrecke oder
weniger steil? Das habe ich nicht verstanden.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Nein, ich
komme jetzt zur Altbaustrecke. Was ich gerade
gesagt habe, gilt für die Neubaustrecke. Also
grundsätzlich kann man festhalten: Die Tras-
sierung der Neubaustrecke entlang der Auto-
bahn ist so gewählt, dass sie die europäische
Norm, nämlich 25 ‰ auf 10 km, nicht über-
schreitet. Ausnahmen davon sind erlaubt und
das findet auf zwei Teilstrecken statt. Die eine
Teilstrecke ist 150 m lang und die andere Teil-
strecke ist 1,5 km lang. Die dort erreichten
Steigungen liegen aber deutlich unter den
Steigungen, die wir beispielsweise bei Köln -
Rhein/Main haben. Zweiter Punkt zum Güter-
verkehr, beziehungsweise zu den Zugzahlen,
beziehungsweise zu den leichten Güterzügen:
Was in der Diskussion häufig vergessen wird, ist,
dass wir natürlich dadurch, dass wir den Fern-
verkehr und den Regionalverkehr sehr stark auf
diese Neubaustrecke verlagern, auf der alten
Strecke Platz schaffen und dieser Platz auf der
alten Strecke kann für zusätzlichen Güterverkehr
genutzt werden. Das heißt also, durch die Ver-
lagerung von Verkehren habe ich ein zusätzli-
chen Effekt. Es wäre nur eine Teilbetrachtung,
wenn man sich nur anschaut, was die Neubau-
strecke an verkehrlicher Wirkung für den Gü-
terverkehr bringt, weil der Anteil der Güterzüge,
die dort gefahren werden können und dort spricht
man immer von den leichten Güterzügen, nur
eine Teilmenge der gesamten positiven Beein-

flussung des Güterverkehrs darstellt. Der dritte
Punkt, der angesprochen worden ist, war das
Thema der Trassierung der Neubaustrecke,
beziehungsweise der aufgezeigten Alternativen
von Vieregg-Rössler. Dort ist zu sagen, dass die
Neubaustrecke eine wesentliche Prämisse hatte,
nämlich sie sollte in einem möglichst engen
Schluss mit der Bundesautobahn 8 trassiert
werden, was insgesamt der Ökologie der Strecke
sehr gut getan hat. Dieser Schluss ist mit der
A8 auf weiten Strecken gelungen, auf 2/3 der
Strecken, ansonsten geht es durch Tunnel. Das
heißt also, wir haben in dieser Bündelung und mit
dieser Trasse die geringste Beeinflussung der
Umwelt. Das ist mal das eine. Und das zweite ist:
Wenn man sich die Alternativvorschläge von
Vieregg-Rössler anschaut, dann erkennt man
relativ kurzfristig, dass es mit den dort vorge-
schlagenen Verbesserungen in etlichen Berei-
chen Riesenprobleme mit der Planfeststellung
geben würde, weil wir massive Einschnitte in das
heutige Landschaftsbild bekommen. Das haben
wir in der letzten Sitzung im Detail erörtert. Dort
gab es das vorhin von Herrn Kaufmann ange-
sprochene Statement von Herrn Bitzer, wo ein-
mal hinterlegt worden ist, was das eigentlich
bedeuten würde. Also wir sind der Ansicht, dass
Alternativen zu der heutigen Trassierung der
Neubaustrecke nicht existieren.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Kefer!
Entschuldigung, dass ich penetrant bin. Ich habe
etwas nicht verstanden, habe nachgefragt und
Sie haben nicht meine Frage beantwortet. Ich
frage jetzt anders herum: Ist der Alpaufstieg,
heute Geislinger Steige, steiler als die jetzige
Strecke an einzelnen Punkten? Ja oder nein?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Nein, der
ist nicht steiler, der ist flacher.

Vorsitzender: Dankeschön! Damit kommen wir
zur SPD. Uwe Beckmeyer!

Abg. Uwe Beckmeyer: Ich habe zwei Fragen an
Herrn Dr. Kefer. Herr Dr. Kefer, entscheidet der
Vorstand der DB AG in den von Ihnen verant-
worteten Schienen- und Bahnhofsprojekten nach
volkswirtschaftlichem Nutzen oder nach be-
triebswirtschaftlichem Nutzen? Vielleicht können
Sie in dem Zusammenhang – aber das können
Sie auch nachreichen – uns noch einmal die
Berechnungsmethodik nahe bringen. Die zweite
Frage ist: Bestätigen Sie die von der DB AG
veröffentlichte Angabe, dass für das Projekt S21
eine ausgeglichene Wirtschaftlichkeit bis zu
einem Gesamtwertumfang von maximal 4,769
Mrd. Euro gegeben ist?

Vorsitzender: Herr Dr. Kefer!
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Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Zur ersten
Frage: Wir beurteilen ganz klar nach betriebs-
wirtschaftlichem Nutzen und nicht nach volks-
wirtschaftlichem Nutzen. Das heißt, dass wir bei
großen Projekten grundsätzlich zwei Betrach-
tungsweisen haben. Das eine ist die volkswirt-
schaftliche Betrachtungsweise, die durch den
Bund durchgeführt wird. Da wird eine soge-
nannte Nutzen-Kosten-Untersuchung gemacht,
die ja vorhin hier schon eingangs diskutiert
worden ist. Wir beurteilen ein Projekt nach dem
betriebswirtschaftlichen Nutzen. Betriebswirt-
schaftlicher Nutzen heißt, dass wir die in das
Projekt einzubringenden Eigenmittel der Bahn
ins Verhältnis zu dem zu erwarteten verkehrli-
chen Nutzen setzen und das natürlich in einer
Gesamtbetrachtung machen, die sowohl den
Personenverkehr wie auch den Güterverkehr wie
auch die Trassenerlöse beinhaltet. Das heißt
also, wir rechnen hier wie ein ganz normales
Wirtschaftsunternehmen einen betriebswirt-
schaftlichen Nutzen. Die zweite Aussage, die Sie
zu S21 gemacht haben, dass wir einen positiven
Nutzen bis zu einer Gesamtsumme von 4,769
Mrd. Euro haben, bestätige ich. Ja!

Vorsitzender: Vielen Dank! Für die FDP Herr
Simmling!

Abg. Werner Simmling: Ich habe eine Frage an
die Herren Professoren Rothengatter und Martin.
Vielleicht vorneweg eine Feststellung: Der
Kopfbahnhof in Stuttgart ist über 80 Jahre alt.
Heute befahren wir zwischen Stuttgart und Ulm
100 bis 150 Jahre alte Trassen. Deshalb noch
einmal die Frage: Wie bewerten Sie unter die-
sem Aspekt die volkswirtschaftlichen und in-
frastrukturellen/verkehrlichen Vorteile für Stutt-
gart 21 und der Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm?

Vorsitzender: Herr Prof. Martin, bitte!

Prof. Dr.-Ing. Ullrich Martin (Direktor des
Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen):
Ich möchte an die Ausführungen von Herrn
Kollegen Rothengatter im Eingangsstatement
anschließen. Die Frage stellt sich natürlich, wenn
man etwas zurückschaut, das haben Sie ja ge-
rade getan, Herr Simmling, nicht nur heute allein
aus bundesdeutscher Sicht, sondern schließlich
geht es darum, das wurde auch angesprochen,
ein einheitliches Europa zu bauen. Und im
Listschen Sinne, der 1833, als Deutschland
ebenfalls zerstückelt gewesen ist, festgestellt hat
– er war ja bekanntermaßen ein Nationalöko-
nom: Um Deutschland zu vereinigen, brauchen
wir zwei Dinge, einen einheitlichen Wirtschafts-
raum – er hat sich für die Zollunion eingesetzt –
und zweitens ein leistungsfähiges Verkehrssys-
tem. Und diese Listsche Erkenntnis ist heute

genauso aktuell wie 1833, bloß eben in größeren
Dimensionen. Das heißt also, wenn wir volks-
wirtschaftlich langfristig erfolgreich sein wollen,
brauchen wir leistungsfähige Transportsysteme.
Wenn man sich überlegt, welche Möglichkeiten
wir haben, dann wird man feststellen, dass die
Mobilitätsanforderungen der Zukunft durch kei-
nen der vorhandenen Verkehrsträger allein ge-
tragen werden können. Das heißt also, es muss
eine sinnvolle, synergetische Verknüpfung der
Verkehrsträger so geben, dass die einzelnen
Vorteile in den Vordergrund gerückt und die
Nachteile entsprechend kompensiert werden
und dazu gehört auch die Eisenbahn. Und das
heißt – sowohl im Reise-, als auch im Güter-
verkehr – ein Netzausbau, der sowohl die regi-
onalen, volkswirtschaftlichen Präferenzen be-
rücksichtigt, als auch die nationalen sowie die
europäischen. Auf allen drei Ebenen hat sich der
volkswirtschaftliche Nutzen bislang als sehr
positiv dargestellt. Insofern geht es nicht nur um
die Ersatzinvestitionen der abgängigen vorhan-
denen Infrastruktur, sondern auch um die zu-
kunftsfähige, volkswirtschaftlich gerechte Aus-
richtung im Hinblick auf die Zukunft.

Vorsitzender: Professor Rothengatter!

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Ich darf hierzu ergänzen. Die wirt-
schaftlichen Vorteile, die sich auf der transeu-
ropäischen Ebene ergeben, werden heutzutage
gern lächerlich dargestellt, weil man sagt: Wer
fährt denn schon von Paris nach Budapest mit
dem Zug? Die 1400 km, das macht doch keiner.
Aber darum geht es doch gar nicht bei der
Festlegung solcher Achsen. Als die transeuro-
päischen Netze festgelegt worden, da sind auch
viel längere Korridore definiert worden. Von
Berlin nach Palermo – keiner kann sich vorstel-
len, dass man mit dem Zug von Berlin nach
Palermo fährt. Darum geht es doch gar nicht!
Sondern es geht darum, dass die Nachbar-
schaftsräume in Europa entlang von spezifi-
schen Korridoren ausgedehnt werden und dass
entlang dieser Korridore der Verkehr hochwertig
verdichtet werden kann. Es ist auch eine ökolo-
gische Herausforderung, mit dem zunehmenden
Verkehr ökologisch umzugehen. Deswegen hat
auch die Europäische Kommission, auch die
Europäische Gemeinschaft in dem letzten
Weißbuch voll auf den Schienenverkehr gesetzt
und die transeuropäischen Netze, die definiert
worden sind, sind überwiegend Schienennetze.
Das heißt also, dieses Projekt 17 der transeuro-
päischen Netze fügt sich ja voll in diese euro-
päische Vorstellung ein. Es geht gar nicht darum,
auf den Endpunkten die große Verbesserung zu
bekommen, sondern in den Zwischenbereichen.
Ich darf nur zwei Beispiele nennen. Wenn wir
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München herausgreifen, dann ist die Verbindung
zwischen München und Paris in der Zukunft in
fünf Stunden möglich. Das brauchen wir heute
auch von Stuttgart nach Berlin oder sogar ein
bisschen mehr. Das heißt, hier rückt Europa
zusammen. Das sind große Zentren, die damit
miteinander verbunden werden und dies ist ein
großer wirtschaftlicher Vorteil auf der einen
Seite, aber auch ein großer Mobilitätsvorteil für
Menschen, die im Freizeitbereich unterwegs sind
– es werden ja immer mehr, auf der anderen
Seite. Es heißt also, wenn dieses Angebot nicht
gemacht wird, dann wird sich diese Entwicklung
stärker auf den Luftverkehr konzentrieren und
wenn dieses Angebot nicht im Stuttgarter Be-
reich gemacht wird, wird es sich auf andere
Zentren in Europa konzentrieren. Man darf also
nicht so tun, als sei Stuttgart der Nabel der Welt,
der nun verschont wird, wenn in Stuttgart nichts
passiert, sondern wenn nichts passiert, wird es
ein wirtschaftlicher und möglicherweise auch ein
sozialer, kultureller Rückschritt werden und
darauf kommt es an. Das sind Projekte, die für
die nächsten Jahrzehnte von den nächsten
Generationen genutzt werden. Das darf man
nicht auf Grundlage von Tatsachen beurteilen,
die wir in den letzten Jahrzehnten beobachtet
haben, etwa im Bereich des Güterverkehrs.
Hierauf, denke ich, sollte man in der Diskussion
stärker abheben: Dass dieses ein Zukunftspro-
jekt ist und nicht ein Projekt, das gegenwärtige
Engpässe nur abbauen hilft. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Professor Rothen-
gatter! Als nächstes für DIE LINKE. Frau Leidig!
Wir sind in der Fragerunde im Themenbereich
Nutzen, Nützlichkeit. Bitteschön!

Abg. Sabine Leidig: Ich würde gerne noch
einmal Hannes Rockenbauch nach den
Schwächen und Schwierigkeiten fragen, die die
bestehende Infrastruktur aus Sicht der Bevöl-
kerung und auch aus Sicht derjenigen, die sich in
der Bewegung engagieren, hat. Ist es so, dass
dort überhaupt keine Zukunftsfähigkeit gegeben
ist oder haben Sie andere Zukunftsvorstellun-
gen? Wie konkret sollen die Alternativen aus-
sehen – das wäre jetzt der zweite Teil meiner
Frage – bzw. was wäre nötig, um die Alternativen
zu konkretisieren? Weil ja ein Vorwurf ist, dass
diese irgendwie alle nicht stimmig sind. Was
wäre nötig, um dort mehr auf den Tisch legen zu
können?

Vorsitzender: Herr Rockenbauch!

Hannes Rockenbauch (Sprecherkreis Akti-
onsbündnis gegen Stuttgart 21): Vielen Dank!
Erst einmal muss man feststellen und wir erleben
das auch heute: Der Stuttgarter Hauptbahnhof,
wie er schon heute ist, ist einer der pünktlichsten

Hauptbahnhöfe, die es überhaupt gibt. Er ist
einer der Übersichtlichsten, Komfortabelsten und
von der Behindertengerechtigkeit her wirklich
durch seine Ebenerdigkeit einzigartig. Aber nicht
nur deswegen, sondern weil wir hier ingenieur-
kunstmäßige Bauwerke haben. Es ist eben nicht
so wie im Vergleich zu anderen Hauptbahnhö-
fen, dass wir hier diese von der Bahn AG stets
behaupteten Fahrwegsausschlüsse haben,
sondern wir haben hier schon weitgehend
kreuzungsfreie Einfahrten zu diesem Bahnhof.
Ich sage das jetzt noch einmal: Dieser Bahnhof
hat schon mal 810 Züge pro Tag geschafft und
das ist keine Fiktion, da müssen Sie nicht rech-
nen, Herr Martin, und irgendwie mit irgendwel-
chen Fahrtzeiten, sondern das ist so gewesen.
Das war noch zu einer Zeit, wo wir ganz andere
Schalttechniken, ganz andere Weichentech-
niken hatten. Da muss man sich einfach nur die
Fahrpläne angucken, die Zugbewegungen zäh-
len. Dann sieht man das. Das ist keine Fiktion,
das ist Realität! Heute sind wir da weiter, heute
könnten wir beschleunigen, heute könnten wir
mehr machen und wir könnten auch mit K21
mehr machen. Ich möchte noch eines zu der
Zukunft sagen: Wir diskutieren über Stuttgart 21
nicht nur verkehrsmäßig. Und das möchte ich
noch einmal sagen: Dass es hier diese bun-
desweite Aufmerksamkeit bei dem Projekt gibt,
ist das, was hier an Bewegung in Stuttgart statt-
findet, dass jeder nach seinem Teil einen Beitrag
leistet. Das erste Mal nicht um Geld zu verdienen
oder sonst etwas. Es ist eine Lebendigkeit, eine
Bürgergesellschaft, auf die nur jede Stadt stolz
sein kann. Weil genau die Lebendigkeit einer
Stadt, der Bürgerinnen und Bürger wird über die
Zukunftsfähigkeit entscheiden, doch nicht
irgendwelche Tunnelkilometer, sondern wie die
Leute bereit sind, sich für den Dienst der Allge-
meinheit einzusetzen und das tun sie in Stuttgart
lebendig. Da mache ich mir um die Zukunftsfä-
higkeit gar keine Sorgen! Die mache ich mir viel
lieber – und das muss man bahntechnisch sehen
– bei den volkswirtschaftlichen Ideen, die hinter
Stuttgart 21 bei diesen ganzen Orientierungen
auf europäische Magistralen und Wirtschafts-
räume oder sonst was stehen. Wir müssen doch
irgendwann mal im 21. Jahrhundert dazu kom-
men zu sagen, es gibt auch ökologische Gren-
zen. Da kann man nicht einfach immer nur
Wirtschaftsräume gerade wie es einem passt
ausdehnen, sondern darauf muss man Rücksicht
nehmen. Jetzt zu der Frage, was für ein intelli-
gentes, zukunftsfähiges und für die Zukunft
offenes System notwendig wäre. Sie verzweifeln
vielleicht daran, aber das ist doch gerade das
Tolle am Kopfbahnhof 21, dass wir ihn in Mo-
dulen umsetzen können, dass wir nach Bedarf
umsetzen können. Wir können sofort anfangen
mit der Modernisierung des Bahnhofes, sofort
anfangen mit dem Gleisvorfeld und dann können
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wir je nach Bedarf die Zulaufgleise so moderni-
sieren, dass wir Zukunftspotenziale haben. Zu
den heute noch nicht ausgeschöpften Zu-
kunftspotenzialen. Und das würden wir auch
gerne machen, aber wenn wir das tun mit den
170 Mio. Euro, die bis jetzt die Bahn AG für die
Planung ausgegeben hat, wenn wir das Geld
hätten, wäre die Bahn AG arbeitslos. Das ist
eigentlich nicht der Job der Bürgerinitiativen. Es
geht darum grundsätzliche Alternativen aufzu-
zeigen, die zukunftsfähiger sind als das, was die
Bahn AG an Nadelöhr mit strukturellen Schwach-
stellen oben im Filterbereich schafft. Ich bitte
einfach: Warten Sie ab, schauen Sie sich die
Schlichtung am Freitag an. Da werden Sie ganz
ausführlich etwas zu K21 hören. Es ist ein Witz,
dass man sagt, man hat da noch nichts, man hört
da noch nichts. Einfach abwarten, das kommt
noch. Aber was wirklich der Treppenwitz ist, ist
das nach 15 Jahren Planung der Tunnelbahnhof
immer noch kein funktionierendes Betriebskon-
zept hat und keinen funktionierenden Fahrplan.
Zumindest der, den sie der Öffentlichkeit und
uns, den Faktenschlichtern, vorgelegt haben,
dieser Fahrplan funktioniert nicht, dieser Fahr-
plan hat weniger Züge als heute. Da müssen Sie
erst noch einmal kräftig nacharbeiten und wir
sagen, das wird nicht funktionieren. Das hat
seine Gründe, warum die besten Ingenieure mit
170 Mio. Euro Planungskosten aus diesem
Sparbahnhof – und mehr ist es nicht – kommen,
der für die Zukunft nicht erweiterbar ist. Man hat
diese acht Bahnsteige unterirdisch, zehn waren
mal als Option vorgesehen. Ich weiß nicht, denkt
die Bahn AG irgendwie? Da kommt das große
Wort: Wer für 150 Jahre Bahninfrastruktur baut,
der sollte nicht unter der Erde, dort, wo es am
schwierigsten und am teuersten ist, zukunftsfä-
hig zu erweitern, bauen. Davon ist nicht mehr die
Rede, da reduziert man sich auf acht Gleise und
in den Filtern ist es ein Gemurkse nach dem
anderen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Rockenbauch!
Der Hinweis gilt dem Schlichtungsgespräch. Am
Freitag ist dort der Schwerpunkt K21. Dort soll
also dieses Kopfbahnhofskonzept, die Moderni-
sierung ausführlich vorgestellt werden. Das
können wir heute nur rudimentär machen, dazu
haben wir zu wenig Zeit. Jetzt hat für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen Kollege Hofreiter das
Wort!

Abg. Dr. Anton Hofreiter: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Verräterisch fand ich die Bemer-
kung von Herrn Dr. Kefer, dass er die Neubau-
strecke mit Köln - Frankfurt verglichen hat.
Nämlich auf Köln - Frankfurt darf nur der ICE3
fahren und sonst nichts weiteres. Ich meine, das
zeigt ja, wohin die Gedanken gehen. Deshalb die
Fragen an Herrn Rößler und an Herrn Böttger.

Der Nutzen der Neubaustrecke wurde mit Güter-
zügen begründet. Ohne die Güterzüge dürfte die
Strecke nicht gebaut werden. Gibt es denn auf
der Altstrecke nicht genügend Trassen für die
Güterzüge? Braucht man denn wirklich die
Neubaustrecke für die Güterzüge und ist denn
dieses in dem Bereich wirklich ein Engpass im
Güterverkehr? Das würde mich von Herrn Rößler
und Herrn Böttger interessieren.

Vorsitzender: Wir beginnen mit Herrn Rößler!

Dipl.-Psych. Karlheinz Rößler (Vieregg-
Rössler GmbH): Ganz konkret: Der Güterver-
kehr auf der Altstrecke Stuttgart - Ulm ist seit 20
Jahren, glaube ich, rückläufig. Die Strecke hat
früher sehr viel mehr Güterzüge bewältigt, aber
anscheinend besteht heute keine solche Nach-
frage mehr. Der Vorsitzende des Netzwerkes
Privatbahnen hat kürzlich in der Schlichtungs-
sitzung in Stuttgart dargelegt, woran das unter
anderem liegt. Der Schiebebetrieb auf der
Geislinger Steige kostet enorme Trassenge-
bühren, die so hoch sind, dass jeglicher Gewinn,
den man mit einer Güterzugfahrt durch diesen
Korridor erzielen würde, durch die Schiebelok-
gebühr aufgefressen wird. Dann gibt es – das
wurde, glaube ich, auch von Ihnen, Herr Dr.
Kefer, in den Sitzungen der Schlichtung schon
angeführt – nördlich Mannheim – im Korridor
Mannheim, Mainz, Wiesbaden, Frankfurt – Eng-
pässe. So lange die nicht beseitigt sind, meidet
man den ganzen Laufweg durch Baden-
Württemberg Richtung Ulm. Man fährt groß-
räumig an Baden-Württemberg vorbei, über
Gmünd-Würzburg. Also eine Nachfrage nach
Güterverkehrstrassen, die es erforderlich ma-
chen würde, Platz auf der Altstrecke zu schaffen,
ist so gesehen nicht zu erkennen.

Vorsitzender: Herr Prof. Böttger!

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschulde für
Technik und Wirtschaft Berlin): Ich kann mich
weitgehend nur Herrn Rößler anschließen.
Vielleicht noch als zusätzlicher Aspekt zur Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung: Ich glaube, es gibt
ein Methodenproblem grundsätzlich auch bei der
volkswirtschaftlichen Ermittlung der Wirtschaft-
lichkeit. Ich meine, wenn man für die Zukunft
plant, dann planen wir natürlich immer unter
Unsicherheit. Wenn man überlegt, wie wird der
Verkehr in zehn Jahren aussehen, dann ist die
Frage: Was brauchen wir an Trassen? Wir haben
in den letzten Jahren gerade im Güterverkehr
gesehen, dass sich letztlich auch die Nachfrage
anders entwickelt hat, als man vor zehn Jahren
geglaubt hat. Von daher bin ich da ein bisschen
ambivalent, jetzt zu sagen, also Herr Dr. Hofrei-
ter, wie Sie es vorgeschlagen hatten, lasst uns
einfach mal alle Güterzugtrassen rausrechnen
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und dann rechnet sich das Projekt nicht mehr.
Also im Ergebnis bleibe ich dabei, dass die
Wirtschaftlichkeitsrechnung aus meiner Sicht
sehr wackelig ist. Ich sehe das aber nicht als
einzigen Punkt, auf den man achten sollte,
sondern man muss sich, glaube ich, gesamt-
heitlich noch einmal die Wirtschaftlichkeits-
rechnung anschauen. Und wir sehen, dass of-
fenbar eine Wirtschaftlichkeit nur dadurch her-
gestellt wird, dass gewisse Verlagerungseffekte
zugunsten dieser Trasse herangeführt werden.
Das heißt, wir bauen ein Projekt, damit wir also
Lärm nach Stuttgart bringen. Jetzt mal ganz
boshaft gesagt: Züge, die heute weit um Stuttgart
herum fahren, lasse ich dann über Stuttgart
fahren. Dafür gebe ich viel Geld aus und hin-
terher frage ich dann: Wie werde ich den Lärm
wieder los? Ich glaube, man muss sich das
gesamte Szenario für eine Wirtschaftlichkeits-
betrachtung angucken. Wie gesagt, Sie sehen
mich da auch etwas ratlos. Ich glaube, man sollte
ein Projekt nicht bauen, wenn offensichtlich ist,
dass man in den nächsten zehn Jahren kein
Güterverkehr darauf wird fahren können, einfach
weil es diese Fahrzeuge dafür nicht gibt. Das ist
einerseits ein richtiges Argument von Herrn Dr.
Hofreiter. Auf der anderen Seite, wie gesagt,
mache ich mir Sorgen, dass wenn man das so
ganz, ganz starr feststellt, dass man dann mög-
licherweise kein Schienenprojekt überhaupt
mehr wird begründen können. Das ist eigentlich
eine Folge jetzt von diesen Diskussionen, die ich
eigentlich sehr fürchte und wo ich sage, das
sollten wir auf jeden Fall vermeiden. Im Ergebnis
komme ich also dazu, dass ich sage, die Wirt-
schaftlichkeit ist insgesamt wackelig und ich
glaube, es ist gefährlich, es nur mit dem Güter-
verkehr begründen zu wollen. Auf der anderen
Seite muss man vielleicht auch noch einmal
grundsätzlich über die Methodik nachdenken,
damit wir nicht grundsätzlich alle Schienenver-
kehrsprojekte totrechnen. Ich glaube, daran hat
niemand, der für den Schienenverkehr ist, ein
Interesse. Deswegen bleibt da so ein Restun-
behagen bei mir, egal wie herum wir das be-
trachten.

Vorsitzender: Vielen Dank, Professor Böttger!
Die Verlagerung – weil es da Gegrummel gab –
hat sich wohl nur auf den Güterverkehr bezogen,
nicht auf den Personenverkehr. Jetzt haben wir
ungefähr eine halbe Stunde verbraucht. Wir
haben ja drei Themenfelder. Wir könnten noch
eine Runde nachschieben zu den Themen Nut-
zen, Nützlichkeit des Projektes. Die FDP hat
signalisiert, sie hätte da noch Fragebedarf. Wie
sieht es bei den anderen Fraktionen aus? Ist
gegeben! Dann würde ich jetzt einfach mal mit
der Frau Kumpf für die SPD-Fraktion beginnen
und für die Union dann Herr Fischer.

Abg. Ute Kumpf: Vielleicht auch noch einmal
vorab zu der Alternative K21. Nur an die jungen
Kollegen gerichtet: Es gab in den 90er Jahren
eine Initiative in Esslingen, in Cannstatt, in
Untertürkheim und Obertürkheim, die damals die
Planung der DB AG verworfen hat, weil damals
auch schon die DB AG die Ertüchtigung des
Kopfbahnhofes vorgeschlagen hat und uns auch
die Trassenverlagerung ins Neckartal vorgelegt
hat. Daraufhin sind die aufgestanden. Und auch
vielleicht zur Erinnerung: Die Grünen machen
jetzt schon mobil, wenn die Ertüchtigung der
Alternativtrasse von K21 kommen sollte. Das mal
vorweg. Man soll ein bisschen auch bei den
Fakten bleiben, was sich bei uns in der Region
tut, für die eine oder für die andere Strecke. Jetzt
aber noch einmal zu dem, was auch in der De-
batte in Stuttgart eine große Rolle spielt, weil das
auch sehr emotional beladen ist: Brauchen wir
eigentlich diese Anschlussverbindung ICE zum
Flughafen? Das bringt wohlmöglich dann noch
mehr Leute wieder zum Flughafen, das wollen
wir doch gar nicht, dann bräuchten wir eine neue
Landebahn. Ist es denn sinnvoll, überhaupt auch
diese Ertüchtigung, diese Richtung einzuschla-
gen? Deswegen die Frage an Sie auch noch
einmal, Herr Dr. Kefer: Wie kalkulieren Sie jetzt
auch diese Anbindung an den Flughafen, bei der
auch noch ein bisschen unklar ist, wie sie genau
vonstatten gehen soll? Es gab ja auch mal
Überlegungen im Hause des Ministeriums, dass
so eine Flughafenanbindung unter Netzge-
sichtspunkten von Bundesseite ja gar nicht
notwendig gewesen wäre. Ich kenne noch solche
Aussagen von Bundesminister Tiefensee, der
gemeint hat, dieser Umlauf über den Flughafen
macht die Strecke insgesamt teuer. Also wie
bewerten Sie auch diesen Nutzen noch einmal
insgesamt? Dann auch noch einmal an Herrn Dr.
Rothengatter …

Vorsitzender: Moment, die gleiche Frage oder
eine neue? Das wäre gegen die Regel. Wir
haben ja nur eine Frage an zwei Experten …

Abg. Ute Kumpf: Es war eigentlich eine Frage.
Einfach noch einmal die Flughafenanbindung,
wie sich die entsprechend rechnet. Und das
zweite noch einmal an Herrn Rothengatter, auch
noch einmal die Nutzenfrage. Ich bin ja eine
Alumni von Karlsruhe und deswegen natürlich
hochverbunden mit diesem Institut. Aber trotz-
dem noch einmal, weil mir aufgefallen ist, wie
Herr Prof. Böttger natürlich argumentiert und wie
Sie argumentieren. Sie haben eine volkswirt-
schaftliche Betrachtungsweise, die aber bei den
Leuten, finde ich, sehr schwer vermittelbar ist.
Also wenn wir mit volkswirtschaftlichen Be-
trachtungsweisen ankommen, das merkt man
auch hier in diesem Ausschuss, dann wird das
eigentlich diffamiert. Inzwischen stelle ich fest,
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dass eigentlich die betriebswirtschaftliche Be-
trachtungsweise im Verkehrssektor auch über-
wiegend eine Rolle spielt. Also noch einmal – Sie
haben es so schön erläutert und hier war ein
großes Gegrummel und Raunen auch auf dieser
Seite: Wie können Sie tatsächlich diese volks-
wirtschaftliche Betrachtungsweise eines Kos-
ten-Nutzen-Verhältnisses uns noch einmal ein
bisschen anschaulicher machen?

Vorsitzender: Wir beginnen mit Herrn Dr. Kefer!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Die Frage
war: Wie steht es mit dem Fernverkehrsan-
schluss des Flughafens? Was hat der für eine
Bedeutung? Ich möchte gerne noch einmal auf
den grundsätzlichen Spurplan zurückkommen,
den dieser Knoten auszeichnet. Ohne in die
Details zu gehen, bietet sich die Anbindung des
Flughafens an den Fernverkehr an und zwar
einfach aus dem Grund, weil man sowieso eine
Anbindung an die Neubaustrecke braucht und
die Neubaustreckenanbindung durch die Bün-
delung mit der A8 gegeben ist. Das heißt, man
muss vom Hauptbahnhof sowieso in diese
Richtung fahren. Man hat dann eigentlich nur
noch ein relativ kleinen Umweg einzuplanen, um
über den Flughafen zu kommen. Es gibt eine
Reihe anderer deutscher Städte, die diese An-
bindung an den Fernverkehr sehr gerne hätte. Es
ist aber extrem schwierig, das unter bestimmten
Verhältnissen zu realisieren. In Stuttgart kann es
realisiert werden und das Konzept sieht das auch
vor. Der zusätzliche Vorteil dieser Anbindung ist,
dass ich damit den Flughafen Stuttgart nicht nur
extrem günstig erreichbar mache, aus dem
Stadtzentrum von Stuttgart heraus, sondern
natürlich aus dem gesamten Süd-Osten, Süden,
Süd-Westen, Osten des Landes und zwar des-
wegen, weil über die Gäubahn beispielsweise,
die ja eine Hauptverbindung Richtung Schweiz
darstellt, ebenfalls eine Anbindung des Flugha-
fens gegeben ist und über die Schnellfahrstrecke
auch die ganzen Regionalverkehre, die aus dem
Süden und aus dem Osten in Richtung Stuttgart
laufen, alle am Flughafen vorbeilaufen. Das
bedeutet, der Flughafen wird insgesamt auf die
Art und Weise extrem gut erschlossen, nicht nur
für die Stadt Stuttgart, sondern vor allem für die
gesamte Region Baden-Württemberg. Und das
ist genau der große Nutzen, der in dieser An-
bindung liegt, die am Ende wohl auch dazu
führen wird, dass der Flughafen insgesamt
deutlich mehr Fluggäste bekommt. Da war jetzt
auch ein Diskussionsthema, ob das denn über-
haupt gewünscht und positiv ist, und da ist zu
sagen: Erstens, wir glauben dass diese zusätz-
lichen Fluggäste in der Hauptsache im Fern-
verkehr im weiteren Flugverkehr kommen, nicht
im innerdeutschen Flugverkehr und das zweite
ist, dass durch die eingesetzten, sehr viel

größeren Flugzeuge, diese mehr Fluggäste nicht
unbedingt zu einer größeren Anzahl von Flügen
führen müssen, sondern auch dazu gibt es
Untersuchungen: Das Ganze passiert auf eine
sehr ökologische, umweltverträgliche Art und
Weise. Also ist die Kernaussage: Wir erzeugen
über diesen Spurplan, den ich gerade ausführte,
eine extrem gute Anbindung des Flughafens für
die gesamte Region um Stuttgart, eigentlich für
gesamt Baden-Württemberg muss man sagen.
Und auf der anderen Seite ermöglichen wir damit
auch dem Flughafen, ein Stück weiter zu
wachsen, ohne übermäßig die Umwelt zu schä-
digen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Professor Rothen-
gatter zur volkswirtschaftlichen Rechnung!

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Also ich möchte jetzt ja keinen Vortrag
über Nutzen-Kosten-Untersuchungen halten,
aber nur so viel: Die Nutzen-Kosten-Untersu-
chung, die für die Bundesverkehrswegeplanung
angewendet wird, zerlegt den Nutzen in rund
zehn Einzelkomponenten. Die Hauptkompo-
nenten sind Zeitvorteile, die dann bewertet
werden mit durchschnittlichen Zeitkostensätzen,
Betriebskostenvorteilen, Vorteilen der Sicher-
heit, sodass die Verlagerung des Verkehrs, die
erwartet wird, dann in solche wirtschaftlichen
Vorteile umgesetzt wird. Dabei unterteilt man die
Projekte in einzelne Abschnitte. D. h. das Ganze
wird immer bezogen auf einen einzelnen
Streckenabschnitt. D. h. man untersucht nicht
einen gesamten Korridor, sondern immer nur
Einzelteile innerhalb dieses Korridors. Dies hat
dann auch zu Kritikpunkten gegenüber solchen
Verfahrensweisen geführt. Erst einmal sind sie
sehr abstrakt, schwer verständlich, die Nutzen-
Kosten-Verhältnisse sind schwer nachvollzieh-
bar. Zum Zweiten begünstigen sie auch Stra-
ßenprojekte, weil bei Straßenprojekten auch die
kleinen Zeitvorteile alle mitgerechnet werden.
Sie werden mit den Zeitkostensätzen bewertet
und je mehr Verkehr sich dann über diese Stre-
cken bewegt und über je längere Zeiträume man
rechnet, umso mehr Nutzen bekommt man zu-
sammen. Deswegen hat das Ministerium auch
einen Schwellenwert von vier eingeführt, also
Nutzen über Kosten soll insgesamt größer als
vier sein. Das wird nicht auf Eisenbahnstrecken
angewendet, weil kaum eine Eisenbahnstrecke
diesen Nutzen-Koeffizienten erreicht. Das heißt,
wenn man sich große Korridore anschaut, in
denen die Eisenbahn verbessert werden soll,
dann muss man über diese Vorgehensweise
hinaus gehen. Deswegen haben wir ein System-
ansatz gewählt, wie er derzeit von der Europäi-
schen Kommission auch für die transeuropäi-
schen Netze angedacht ist, weil man einfach mit
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dem traditionellen Nutzen-Kosten-Schemata nur
Teile des Ganzen bewerten kann. Ergebnis
dieses Systemansatzes ist, dass wir die Ergeb-
nisse wieder in eine verständliche Ebene proji-
zieren können, hoffe ich jedenfalls, also Ebene
des Sozialprodukts, Ebene der Beschäftigung
und Ebene der Effekte für den Steuerzahler. Und
was letzteres angeht: Neben den betriebswirt-
schaftlichen Aspekten, ist es auch möglich, sich
dann auszurechnen, ob sich das Geld des
Steuerzahlers, was ja investiert worden ist,
wieder in endlicher Zeit amortisiert. Das ist in
diesem Fall für Baden-Württemberg 21 der Fall.
Auch nach der Erhöhung der Kostenschätzung
auf rund sieben Mrd. Euro insgesamt, kommen
wir auf eine Amortisationsdauer von 30 bis 40
Jahren. Das ist im internationalen Vergleich nicht
schlecht. Es entspricht in etwa den Ergebnissen
des Öresund-Projektes und dieses Öresund-
Projekt ist international ein Vorzeigeprojekt ge-
worden.

Vorsitzender: Sagten Sie 30 bis 40 Jahre? War
nicht im Bahn-Text von 20 bis 50 Jahre die Re-
de? Wie passt das zusammen?

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Das passt so zusammen, dass diese
Rechnung zunächst auf der Basis von 5 Mrd.
Euro gesamte Investitionssumme durchgeführt
worden ist. Das galt bis Ende 2009. Ende 2009
wurde dann die Kostenkalkulation auf insgesamt
7 Mrd. Euro verändert. D. h. die 20 Jahre be-
ziehen sich auf die 5 Mrd. Euro und die 30 bis 40
Jahre auf die 7 Mrd. Euro Einsatz. Hierzu muss
man auch sehen, dass der Anteil, den der
Steuerzahler bei den 7 Mrd. Euro trägt, höher als
bei den 5 Mrd. Euro ist. Es verschieben sich also
die Anteile der Finanzierung unter den Partnern.
Zum Zweiten: Wenn Sie die Zinseffekte berück-
sichtigen, so brauchen Sie bei den 7 Mrd. Euro
im weiteren Zukunftsjahre, um das Projekt zu
rechnen und wenn Sie diese Zukunftsjahre in
Ihren Ergebnissen verzinsen, bekommen Sie
immer kleinere Beträge. Beispiel: Das, was in 20
Jahren passiert, ist bei einem Zins von 3,5 %
heute nur noch die Hälfte wert. Das heißt, je
weiter Sie in die Zukunft blicken, umso geringer
werden die Jahresbeträge. Das führt dann dazu,
dass man bei 7 Mrd. Euro dann schon 30 bis 40
Jahre Amortisationsdauer für das Steuergeld des
Steuerzahlers rechnen muss.

(Zwischenfrage o. M.: Mit welchem Zinssatz?
Vorsitzender: Danke für die Ergänzung.)

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Der Zinssatz liegt bei 3,5 % in der
Rechnung real.

(Zwischenfrage o. M.: Haben Sie es auf fünf
gerechnet?)

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Nur ganz kurz, Sie können jedes Pro-
jekt mit einem Zinssatz, den Sie sich wählen,
totrechnen. Bei der langen Nutzungsdauer die-
ser Projekte ist es ganz einfach. Das gilt aber
auch für ökologische Effekte, denn ökologische
Effekte fallen in der Regel langfristig an. D. h.
wenn Sie hier mit hohen Zinssätzen rechnen,
dann rentiert sich gerade die ökologische Seite
weniger als die wirtschaftliche Seite, die sich
kurzfristig realisiert. Also insofern muss man mit
dem Problem Zins vorsichtig umgehen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Jetzt hat der Kollege
Fischer für die CDU-Fraktion das Wort!

Abg. Dirk Fischer: Das Anhörverfahren ist ja
durch Anträge legitimiert, die Fraktionen im
Deutschen Bundestag gestellt haben. Ich
möchte an Herrn Dr. Kefer zwei Fragen stellen,
denn ich lese in dem SPD-Antrag, dass die
unbestritten positiven Elemente seien: Neubau
des Stuttgarter Bahnhofes, die städtebauliche
Entwicklung, Ausbau des Regionalverkehrs und
die Anbindung der Landeshauptstadt an das
europäische Schienennetz. Das sei auch der
Grund, warum Stuttgart 21 und die damit zu-
sammenhängende Neubaustrecke von Sozial-
demokraten auf Bundes-, Landes- und kom-
munaler Ebene in den vergangenen Jahren
mitentwickelt und unterstützt worden sei. Sie
haben Herr Dr. Kefer vorhin gesagt, die Kosten
seien laufend überprüft worden, zuletzt vor dem
Abschluss der Finanzierungsverträge im Februar
2009. Ich stelle mir wirklich in diesem Zusam-
menhang die Frage: Was ist so schrecklich
Neues und Anderes passiert in der Zwischenzeit,
was verglichen mit der damaligen Unterzeich-
nung durch den von der SPD gestellte Ver-
kehrsminister Tiefensee bis heute die Zweifel
auslöst, ob ein Nutzen-Kosten-Verhältnis noch
bejaht werden kann oder nicht, außer ich sage
mal bei den normalen Dingen, wie Tarifsteige-
rung, Materialkostensteigerungen, insbesondere
beim Stahl und die inflationären Effekte? Erste
Frage: Was ist da von Februar 2009 bis heute
passiert, um vom Ja zu erheblichen Zweifeln zu
gelangen? Die zweite Frage, die ich habe ist: Der
Kollege Beckmeyer hat vorhin gesagt, dieses sei
ein Projekt von ausschließlich regionaler Be-
deutung. Ich würde mit einem Seitenhieb sagen,
die Weservertiefung ist von internationaler
Bedeutung, weil da ein Schiff nach Australien
abfährt und dieses von rein regionaler Bedeu-
tung, aber das war nur ein kleiner Seitenhieb.
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Vorsitzender: Weil Herr Kollege Beckmeyer aus
Bremen ist.

Abg. Dirk Fischer: Und ich würde dieses einmal
vergleichen mit einer Hochgeschwindigkeits-
neubaustrecke, auch für den leichten Güterver-
kehr geeignet. Sie haben die Steigung benannt,
Köln - Rhein/Main. Als ich als Abgeordneter im
Bundestag entscheiden musste: Machen wir das
oder nicht? Schätzkosten 3,35 Mrd. DM, Jahre
später Vergabekosten 7,75 Mrd. DM, Abrech-
nungskosten 11,82 Mrd. DM. Alles nicht sehr
schön, aber eine so gewaltige Volkserhebung,
Proteste, Widerstände aus wesentlichen Teilen
des Parlamentes habe ich bei diesem Projekt
nicht erlebt. Und die Frage, die ich in dem Zu-
sammenhang stellen möchte….

Vorsitzender: Das waren auch keine Fragen.

Abg. Dirk Fischer: Welche Effekte des euro-
päischen Eisenbahnverkehrs würden Sie jetzt im
nachhinein mit diesem Projekt verbinden? Ich
höre die DB AG will ein Zugangebot Frankfurt -
London machen. Wäre das sozusagen durch
dieses alte Rheintal noch möglich oder ist das
von hoher Bedeutung für den europäischen
Eisenbahnverkehr? Wie würden Sie im nach-
hinein dieses Projekt einschätzen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Der Kollege Beck-
meyer war persönlich angesprochen. Er darf
kurz reagieren.

Abg. Uwe Beckmeyer: Ich darf das mal sagen
Herr Fischer. Ich habe gesagt, S21 ist ein wich-
tiges Projekt im Südwesten der Republik. Ba-
den-Württemberg hat ein großes regionalwirt-
schaftliches Interesse an der Realisierung. So,
das habe ich gesagt!

Vorsitzender: Gut, wir haben jetzt glaube ich
zwei Positionen. Wir gehen da jetzt nicht lange
hin und her. Ich habe das so gehört: Es ist wich-
tig für Baden-Württemberg, aber vielleicht nicht
ganz so wichtig für die ganze Republik. Jetzt hat
der Kollege Fischer vor alle Dingen Fragen an
Herrn Dr. Kefer gestellt. Es war ein ganzes
Bündel von Fragen. Sie dürfen aber nicht bündel-
lang antworten, sondern kurz und knapp.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Herr
Hermann, zwei Fragen, auf die ich mich gerne
fokussieren würde. Die erste war: Was ist
eigentlich passiert zwischen Februar 2009 und
heute? Da gibt es eigentlich eine sehr einfache
Antwort in der grundsätzlichen Betrachtung des
Projektes. Hier läuft bei mir unter Projekt beides,
also der Bahnknoten Stuttgart 21 und die Neu-
baustrecke Ulm-Wendlingen. An der grundsätz-
lichen Betrachtung der Projekte gar nichts. Das,

was sich verändert hat, ist, dass wir natürlich in
der Mitkalkulation der Projekte die Ergebnisse
aus den einzelnen Planfeststellungsverfahren,
sowie sie uns bekannt werden, mit einbeziehen.
Das hat zu zwei Effekten geführt: Der eine Effekt
war, dass wir in der Nachkalkulation, nachdem
wir mit dem Planfeststellungsverfahren und den
gesamten Anhörungen einigermaßen bei Stutt-
gart 21 durch waren, den Gesamtwertumfang
von 3,076 Mrd. Euro auf etwas mehr als 4 Mrd.
Euro angehoben haben. Das war in der Haupt-
sache aufgrund der Ergebnisse. Dort ist zu er-
wähnen, dass in der Finanzierungsvereinbarung
zur Abdeckung und zur Abfederung solcher
Effekte ein Risikopuffer in der Größenordnung
von ca. 1,5 Mrd. Euro eingebaut war. Das be-
deutet, man hat dort – meines Wissens war es
das erste Mal bei einem so großen Projekt in
Deutschland – bereits Vorkehrungen getroffen,
um solche Fälle abzufedern. Es ist dann, nach-
dem der neue Kostenstatus für Stuttgart 21
bekannt war, ein Beschluss sämtlicher Projekt-
partner herbeigeführt worden, die alle an diesem
Projekt mit beteiligt waren, dass dieses Projekt
mit dieser Erkenntnis fortgesetzt wird. Und zwar
in Kenntnis der entstehenden Kosten aus dem
Planfeststellverfahren. Das ist deswegen wichtig,
weil es in dem Vertrag eine Passage gibt, die
besagt, dass, wenn der Risikopuffer überschrit-
ten wird, damit ein eventueller Ausstieg aus dem
Projekt begründet werden kann. Das war hier
aber nicht der Fall und insofern hat der Len-
kungskreis folgerichtig beschlossen, das Projekt
fortzuführen. Also, Beantwortung, auf die Frage:
Was ist passiert? Planfeststellung und das
Ganze, was dann passiert ist, ist über diesen
Risikopuffer abgepuffert worden. Bei der Neu-
baustrecke Ulm - Wendlingen in der Vorgehens-
weise sehr ähnlich. Die 2,025 Mrd. Euro, also die
2 Mrd. Euro in etwa, die vorher bekannt waren,
datierten aus dem Jahr 2004. Eine veränderte
Betrachtungsweise zur verkehrlichen Wirkung
gibt es nicht. Sondern auch hier sind Ergebnisse
und Erkenntnisse aus den Planfeststellverfah-
ren, so wie sie heute bekannt sind, eingeflossen
und haben dazu geführt, dass wir zu einer neuen
Kalkulation von 2,89 Mrd. Euro, also knapp 2,9
Mrd. Euro gekommen sind. Hier wird der Bund,
so mein Verständnis, morgen auch darlegen,
was das für Auswirkungen auf die Nut-
zen-Kosten-Untersuchung hat, auf diesen be-
rühmten Faktor, und nachdem also 1,2 Mrd. Euro
durch die Presse geistert, ich weiß nicht, was es
in Wirklichkeit ist, aber dass es jedenfalls größer
1 ist, wäre damit auch die Wirtschaftlichkeit des
Projektes trotz dieser Kostenerhöhung weiterhin
gegeben. Soviel zu dem Thema: Was ist eigent-
lich passiert? Das zweite Thema war: Was hat
das Projekt eigentlich für eine überregionale
Bedeutung? Ich würde hier gerne an zwei Dinge
erinnern: Erstens, wir haben für Gesamt-
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deutschland eine übergeordnete Fernverkehrs-
strategie. Diese Fernverkehrsstrategie orientiert
sich im wesentlichen an den Verbindungszeiten,
bzw. an den Fahrzeiten zwischen den großen
Metropolen in Deutschland. Dort ist die Er-
kenntnis der letzten Jahre, die wir aufgrund
etlicher Auswertungen gewonnen haben: Dass
wir immer dann, wenn wir in einem Zeitraum
hinein kommen, wo eine solche Verknüpfung
zwischen Metropolen in zwischen 3 bis 4,5 Std.
überwunden werden kann, deutliche Marktan-
teile gegenüber dem Flugzeug gewinnen und
auch natürlich gegenüber dem Auto, wobei bei
dem Auto die Parität gilt, d. h. also immer dann,
wenn wir schneller sind als das Auto, bekommen
wir ebenfalls eine erhebliche Verschiebung von
Reisenden von der Autobahn in den Zug. Genau
das ist eine der wesentlichen Hintergründe
ebenfalls für dieses Projekt und insbesondere für
die Neubaustrecke, weil dort durch die Fahr-
zeitverbesserung von ca. einer halben Stunde
gewisse Metropolen enger zusammenwachsen.
Lassen Sie mich das einmal so ausdrücken: Hier
denke ich – Sie fragten vorhin ganz konkret nach
Verbindungen – geht es los bei relativ engen
Verbindungen zwischen Mannheim und Ulm, das
geht natürlich weiter zwischen Ulm und Frank-
furt, das geht weiter zwischen Ulm und Köln, das
geht weiter zwischen München und Köln, das
geht weiter zwischen München und Paris, das
geht weiter zwischen Stuttgart und Paris, wobei
darin die Neubaustrecke explizit nicht enthalten
ist. Also Sie sehen schon, es gibt eine ganze
Reihe von Strecken, die dadurch gewinnen. Die
Analysen und Simulationen, die wir gemacht
haben, sind so, dass wir im Fernverkehr damit
rechnen, dass dadurch in der Größenordnung 2
Mio. mehr Passagiere auf die Schiene kommen
und im Regionalverkehr ist die Zahl noch einmal
erheblich höher, was auch nicht verwunderlich
ist, weil im Regionalverkehr natürlich erheblich
mehr Leute transportiert werden, aber auch
zurückzuführen genau auf die Neubaustrecke.
Denn durch die Beschleunigung der Neubau-
strecke und dadurch, dass ich damit auch Platz
auf anderen Strecken frei räume, bekomme ich
eigentlich erst die Möglichkeit, ein attraktives
Nahverkehrsangebot zu machen, sodass dort
nach unseren Schätzungen mehr als 10 Mio.
Reisende für die Zukunft den Schritt vom Fahr-
zeug, also vom Auto auf die Schiene machen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Körber für
die FDP-Fraktion!

Abg. Sebastian Körber: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Ich denke, wir haben jetzt schon
lange über die Neubaustrecke gesprochen. Ich
würde jetzt gerne noch einmal kurz auch auf den
Bahnhof zu sprechen kommen, hierauf den
Fokus setzen. Ich habe mit etwas Entsetzen

festgestellt, Herr Rockenbauch, was Sie für eine
Vorstellung von einer ökologischen Stadt oder
von sinnvoller Stadtentwicklung, die auch
nachhaltig ist, haben. Also die Stadt der Zukunft,
wie wir sie in Deutschland brauchen, die muss
kompakt sein und kurze Wege haben und des-
halb würde ich Sie gerne bitten, Herr Andriof und
Herr Prof. Martin, dass Sie vielleicht noch einmal
darlegen, was einfach auch die Vorteile für die
Stadtentwicklung in Stuttgart sind, was das
Ganze auch vor Ort für die Menschen dort be-
deutet und was dort für Chancen drin strecken.

Vorsitzender: Danke, das war kurz und präzise.
Prof. Martin!

(Zwischenruf ohne Mikro von Herrn Rocken-
bauch)

Prof. Dr.-Ing. Ullrich Martin (Direktor des
Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen):
Das entscheiden Sie wahrscheinlich nicht, Herr
Rockenbauch, aber auf jeden Fall bin ich gefragt
worden und ich traue mir schon zu selber fest-
zustellen, wo ich kompetent bin und wo nicht. Da
bedarf es nicht Ihres Einschreitens.

Vorsitzender: Sie haben das Wort!

Prof. Dr.-Ing. Ullrich Martin (Direktor des
Instituts für Eisenbahn- und Verkehrswesen):
Stadtentwicklung und Verkehrsentwicklung sind
ja untrennbar miteinander verbunden. Also in-
sofern gibt es mindestens einen Berührungs-
punkt. In Stuttgart bedeutet die Umsetzung die-
ses Projektes – und das wird oftmals verkannt –
eben nicht nur eine Verbesserung für den
Eisenbahnverkehr, den man dann noch einmal
unterscheiden kann in Güterverkehr, der jetzt
nicht die Rolle spielt, Nahverkehr und Fernver-
kehr, sondern auch eine Chance für die Weiter-
entwicklung, die konzeptionelle Weiterentwick-
lung des Stadtbahnsystems, das sich sehr er-
folgreich in den letzten zwei Jahrzehnten in
Stuttgart etabliert hat. Es ist also eine einzige
Erfolgsstory und dort ist man auch auf dieses
Projekt hin, im Vertrauen auf die Verwirklichung,
Wege gegangen, die in der Umsetzung dann zu
einer deutlich verbesserten Verkehrsanbindung
im ÖPNV der Stadt Stuttgart unmittelbar führen.
Es gibt also mehrere Stadtbahnlinien, die auf
dieses Projekt aufsetzen und in Abhängigkeit
von diesem Projekt verwirklicht werden. Einmal
im Hinblick auf die Verbesserung der Erreich-
barkeit und Zugänglichkeit, sowohl im beste-
henden Siedlungsraum als auch unter Berück-
sichtigung im neu entstehenden Siedlungsraum
auf den freiwerdenden Flächen, die nicht zur
Erweiterung des Schlossgarten genutzt werden.
Dort ist ein neuer Verknüpfungspunkt, der so-
genannte Halt Mittnachtsstraße, für die S-Bahn
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geplant, wo direkt auch die Verbindung zur
Stadtbahnlinie, die durch dieses neue Quartier
führen wird, hergestellt wird. Es geht aber weiter.
Die Anbindung der neuen Messe und des
Flughafens wird ebenfalls durch eine Stadt-
bahnlinie vorgesehen. Die neue Linienführung
der U5, der sogenannten U15 durch das Stadt-
gebiet ist stark an die Realisierung des Projektes
Stuttgart 21 gekoppelt und wenn ich sage, es ist
nicht nur die Vorteilhaftigkeit für die Menschen,
die in Stuttgart wohnen, die hier zum Tragen
kommt, dann ist es gleichzeitig auch die Frage
der Wirtschaftlichkeit, die ja schon mehrfach
angesprochen wurde, weil nämlich diese Er-
weiterung des Stadtbahnnetzes, wie sie jetzt
geplant ist, wirtschaftlich nur dann sinnvoll dar-
stellbar ist, wenn die Synergieeffekte von Baden-
Württemberg 21 zum Tragen kommen. Das ist
ein ganz wesentlicher Aspekt, der in der Ge-
samtdiskussion oftmals vergessen wird. Das
heißt zusammengefasst: Wir haben eine bessere
Erreichbarkeit, kürzere Reisezeiten für die
Menschen auch direkt in Stuttgart, die auch gar
nicht unbedingt selbst mit der Bahn fahren wollen
oder müssen, und auf der anderen Seite auch
die wirtschaftliche Sinnhaftigkeit verschiedener
ÖPNV-Projekte, die an Baden-Württemberg 21
gekoppelt ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Andriof!

Dr. Udo Andriof (Regierungspräsident a.D.):
Sowohl bei der Überprüfung durch das Regie-
rungspräsidium und das Eisenbahnbundesamt
als auch später bei Gericht ist in der Abwägung
zwischen Kopfbahnhof und anderen Alternativen
und dem Projekt, über das wir heute sprechen,
der wesentliche Vorteil für die Stadtentwicklung
in Stuttgart hervorgehoben worden. Diese
Stadtentwicklung hat mehrere Komponenten
und deshalb wird das Projekt zurecht auch als
grünes Projekt bezeichnet. Wir haben zum einen
in der stark geplagten Region Stuttgart die Mög-
lichkeit, vermehrt Kunden für die Bahn zu ge-
winnen. D. h. also das Umsteigen wird attrakti-
ver. Man hat zum zweiten die Möglichkeit, Flä-
chen, die sonst für Wohnen und Arbeiten bereits
ausgewiesen waren, im Flächennutzungsplan
wieder zurückzunehmen. Wir haben also aus
dem Flächennutzungsplan der Stadt Stuttgart 60
Hektar gestrichen, weil man diese mitten in der
Stadt nun entwickeln kann. Wir haben zum
Dritten die Möglichkeit, dass bei dem, was an
Lärm und sonstigen Emissionen von diesem
Gelände ausgeht, das wüst und leer ist, wenn
man die Gleise nur anschaut, hier der Lärm
wegkommt und die Stadt auch leiser wird. Wir
haben schließlich als Viertes die Möglichkeit,
diesen wunderbaren Landschaftspark um 20
Hektar zu erweitern. Das heißt also: Umsteigen,
Flächen sparen, Lärm vermeiden und Erho-

lungsmöglichkeiten schaffen machen die Stadt
wirklich attraktiver. Man muss sich das vorstel-
len: Stuttgart hat eine Kessellage und mitten am
besten Ort, nämlich in der Tallage, ist heute
diese Gleiswüste, die die Stadtteile trennt. Die-
ses zu überwinden, ist die Aufgabe auch der
nächsten Jahre. Bereits heute Abend wird die
Stadt Stuttgart die erste Bürgerbeteiligung für die
neue Stadtentwicklung haben, den ersten Ter-
min für das, was jetzt neu gestapelt wird, vor-
nehmen. Das heißt, die Bürgerschaft wird ein-
geladen, eine Stadt zu entwickeln, die auch
ökologischen Prinzipien folgt und die es wieder
möglich macht, nicht aus der Stadt zu flüchten,
sondern in der Stadt zu wohnen und zu arbeiten
und das auf kurzen Wegen.

Vorsitzender: Dankeschön! Für DIE LINKE.
Frau Leidig!

Abg. Herbert Behrens: Herr Vorsitzender
eigentlich hatte ich mich gemeldet, aber nun ist
mein Gutachter bzw. Experte abhanden ge-
kommen, insofern muss ich die Frage zurück-
stellen.

(Zwischenruf o. M.: Nein, da ist er.)

Abg. Herbert Behrens: Okay Herr Rößler ist
schon wieder da.

Vorsitzender: Herr Behrens spricht jetzt für DIE
LINKE., nicht Frau Leidig. Das war mir anders
signalisiert, die Frage geht an Herrn Rößler.
Bitteschön!

Abg. Herbert Behrens: Herr Rößler, meine
Frage an Sie: Sie haben sich in der schriftlichen
Antwort ausführlich mit der Frage des verkehr-
lichen Nutzens der Strecke auseinander gesetzt
und haben verschiedene Argumente, die ja hier
noch einmal vorgetragen worden sind, schon in
dieser Ansage entkräftet, wo Sie eben gesagt
haben, dieser Zusatznutzen entlang der Achse
wird nicht da sein. Nun hat Herr Dr. Kefer noch
einmal angesprochen, welch wichtiger Nutzen
von der Realisierung abhängt. Er hat insbeson-
dere darauf hingewiesen, dass die 30 Minuten
Fahrzeitverkürzung dafür sorgen würden, dass
dann 2 Mio. Fernverkehrseisenbahngäste zu
transportieren sind und im Regionalverkehr noch
einmal über 2 Mio. hinausgehend. Teilen Sie
diese Zahlen, bzw. wie reagieren Sie da oder wie
müssen wir Ihre Aussagen in Ihrer Antwort dann
beurteilen? Ist dort wirklich der verkehrliche
Nutzen so dramatisch hoch, dass wir unter Um-
ständen bei unserer Einschätzung falsch liegen?

Vorsitzender: Herr Rößler, bitte!
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Karlheinz Rößler (VIEREGG-RÖSSLER
GmbH): Zur Achse Paris - München, die Sie
erwähnt haben, ist zu sagen: Die Fahrzeiten, die
auf dieser Achse erzielt werden sollen, liegen
immer noch um Stunden über denen des Flug-
zeuges. Außer im Korridor Paris - Stuttgart hat
der Zug keine Konkurrenzchance gegen das
Flugzeug. Aber jetzt konkret Ihre Frage: Ich teile
die Zahl, die Herr Kefer genannt hat, durchaus,
dass man mit 30 Minuten Fahrzeitverkürzung
zwischen Stuttgart und Ulm zwei Millionen zu-
sätzliche Reisende pro Jahr generieren kann.
Allerdings klingt diese Zahl auf das Jahr bezogen
gigantisch groß, aber brechen wir das auf einen
Tag herunter, dann sind das 5.500 zusätzliche
Reisende. Und wenn man einen normalen ICE
zugrunde legt, ein Vollzug ICE 3 beispielsweise
mit, ich glaube 900 Sitzplätzen, dann kommt man
dahinter, dass das nur alle 2 bis 3 Stunden ein
zusätzlicher Zug pro Richtung ist. Also so viel ist
es auch wieder nicht. Im Nahverkehr ist die Zahl
natürlich mit 10 Millionen größer. Aber, ich
denke, wenn man konsequent einen integralen
Taktfahrplan in Baden-Württemberg einführen
würde, der ja durch Stuttgart 21 gerade nicht
möglich wird, wird man landesweit deutlich mehr
als 10 Millionen Nahverkehrskunden gewinnen
können. Das Beispiel Schweiz spricht für sich.

Vorsitzender: Jetzt kommt für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Wilms!

Abg. Dr. Valerie Wilms: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Ich habe zwei Fragen an Prof.
Böttger: Wenn wir uns das anschauen, dienen ja
Stuttgart 21 und die Neubaustrecke in erster
Linie dem Hochgeschwindigkeitsverkehr. Das
haben wir ja eben auch schon so gehört. Und
auch das Projekt Halle - Leipzig - Erfurt - Nürn-
berg, ist ja auch etwas, was dem Hochge-
schwindigkeitsverkehr dienen soll. Beide Pro-
jekte werden in den nächsten 10 Jahren etwa
70% der Neu- und Ausbaumittel beanspruchen,
wie uns Minister Ramsauer ja schon mal gezeigt
hatte. Und wichtige Projekte für den Güterver-
kehr, die sind finanziell in den Planungen bislang
nicht hinterlegt. Alleine wenn wir uns die Rhein-
talbahn angucken, woran seit 1987 gebaut wird,
fehlen dort immer noch 4 Mrd. Euro. Jetzt zu den
beiden Fragen an Prof. Böttger: Halten Sie es
angesichts der Tatsache, dass für Neu- und
Ausbauten im langjährigen Mitteln nur etwa 1,2
Mrd. Euro zur Verfügung stehen, für realistisch,
dass neben der Strecke Nürnberg - Erfurt - Halle
- Leipzig, für deren Fertigstellung noch mindes-
tens 5 Mrd. Euro gebraucht werden, und für
Stuttgart 21 und die Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm, für die der Bedarfsplananteil – also das,
was der Bundeshaushalt zur Verfügung stellen
muss – heute schon bei 2,5 Mrd. Euro liegt, also
insgesamt 7,5 Mrd. Euro, die aus dem Bundes-

haushalt kommen, noch ein Projekt wie die
Rheintalbahn, mit zusätzlich noch erforderlichen
knapp 4 Milliarden Euro realisiert werden kann?
Und welches Projekt hätte den größeren volks-
wirtschaftlichen Nutzen? Zweite Frage, halten
Sie es für realistisch, dass alternativ im Verlauf
der Magistrale Paris - Bratislava, denn über die
reden wir ja, das haben wir ja eben gehört, auch
die Strecke München - Mühldorf - Freilassing
durch den Wahlkreis vom Bundesminister
Ramsauer für 2,8 Mrd. Euro gebaut wird, für die
bisher erst 50 Mio. Euro ausgegeben worden
sind. Und welche Strecke hätte dann für den
Güterverkehr dabei den größeren Nutzen.

Vorsitzender: Danke, die Frage ist klar! Prof.
Böttger Sie haben das Wort!

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Frau Wilms,
die erste Frage bezog sich also auf die verfüg-
baren Mittel. Es ist in der Tat das Problem, dass
also über die nächsten 10 Jahre der überwie-
gende Teil der Bundesmittel, diese 1,2 Mrd. Euro
rund, die hier im Raum stehen, tatsächlich für
diese beiden Großprojekte Nürnberg - Erfurt und
Stuttgart 21 / Wendlingen-Ulm gebunden sind.
Ich glaube wenn man eine Priorisierung der
Nutzen durchführen würde, dann würden diese
Projekte nicht so weit vorne stehen können, wie
sie es heute tatsächlich tun. Also in meiner
Wahrnehmung ist der Ausbau der Rheintal-
schiene vordringlich, sowohl am Oberrhein, was
noch fehlt, als auch Frankfurt - Mannheim. Wir
haben das gesamte Thema Hafenhinterland-
verkehr, also sowohl Richtung Rotterdam,
Richtung Bremen, als auch Richtung Hamburg,
wo Mittel fehlen. Und ich glaube, wir werden in
den nächsten Jahren tatsächlich massive Eng-
pässe auf der Schiene erleben, wenn es nicht
irgendwo gelingt, diese Mittel herzubekommen,
wo auch immer die also herkommen. Ich glaube,
bei einer vergleichenden Priorisierung, wie sie
eigentlich in der gesamten Logik der Mittelver-
teilung der Verkehrsmittel nicht vorgesehen ist,
würden in der Tat die Projekte, in die heute ein
Großteil des Geldes hineingeht, nicht so weit
vorne stehen können. Die zweite Frage war eben
nochmal die nach der Bedeutung der Magistrale.
Also, ich glaube, im Güterverkehr ist es so:
Natürlich schaffen wir auf dieser Achse weitere
Kapazitäten, von denen wir nicht wissen, wann
und wie wir sie tatsächlich brauchen können.
Momentan ist es so, wie Herr Rößler eben ge-
zeigt hatte, dass die Nachfrage auf dieser Achse,
über Stuttgart Richtung München zu fahren, sehr
gering ist. Im Personenverkehr sind diese 2
Millionen zusätzlichen Fernverkehrsgäste offen-
bar zu einem erheblichen Teil daher gerechnet,
das sehen Sie auch an den Folien die Herr Kefer
z. B. in der Schlichtung gezeigt hat, dass es eine
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Verkehrsverlagerung gibt, von Verkehren, die
heute von Frankfurt nach München über Nürn-
berg laufen und anschließend dann über Stutt-
gart laufen würden. Wenn Sie sich diese Grafi-
ken angucken, sehen Sie also einen Verkehrs-
rückgang, da nach Fertigstellung von Stuttgart
21 tatsächlich irgendwie diese Strecke zwei, drei
Minuten schneller wäre. Und in den entspre-
chenden Simulationsmodellen schlägt das eben
tatsächlich so rüber. Und von daher muss man
sich sicherlich eben auch fragen, wie groß der
Nutzen ist. Ich glaube, es ist eben auch gesagt
worden, wenn Sie sich mal angucken, welche
Strecken wirklich so schnell werden, dass sie
gegenüber dem Flugzeug konkurrenzfähig wer-
den, im Personenverkehr, durch diese Be-
schleunigung von Stuttgart - München, dann sind
die Effekte relativ gering. Nach München kann
man heute von Stuttgart aus nicht fliegen. Nach
Wien wird man nicht in eine konkurrenzfähige
Zeitschiene kommen. Und alles andere ist von
diesem Projekt eigentlich nicht wirklich betroffen.
Das heißt also, der Verlagerungsnutzen ge-
genüber dem Flugverkehr ist sicherlich sehr
gering einzuschätzen. Und also auch das
Ranhängen anderer Projekte jetzt, die vielleicht
durch einzelne Wahlkreise führen. Gut, das ist
jetzt eine politische Entscheidung, wie man da
die Prioritäten setzt. Aber, ich glaube, im Kern ist
bekannt, was eigentlich die dringendsten Pro-
jekte im Personenverkehr wie im Güterverkehr in
Deutschland wären. Und wenn man das heute
neu priorisieren würde, das ist für mich relativ
klar, dann ergebe sich eine deutlich andere
Priorisierung.

Vorsitzender: Vielen Dank! Vielleicht darf ich
Sie an einer Stelle korrigieren: Es ist tatsächlich
so, dass man heute sogar noch von Stuttgart
nach München fliegen kann, und von Stuttgart
nach Frankfurt kann man auch noch fliegen,
obwohl man mit dem Zug schneller ist. Das ist ja
die Absurdität der Entwicklung. Deswegen ist es
immer fragwürdig, wie denn Verlagerung gelingt.
Jetzt muss ich mit Blick auf die Uhr sagen, dass
wir immer noch in der ersten Runde sind. Sie
haben aber die Fragen und die Antworten locker
so interpretiert, dass wir eigentlich die zweite
Runde gleich mit vermischen. Wir können jetzt
noch eine Runde machen, die die Wirtschaft-
lichkeitsfrage und die Kostenentwicklung noch-
mal aufgreift. Wie kommt es zu den Kosten? Und
dann heißt es aber in der Konsequenz, dass wir
für die dritte Themenrunde nur noch eine Runde
haben werden. Das kann man mit Blick auf die
Uhr leicht erkennen. Ich würde Sie bitten, dass
Sie jetzt Ihre Fragen kurz und knapp stellen,
dass man auch auf Statements verzichtet und
stattdessen gleich zur Frage kommt. Die CDU
hat das Fragerecht. Das ist der Kollege Kauf-
mann!

Abg. Dr. Stefan Kaufmann: Ja, herzlichen
Dank! Ich habe zwei Fragen an Professor Rot-
hengatter. Erste Frage: An Stuttgart 21 beteiligen
sich die Region mit rund 100 Millionen Euro, das
Land mit rund 370 Millionen Euro, die EU mit
voraussichtlich rund 250 Millionen Euro und der
Bund, wie gehört, mit den so genannten „So-
wieso-Kosten“. Besteht aus Ihrer Sicht eine
realistische Chance, diese Zuschüsse und Mit-
finanzierungsanteile auch bei alternativen Kon-
zepten zu Stuttgart 21 erhalten zu können? Ich
beziehe mich insoweit auf Seite 11 Ihrer Tisch-
vorlage. Zweite Frage: Oftmals wird dargestellt,
dass die hohen Investitionen für das Bahnprojekt
Stuttgart - Ulm ins Leere laufen. Sie haben vor-
her in Ihrer Studie zu den volkswirtschaftlichen
Auswirkungen des Projekts in Teilen Stellung
genommen. Wie wirkt sich die Realisierung des
Bahnprojekts Stuttgart - Ulm auf zentrale volks-
wirtschaftliche Kenngrößen in Baden-Württem-
berg aus und auf den Haushalt der Stadt Stutt-
gart?

Vorsitzender: Danke! Herr Rothengatter!

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Ja die erste Frage ist sicher einfacher
zu beantworten als die Zweite, Auswirkungen auf
den Haushalt in Stuttgart. Lassen Sie mich zu
den Finanzierungen zunächst einmal sagen,
nicht nur das Projekt ist komplex, sondern auch
die Finanzierung des Projektes ist komplex. Es
sind also da einige Partner, die sich zusam-
mengefunden haben und dieses Projekt finan-
zieren. Zwei davon sind privat, jedenfalls Pri-
vatunternehmen im öffentlichen Eigentum. Das
ist die DB AG und das ist die Flughafen GmbH.
Ich kann mir kaum vorstellen, dass diese beiden
Partner ihre Mittel dann in andere Projekte
transferieren, die unter Bundeskompetenz ste-
hen und wo der Bund eben der natürliche
Finanzier ist. Das heißt, so einfach ist der Mit-
teltransfer der Landesmittel und der Privatmittel
natürlich nicht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass
dies so harmlos zu machen ist. Zum Zweiten
muss man sagen, es wird immer wieder vorge-
schlagen, das Geld in die Rheinschiene zu
stecken, also die Rheintalstrecke zwischen
Karlsruhe und Basel zu stärken. Ich bin selbst ein
großer Anhänger des Baus für dieses Projekt,
verstehen Sie mich nicht falsch, aber ich halte es
zum derzeitigen Zeitpunkt nicht für möglich,
wesentliche Mittel in diese Strecke hineinzuge-
ben, denn große Teile sind nicht planfestgestellt.
Und gerade im Bereich von Offenburg, da weh-
ren sich die Bürger dagegen, dass die Bahn
„oben“ bleibt. In Stuttgart will man „oben“ bleiben,
nicht unter die Erde. Also es passieren hier doch
Dinge, die man mit rationalen Argumenten nur
noch schwer behandeln kann.
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Vorsitzender: Es liegt aber daran, dass Offen-
burg nicht gleich Stuttgart ist.

Prof. Dr. Werner Rothengatter (Institut für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung): Offenburg ist nicht gleich Stuttgart,
aber „unten“ und „oben“ ist gleich. Ich denke
schon, dass die Menschen in Offenburg hier ein
Gefühl dafür haben, was Lärm ist, während in
Stuttgart die Diskussion einfach entglitten ist.
Man ist sozusagen an dem Kopfbahnhof jetzt
festgefahren und glaubt, dass das ein Weltkul-
turerbe ist, das man um jeden Preis erhalten
muss. So, das zu dieser Frage zur Mitteltrans-
ferierbarkeit. Das kann ich mir nicht vorstellen.
Selbst die Bundesmittel werden nicht so leicht
transferierbar sein, in Streckenteile bei der
Rheintalbahn, die noch gar nicht planfestgestellt
sind. Alles südlich von Offenburg ist bis jetzt
noch Planungswüste. Das Zweite, wird es zu-
sätzliche Einnahmen geben beim Land und auch
bei der Stadt? Das ist unzweifelhaft. Das ist das
Geben wert. Das heißt, aus dieser Bruttowert-
schöpfung, die zusätzlich erwachsen wird, wird
es natürlich Steuern geben, die dann anschlie-
ßend in die Kassen vom Land und von der Stadt
fallen. Dafür gibt es auch Schätzungen, das ist
nicht unerheblich, was hier hineinkommt. Ich
habe das aber pauschal behandelt, denn jede
Differenzierung nach einzelnen Gebietskörper-
schaften würde ja hier einen falschen Zungen-
schlag bringen. Ich neige eher dazu, das ins-
gesamt zu behandeln. Für alle Gebietskörper-
schaften wird es einen Zuwachs an öffentlichen
Mitteln geben. Und dieser Zuwachs wird aus-
reichen, um innerhalb von 30 bis 40 Jahren die
öffentlichen Mittel zu refinanzieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Zum Unterschied zu
Offenburg und Stuttgart will ich nur sagen, dass
kein Missverständnis für die Zuschauer entsteht:
Es gibt keine Bürgerbewegung zur Versenkung
des Bahnhofes in Offenburg, sondern lediglich
eine Bürgerbewegung, die will, dass die zusätz-
lichen Gleise, das dritte und vierte für zusätzli-
chen Güterverkehr, nicht durch die Stadt gehen,
sondern unter der Stadt durch. Das ist der Un-
terschied. Jetzt kommen wir zur SPD-Fraktion.
Herr Pronold!

Abg. Florian Pronold: Ich habe zwei Fragen:
Die erste richtet sich an Professor Böttger: Sie
haben in Ihrem Chart aufgeführt, mit einer sehr
vorsichtigen Formulierung, dass die Wirtschaft-
lichkeit des Projektes günstig gerechnet worden
ist und Sie benennen dort fünf einzelne Punkte in
der Übersicht von bestimmten Annahmen, die
Sie wohl nicht teilen, von Nichtberücksichtigung
einzelner Baumaßnahmen; von Kostenreduzie-
rungen und auch Erträgen, die virtuell betrachtet
werden. Könnten Sie näher ausführen, in wel-

chen Größenordnungen sich das Ihrer Ein-
schätzung nach bewegt, diese Unsicherheiten,
und worauf die beruhen? Meine zweite Frage
richtet sich an Herrn Dr. Kefer. Und zwar wurde
im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsberechnung,
zumindest soweit etwas darüber bekannt ge-
worden ist, auch angenommen, dass es zu
Kostensenkungen gekommen ist, im Umfang
von etwa 900 Millionen Euro gegenüber früheren
Planungen. Und diese Kostensenkungen beru-
hen auch auf Annahmen, die baulich zu Verän-
derungen führen, also andere Druckverhältnis
oder Ähnliches, was auch dazu führt, dass man
angeblich weniger Stahl verbauen muss, dass
man andere Dinge dort machen kann. Könnten
Sie mal detailliert darstellen, wie es zu diesen
Kostensenkungen kommt und ob diese Grund-
annahmen zum Beispiel auch vom Eisenbahn-
bundesamt oder von anderen, die für die
Sicherheit verantwortlich sind, denn überhaupt
schon einmal geprüft worden sind und geteilt
werden?

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir beginnen mit
Herrn Böttger!

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschulde für
Technik und Wirtschaft Berlin): Also zu den
aufgeführten Punkten: Man muss eben sagen,
da diese Rechnung selber ja nicht öffentlich ist,
ist man also immer darauf angewiesen, ein
bisschen zusammenzukombinieren. Und ich
musste also jetzt feststellen, oder Herr Dr. Kefer
sagte gerade, dass ich in einem Punkt hier auch
falsch liege. Also zum einen sind eben, das hatte
Herr Dr. Hofreiter angesprochen, erhebliche
Erträge im Güterverkehr für die Neubaustrecke
angesetzt, die sicherlich als fraglich gelten
müssen. Offenbar beinhaltet die Rechnung eine
zeitgleiche Fertigstellung der Neubaustrecke
Frankfurt - Mannheim, die unstrittig auf der ge-
samten Achse gewaltige verkehrliche Effekte
haben wird, die aber vermutlich auch ohne das
Projekt Stuttgart 21 auftreten würden. Wie ge-
sagt, diese Verlagerungseffekte sind offenbar
nicht zusätzlich berücksichtigt worden, da bin ich
gerade aufgeklärt worden. Die Frage ist, ob alle
Baumaßnahmen, die dazugehören, tatsächlich
drin sind. Also im Rechnungshofbericht sind zum
Beispiel erwähnt, die Abstellanlagen, die nicht
Teil der Darstellung von Stuttgart 21 sind. Es gibt
Unterlagen, aus denen man schließen muss,
dass eben auch das Thema „weitere Kosten im
Hauptbahnhof und Weiterverwertung des
Bahnhofes“ nicht in den Kosten enthalten ist. Da
lässt sich auch noch nicht ganz klar sagen,
welcher Umfang das ist. Aber, wenn man als
Ökonom an eine Wirtschaftlichkeitsrechnung
rangeht, gilt eigentlich immer das Prinzip der
Objektgesamtheit, dass man sagt, ich muss
wirklich auch alles, was dazu gehört mit in die
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Kosten hineinnehmen. Und die bereits versenk-
ten Planungskosten, zum Beispiel, von 250
Millionen Euro für Stuttgart 21, die werden ja bei
der eigentlichen Kostenschätzung jetzt, soweit
ich das verstanden habe, gar nicht mehr be-
rücksichtigt, werden aber bei den Abbruchkosten
natürlich immer mit genannt. Und dann schließ-
lich diese Kostensenkung von 900 Millionen
Euro. Ich glaube, es ist normal, dass, wenn man
Projekte durchgeht, man sich jede Position
nochmal anschaut und eben auch sagt,
„Mensch, da können wir vielleicht noch etwas
einsparen“. Ich kenne das aus anderen Groß-
unternehmen so, da gibt es bestimmte Kriterien,
dass man sagt: Wann kann ich eigentlich solche
Kostensenkungen, wann darf ich die in einer
Kalkulation berücksichtigen? Da gibt es diese
Härtegrad-Systematik, die im Großunternehmen
angewandt wird, mit der man das von der Logik
her dann herzuleiten versucht. Und so wie ich
das verstehe, sind diese 900 Millionen als Idee
da. Sicherlich wird man einen Teil davon reali-
sieren können, aber ich weiß nicht, ob das nach
genereller betriebswirtschaftlicher Logik heute
schon komplett als Einsparung zu berücksichti-
gen ist. Das Thema EBA-Genehmigung, die
noch aussteht, ist in dem Zusammenhang ja
schon erwähnt worden. Also, das ist eine Idee,
das ist eine Chance vielleicht etwas zu sparen.
Aber eine Gesamtwirtschaftlichkeitsrechnung
darauf aufzubauen…. Und ich meine, wir kämen
ja mit diesen 900 Millionen gerade auch über
diese diskutierte Schwelle, wo man sagt, dann
würden die Projektbeteiligten das Projekt end-
gültig als nicht mehr rentabel ansehen. Vor dem
Hintergrund erscheint es mir also schon sehr
mutig, dieses als Einsparung auszuweisen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Vielleicht für die
Zuschauer zur Erläuterung: Es ist seitens
Bahnchef Grube eine Nachkalkulation der Kos-
ten von Stuttgart 21 vorgenommen worden. Und
dabei ist man auf knapp 5 Milliarden Euro ge-
kommen. Und daraufhin hat man sozusagen das
Einsparpotential gesucht und da sind 900 Milli-
onen als Einsparpotential ermittelt worden, die
dann dem Aufsichtsrat vorgelegt wurden und der
Aufsichtsrat hat es so akzeptiert. Das war der
Punkt und dazu sind die Fragen gestellt.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ja, Herr
Hermann, die Aussagen bestätige ich vom
Hergang her. Das ist genauso gelaufen. Es gibt
einen Punkt, den ich noch anfügen möchte: Auch
der Lenkungskreis, das heißt also, sämtliche
Projektpartner sind über diese Kalkulation in-
formiert worden, auch über die Einsparpotenti-
ale, die dort zu Grunde gelegt worden sind, so
dass diese Dinge auch öffentliche gemacht
wurden. Eine Bemerkung voraus vielleicht: Wir
haben insbesondere für die Schlichtung in

Stuttgart verabredet, dass der übernächste
Termin, also der Termin in zwei Wochen, dem
Thema Wirtschaftlichkeit gewidmet ist. Dort
werden wir sicherlich auch über die Kosten dis-
kutieren. Und da gibt es ein Verfahren, wo mit
Einschaltung von drei Wirtschaftsprüfern ent-
sprechende Aussagen tatsächlich geprüft wer-
den. Deswegen… gut, also das ist jedenfalls die
Vorgehensweise dort. Ich möchte dem insge-
samt nicht vorgreifen, sondern…

Zwischenruf Abg. Florian Pronold: Sie sind
hier schon vor dem Deutschen Bundestag. Das
ist Ihnen klar!?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ja, lang-
sam! Ich wollte aber trotzdem ein paar Aussagen
dazu machen. Also ich will mich um diese Aus-
sagen nicht herumdrücken. Das Erste sind die
Kostensenkungen. Denen hinterliegt eine Liste
von Maßnahmen. Diese Liste von Maßnahmen
beinhaltet Potentiale, wie Sie sagen. Diese Po-
tentiale als solche und die Bestätigung dieser
Potentiale werden im Zuge des Projektes immer
härter. Sie haben vorhin davon gesprochen,
dass man das normalerweise mit Härtegraden
versieht und dann im Projekt immer härter
macht. Das, was Sie vorhin angesprochen ha-
ben, beispielsweise bei den Druckverhältnissen,
ist tatsächlich so. Es wurde ursprünglich davon
ausgegangen, dass die Tunnelwände einem
bestimmten Druck standhalten können müssen,
vier Hektopascal. Der Ansatz oder das Ein-
sparpotential in dem konkreten Fall ist, dass man
hier zurückgehen kann, auf zwei Hektopascal.
Das Ganze wird durch entsprechende Gutachten
untermauert und ist selbstverständlich am Ende
des Tages vom EBA zu bestätigen. Also es ist
nicht so, dass wir hier mal mit einem Federstrich
irgendwelche…

Zwischenruf Abg. Uwe Beckmeyer: Sind die
Gutachter vom EBA eingesetzt worden oder von
Ihnen?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Nein, das
sind neutrale Gutachter, die dann vom EBA auch
im Endeffekt akzeptiert werden müssen. Natür-
lich, wenn das EBA zu dem Entschluss kommt,
den Gutachter nicht zu akzeptieren, dann haben
wir einen neuen zu bestellen, einen anderen zu
bestellen. Interessant ist in dem Zusammen-
hang, dass wir natürlich auf den Gutachter zu-
rückgegriffen haben, der ursprünglich die vier
Megapascal angesetzt hat. Und wir haben dort,
unter Zugrundelegung einer sehr viel detaillier-
teren Betrachtungsweise, denselben Gutachter
nochmal prüfen lassen. Und die Ergebnisse wird
der Gutachter in der Schlichtungsrunde, wo wir
über Wirtschaftlichkeit reden, auch im Detail
selber vorstellen. Das heißt also, wir haben, was
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diese Druckverhältnisse anbetrifft, tatsächlich
dort ein Einsparpotential identifiziert und wir
verfolgen dieses Einsparpotential. Das gleiche
gilt für weitere Einsparpotentiale, zum Beispiel
bei Vergaben. Und dort haben wir zum einen auf
einer sehr viel detaillierteren Betrachtungsweise
aufgesetzt, was Massen und Mengen anbetrifft,
und wir haben auf neuesten Erkenntnissen
aufgesetzt, was Vergaben in der jüngsten Ver-
gangenheit anbetrifft und haben dort ebenfalls
Einsparpotentiale identifiziert, die sich im Laufe
des Projektes bewahrheiten müssen. Um das
mal ein bisschen zusammenzufassen, von der
Vorgehensweise her: Ja, es sind in der Grö-
ßenordnung von 900 Millionen Euro Einsparpo-
tentiale identifiziert worden. Ja, diese Einspar-
potentiale sind im Laufe des Projektes weiter zu
erhärten und nachzuweisen und, ja – und das ist
vielleicht meine persönliche Anmerkung –, wir
befinden uns da heute auf einem guten Weg.
Dass sie natürlich immer die Frage stellen kön-
nen, „werden wir das am Ende des Tages alles
erreichen und umsetzen?“, da können sie ei-
gentlich nur die Antwort geben: Wir versuchen
das, was durch gutes Management bei einem
solchen Projekt möglich ist, aber bei einem
Projekt mit einer Laufzeit von zehn Jahren und in
der Größe haben sie natürlich immer Unsicher-
heitsfaktoren, die sie irgendwie dann über das
Projektmanagement, über die Projektleitung
ausgleichen müssen. Was ich nicht für ange-
messen halte, ist, wenn wir bei einer solchen
Projektbetrachtung von vornherein Risiko auf
Risiko aggregieren und dann praktisch, wenn wir
das bei jedem deutschen Projekt machen wür-
den, diese Projekte totkalkulieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war jetzt eine
lange, aber wahrscheinlich notwendig lange
Antwort. Ich will aber gerne zwei Sachen fest-
halten: Die Intention zum Einsparen ist gegeben,
aber sie ist nicht realisiert und nicht belegt und
auch manches vom EBA noch nicht genehmigt
oder freigegeben. Und das Zweite, was Kollege
Pronold angesprochen hat: In Stuttgart wird
natürlich differenzierter verhandelt, aber wir
müssen schon festhalten: Der Deutsche Bundes-
tag ist wesentlicher Geldgeber und Finanzier
beider Projekte. Deswegen haben wir das aller-
größte Interesse, dass wir zeitnah genau diese
Informationen bekommen, und dass nicht in
Stuttgart, wo nicht gezahlt wird, die Informatio-
nen vorliegen, die denen nicht vorliegen, die
eigentlich das Geld geben müssen.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ich bitte
um Verzeihung. Ich hatte nicht die Absicht, den
Deutschen Bundestag da irgendwie despektier-
lich zu behandeln. Mir ist die Bedeutung des
Gremiums schon klar.

Vorsitzender: Gut, vielen Dank! Wir kommen
zur FDP-Fraktion. Kollege Döring hat das Wort!

Abg. Patrick Döring: Ja, herzlichen Dank! In
einigen Stellungnahmen ist intensiv Bezug ge-
nommen oder zumindest Bezug genommen auf
die Frage, wie teuer wäre ein sofortiger Bau-
stopp, ein Verzicht auf das Projekt. Und dazu
habe ich auch noch einmal die Frage an Herrn
Dr. Kefer: Es wird ja gelegentlich auch in den
Stellungnahmen insinuiert, die Bahn würde
künstlich die sogenannten Abbruchkosten
hochrechnen. Vielleicht können Sie etwas dazu
sagen, wie Sie zu der Einschätzung gekommen
sind, welche Kosten sich am Ende für einen
Verzicht auf die Realisierung des Projektes
ergeben. Und die zweite Frage, ebenfalls an Sie,
Herr Dr. Kefer: Wenn man das zu Ende denkt,
aus Ihrer langjährigen Erfahrung, aus Ihrer Zeit
als Vorstandsvorsitzender der DB Netz AG, wie
lange würde es wahrscheinlich dauern, eine
Alternativplanung, wie immer man sie benennen
würde, in einen planfestgestellten Zustand zu
versetzen? Und wagen Sie eine Aussage dazu,
welche Kosten bis dahin zur Funktionserhaltung
der vorhandenen Infrastruktur zusätzlich anfallen
würden?

Vorsitzender: Herr Kefer, Sie haben das Wort!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Bei den
Abbruchkosten reden wir immer über im We-
sentlichen drei Bestandteile: Der eine Bestand-
teil ist, dass wir sagen, wir haben heute bereits
aufgelaufene Kosten. Das sind die Abbruch-
kosten im eigentlichen Sinne. Und hier reden wir
von verlorenen Planungskosten beziehungs-
weise von Kosten, die heute bereits in das Pro-
jekt, auch in Stahl und Beton hineingeflossen
sind, genauso wie von den Kosten, die entste-
hen, wenn bestehende Aufträge storniert wer-
den. Das sind die Abbruchkosten im eigentlichen
Sinne. Es gibt zwei weitere Kostenblöcke, die bei
einem Abbruch des Projektes und bei der
Durchführung eines Alternativprojektes, nämlich
K21, ebenfalls anfallen würden. Und zwar: Ein
großer Bestandteil der Finanzierung von Stutt-
gart 21 ist diese frei werdende Fläche im Zent-
rum von Stuttgart. Dort entstehen Grundstücke,
dadurch, dass der Bahnhof unter die Erde geht.
Und diese entstandenen Grundstücke oder
entstehenden Grundstücke sind von der Stadt
zur weiteren Verwertung gekauft worden. Und
das Geld, was dafür bezahlt worden ist, dient der
Finanzierung des Projektes insgesamt. Und der
dritte Teil, der anfallen würde, [Zwischenruf Abg.
Sabine Leidig] …bitte? Nein, das habe ich auch
nicht gesagt. Es dient insgesamt der Finanzie-
rung des Projektes. Und der dritte Anteil sind die
Kosten, die auflaufen würden, wenn man nur das
Gleisvorfeld erneuert. Und diese Erneuerung des
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Gleisvorfeldes ist sehr aufwendig, weil dort in
den letzten zehn bis fünfzehn Jahren in Erwar-
tung von Stuttgart 21 nur das Notwendigste
getan worden ist, um den Betrieb aufrecht zu
erhalten. Das wäre auch relativ sinnlos gewesen,
dort in große Erneuerungsmaßnahme einzu-
steigen, die man dann anschließend, nach fünf
Jahren oder nach zehn Jahren wieder abreißt.
Und diese beiden Kostenblöcke, also diesen
einen Kostenblock „Abbruchkosten“ und die
Grundstückskosten in der Rückabwicklung, das
ist ungefähr, ganz grob über den Daumen
gepeilt, 1,5 Milliarden Euro. Und der andere
Kostenblock, der entsteht, dass das Vorfeld dann
tatsächlich grunderneuert werden muss, liegt
nochmal in der Größenordnung von 1,5 Milliar-
den Euro, wobei hier ein etwaiger Ausbau für
K21 nicht berücksichtigt ist, sondern hier geht es
einfach nur um die Erneuerung Status quo.
Sodass man also insgesamt hier rechnen
müsste, wenn man in ein Alternativprojekt wie
K21 einsteigt, dass 3 Milliarden Euro Kosten
entstehen. Das sind auch die Zahlen, die Sie der
Presse immer wieder entnehmen können. Die
zweite Frage war: Was wäre die Dauer einer
Alternativplanung? Ich nehme hier Anleihen: Wir
haben Vergleiche mit anderen Projekten in
Deutschland gemacht, mit anderen Großpro-
jekten in Deutschland, muss ich sagen, denn
diese Großprojekte sind miteinander zu ver-
gleichen. Die haben sehr viel längere Zeiten, was
Planfeststellung anbetrifft, was Raumordnungs-
verfahren anbetrifft. Die Durchführung dieser
gesetzlich vorgeschriebenen Planungsschritte,
insbesondere der gesetzlich vorgeschriebenen
Bestätigungsschritte, ist natürlich davon abhän-
gig, wie sehr ich in die Natur, in die Landschaft
eingreife. Aber nach unserer Schätzung würden
für eine solche Alternativplanung, bis die tat-
sächlich final planfestgestellt ist, mindestens
zehn bis fünfzehn Jahre vergehen.

Vorsitzender: Für DIE LINKE., Frau Leidig!

Abg. Sabine Leidig: Ich möchte an Herrn Kefer
zwei konkrete Fragen stellen: Die erste Frage
bezieht sich auf diese Risikorücklage: Wenn ich
das vorhin richtig verstanden habe, haben Sie
die im Grunde jetzt sozusagen in die aktuelle
Kostenberechnung bereits einbezogen und
sozusagen verplant. Also können Sie kurz
nicken, ob ich da richtig liege? Und dann würde
sich sozusagen die eigentliche Frage anschlie-
ßen, was nämlich mit den real existierenden
Risiken ist und wie die dann finanziert werden
würden. Also beispielsweise, wenn sich der
Baugrund, der Untergrund unter Stuttgart, oder
eben auch im Gebirge, durch die Schwäbische
Alb, als so brisant erweist, wie es insbesondere
Frei Otto und geologische Gutachten nahelegen,
dass man dort eben beispielsweise Gipskeuper

im Untergrund findet, der aufquellen kann und
dann zu baulichen Maßnahmen zwingt, die man
wahrscheinlich noch gar nicht kalkuliert hat. Also,
das ist meine Frage! Die Risikorücklage hatte ja
den Sinn, möglicherweise solche Risiken abzu-
federn. Wenn die jetzt schon verbraucht ist, wie
werden solche Risiken abgefedert? Das bezieht
sich auch auf die Tunnelkonstruktion, die noch
nicht genehmigt ist. Die zweite Frage ist: …

Vorsitzender: Frage an Herrn Kefer oder Herrn
Böttger?

Abg. Sabine Leidig: Wer darauf kompetenter
antworten kann.

Vorsitzender: Nein, Sie müssen… Sonst ist es
eine rhetorische Frage, dann können wir es auch
stehen lassen.

Abg. Sabine Leidig: Ich würde dann die zweite
Frage anschließen: Warum wird, obwohl man die
enorme Diskrepanz zwischen Ausschreibungs-
preisen und tatsächlichen Abrechnungspreisen
kennt, die Kalkulation von solchen Großprojek-
ten auf den Ausschreibungspreis gemacht?
Warum wird nicht realisiert, was Herr Rößler
nahelegt, dass man nämlich aus der Erfahrung,
die man von Projekten hat, zumindest nähe-
rungsweise die realen Preise für solche Kalkula-
tionen zu Grunde legt. Das leuchtet mir über-
haupt nicht ein, weil das eine systematische
Fehlkalkulation beinhaltet.

Vorsitzender: War die Frage jetzt an Herrn
Rockenbauch oder an wen war sie denn jetzt
gerichtet? Also Sie müssen sich schon ent-
scheiden, sonst entscheide ich das!

Abg. Sabine Leidig: Also, ich möchte es an
Herrn Kefer richten!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ich gehe
jetzt davon aus, dass Sie beide Fragen an mich
gerichtet haben!? Zur ersten Frage – Risikopuf-
fer und wie dann Finanzierung eventuell zusätz-
lich entstehender Risiken: Der Risikopuffer ist
nicht komplett aufgebraucht, sondern in dem
Risikopuffer, der für die Abdeckung solcher
Risiken, wie von Ihnen gerade geschildert, die-
nen soll, ist noch knapp eine halbe Milliarde Euro
enthalten. Und da stellt sich dann die Frage „Ist
denn das genug?“, beziehungsweise wie wird
denn begründet, dass man heute einen gerin-
geren Risikopuffer hat als zu Beginn des Pro-
jektes? Und die Antwort lautet, dass man zu
einem späteren Zeitpunkt im Projekt die Kosten
immer genauer vorherschätzen kann, als man
das zu einem sehr frühen Zeitpunkt des Projek-
tes macht. Wenn man in einem sehr frühen
Stadium ein Projekt kalkuliert, dann baut man
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das auf Konzeptuntersuchungen und auf groben
Schätzungen und Annahmen auf. Und je stärker
ich ein Projekt durchplane und detailliere, umso
besser besteht die Möglichkeit, die Kosten dann
tatsächlich auch detaillierter abzuschätzen. Und
das ist sozusagen die Fortschreibung des Pro-
jektes, die wir gemacht haben. Und wie ich vor-
hin sagte, ein Punkt, oder der wesentliche Punkt,
ist, dass wir ja heute in der Planfeststellung
erheblich weiter sind und damit auch genauer
wissen, was in dem Projekt kommt, sodass also
die Antwort lautet: Wenn wir zusätzliche Risiken
in dem Projekt haben, werden die aus dem ver-
bleibenden Risikopuffer abgedeckt. Und jetzt
könnten Sie die Frage stellen, was passiert,
wenn aus den Risiken des Projektes dieser
verbleibende Risikopuffer überstiegen wird?
Dann ist in dem Vertrag vereinbart, dass sich die
Partner dann wieder zusammensetzen müssen,
um über die Finanzierung solcher Risiken zu
reden. Das ist, würde ich mal sagen, ein sehr
normaler Prozess, denn sie haben grundsätzlich
bei einem Projekt eine Projektkalkulation. Es ist
vorhin ausgeführt worden, dass es kein Bun-
desprojekt ist, sondern ein von verschiedenen
Partnern finanziertes Projekt. Und wenn das,
was dort an Geld vorgesehen und eingestellt ist,
nicht ausreicht, dann müssen sich die Partner
darüber unterhalten, wie die weitere Finanzie-
rung erfolgt. Aber zunächst mal gibt es noch aus
dem Risikopuffer eine knappe halbe Milliarde
Euro, die zur Abdeckung weiterer Risiken vor-
handen ist. Das Delta zwischen Ausschreibung
und Abrechnung: Dieses Delta ist abhängig
davon, wie gut ich ein Projekt vorgeplant habe
und wie viel Veränderung ich während der Pro-
jektlaufzeit erlebe. Das ist keine fixe Größe,
sondern sehr projektspezifisch und sehr abhän-
gig. Das heißt also, wenn man beispielsweise für
sämtliche Bundesprojekte oder für sämtliche
Projekte einen Faktor von ich-weiß-nicht-wie-
viel-Prozent einführen würde, um diesen Dingen
Rechnung zu tragen, würde man zwei Sachen
erreichen: Das eine ist, man hätte damit in gar
keinem Fall eine Reflektion der tatsächlichen
Verhältnisse, weil ich vorhin sagte, die Projekte
sind alle miteinander unterschiedlich. Und das
zweite ist, dass man selbstverständlich versucht,
innerhalb der Projekte die Kosten zu minimieren.
Und ein wesentlicher Ansatz für eine solche
Minimierung der Projektkosten ist es halt nun
mal, über eine gute Planung dann am Ende mit
den Baukosten hinzukommen. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir kommen zu
Anton Hofreiter, als letztem in der Runde, für
BÜNDNIS ´90/DIE GRÜNEN!

Abg. Dr. Anton Hofreiter: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Ich hätte erst mal eine Frage an
Herrn Rößler. Und zwar kennen wir ja schon eine

ganze Reihe von Strecken, in denen umfang-
reich Tunnel gebaut worden sind. In einem Be-
richt an den Haushaltsausschuss hat das Bun-
desverkehrsministerium die Tunnelkosten für die
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm auf 30 Millionen
Euro pro Kilometer und Röhre beziffert. Also zum
Beispiel beim Gotthard-Basistunnel wird mit
Kosten von 64 Millionen Euro pro Kilometer und
Röhre kalkuliert. Ist denn diese Kalkulation Ihrer
Meinung nach realistisch, insbesondere auf-
grund der wirklich schwierigen geologischen
Verhältnisse in der Schwäbischen Alb. Oder ist
bei Tunnelkosten mit solch einem Baugrund
nicht mit weitaus höheren Preisen zu rechnen?
Und meine Frage an Herrn Böttger ist, was ich
verblüfft feststelle, dass die Ausstiegskosten ja
immer schneller steigen für Stuttgart 21. Vorher
war man noch bei 1,7 Milliarden, heute sind wir
irgendwie plötzlich auf 3 Mrd. hochgesaust. Also
sie steigen ja noch schneller als die Baukosten,
was schon eine Leistung ist. Herr Böttger, wie
würden Sie denn die Abbruchkosten, also wenn
das Projekt Stuttgart 21 abgebrochen würde, wie
würden Sie die denn realistischerweise ein-
schätzen?

Vorsitzender: Zunächst Herr Rößler bitte!

Karlheinz Rößler (VIEREGG-RÖSSLER
GmbH): Die genannten 30 Millionen Euro pro
Tunnelkilometer für die Wendlingen-Ulm-Strecke
sind selbstverständlich Angebots- beziehungs-
weise Ausschreibungspreise. Das sind noch
keinerlei Endabrechnungspreise. 64 Millionen
Euro pro Kilometer beim Gotthard-Basistunnel,
das scheinen mir auch Ausschreibungspreise zu
sein. Ich habe Kontakte zur Spitze der SBB, und
da sagt man mir – natürlich in Vier-Augen-
Gesprächen, hinter vorgehaltener Hand – die
Kosten werden dramatisch steigen, das wird
noch eine unendliche Geschichte werden, war-
ten wir die Endabrechnung ab. Und die Endab-
rechnung ist es. Da kommt dann praktisch der
Offenbarungseid. Deswegen haben wir bei un-
serer Kalkulation oder Kostenprognose für
Wendlingen-Ulm uns die Endabrechnung von
Nürnberg-Ingolstadt angeschaut. Eine tunnel-
reiche Strecke durch Karstgestein, ähnlich der
Schwäbischen Alb, aber mit dem großen Un-
terschied, zwischen Ingolstadt und Nürnberg, die
Fränkische Alb, dort gibt es kaum bis keine
wasserführende Hohlräume. Die Strecke durch
die Schwäbische Alb wird sehr wohl wasser-
führende Hohlräume aufweisen. Und dann
Gnade Gott beim Tunnelbau, wenn gewaltige
Wasserdrücke, gewaltige Gebirgsdrücke auf die
Mineure und ihre Baumaschinen zukommen. Wir
haben also als Anhaltspunkt, um das noch mal
klar zu sagen, die Endabrechnungspreise der
tunnelreichen, ebenfalls durch Karst verlaufen-
den Nürnberg-Ingolstadt-Strecke genommen.
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Wir haben uns die Tunnels angeschaut. Dort hat
man 27 Kilometer Tunnelstrecke gehabt. Zwi-
schen Wendlingen und Ulm werden es insge-
samt 60 Kilometer Tunnelstrecke sein, weil
nämlich laut EU-Vorschrift, die inzwischen in
Kraft ist, jedes Gleis eine eigene Röhre haben
muss. Zwischen Ingolstadt und Nürnberg haben
wir zweigleisige Röhren, die vom Querschnitt her
nicht so viel größer sind als eine Ein-Gleis-
Röhre. Der tunnelbautechnische Aufwand wird
also zwischen Wendlingen und Ulm sehr, sehr
viel größer sein als zwischen Nürnberg und
Ingolstadt. Allein aus Gründen der Mathematik
und Logik müssen deshalb die Kosten der
Wendlingen-Ulm-Strecke deutlich höher sein als
die Kosten der NBS Nürnberg-Ingolstadt, die
damals, trotz aus heutiger Sicht veraltetem
Preisstand, gerade etwas mehr als 3 Milliarden
Euro lagen. Deswegen ist es logisch gar nicht
zulässig, zu sagen, die Wendlingen-Ulm-Strecke
ist unter 3 Milliarden Euro zu bekommen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Professor Böttger!

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Herr Hofreiter,
Dr. Kefer hatte ja eben schon einmal die Ab-
bruchkosten in drei Kategorien eingeteilt. Ich
glaube, das ist so logisch durchaus nachvoll-
ziehbar. Die DB hat im Sommer dieses Jahres
mal für diesen Block A – also die versenkten
Planungskosten und die bereits vergebenen
Bauaufträge – einen Betrag von zusammen rund
500 Millionen Euro genannt, für Stuttgart 21.
Hinzu kommen noch 170 Millionen Euro für die
Neubaustrecke Ulm-Wendlingen. Der zweite
Block, das ist das Thema Flächenverwertung. Da
gibt es also diesen berühmten Vertrag mit der
Stadt Stuttgart über die Übernahme der Flächen
aus dem Jahr 2001. Das Volumen dieses
Paketes, inklusive Zinsen, betrug Ende 2009
rund 750 Millionen Euro. Und das ist die Frage,
wie man das ökonomisch bewertet. Wenn dieses
Projekt abgebrochen werden würde, Stuttgart
21, dann müsste man eben sehen, ob man die
Flächen an Stuttgart zurückgibt. Es gab wohl
eine Rückgabevereinbarung, die inzwischen
ausgelaufen ist. Das heißt, es müsste letztend-
lich neu verhandelt werden. Was man sehen
muss, ist: Ein Großteil dieser Gelder ist 2009 bei
der DB AG einfach als Gewinn gebucht worden.
Und die DB müsste in der Tat diesen Gewinn
wieder ausbuchen, je nach dem, wie man sich
mit Stuttgart einigt. Man müsste vermutlich einen
Betrag zurückzahlen. Nur, wenn wir das saldiert
betrachten, für alle Projektbeteiligten, ist es auf
jeden Fall neutral. Für die DB ist es nicht neutral,
aber aus Sicht des Gesamtprojektes, wenn man
sagt, das ist ein Projekt, das insgesamt mit
Steuergeldern finanziert ist, dann wäre es neu-
tral. Also jeden Euro, den die DB an die Stadt

Stuttgart zurückzahlt, hat die Stadt Stuttgart
dann für irgendetwas anderes zur freien Verfü-
gung. Von daher würde ich das als Ausstiegs-
kosten eigentlich nicht werten wollen. Und hin-
sichtlich des Gleisvorfeldes gibt es eine Schät-
zung, die umläuft, von der DB, vom Dezember
2009, dass man sagt, bis 2020 geht es also um
340 Millionen Euro, glaube ich, die da reinge-
steckt werden müssten. Und dieser Gesamtbe-
trag von über einer Milliarde ergibt sich dann aus
einer Gesamtschau bis 2054. Aber das ent-
spricht ja eigentlich sozusagen dem normalen
Modernisierungszyklus, den Eisenbahninfra-
struktur hat. Von daher scheint also auch dieser
Betrag deutlich überhöht. Wobei man eben se-
hen muss, dass, je nach dem, was dann als
Alternative gemacht wird, dann natürlich noch-
mal weitere Kosten anfallen würden. Aber des-
wegen, wenn ich jetzt eine Zahl nennen müsste,
würde ich also sagen, diese 500 Millionen Euro
für Stuttgart 21, also jetzt nochmal exklusive
Ulm-Wendlingen, aus diesem Block A, und die
340 Millionen Euro für die Sanierung des Gleis-
vorfeldes. Das sind also sicherlich Kosten, mit
denen man rechnen muss. Und alles darüber
hinaus scheint also doch etwas überhöht ge-
schätzt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Nur, weil Herr Kefer
gesagt hat, man hat ja auch zwanzig Jahre nicht
investiert, also zwanzig Jahre gespart. Das
könnte man ja auch mal in die Rechnung auf-
nehmen, wenn man genau rechnet. Und zu dem
Grundstücksverkauf: Das versteht kein Mensch
draußen, was da gelaufen ist: Im Jahre 2003 hat
die Stadt Stuttgart das Gelände, was zukünftig
frei wird, gekauft und die Bahn hat das Geld
bekommen, ohne das Gelände sofort abgeben
zu müssen, sondern unter der Bedingung, das
erst später abgeben zu müssen. Wenn man das
rückabwickeln müsste, dann ist es die Rückab-
wicklung eines Geschäftes, aber es sind nicht
zusätzliche Kosten. Kaufmännisch betrachtet,
glaube ich, ist es nicht seriös gewesen, wie Sie
es gesagt haben, Herr Kefer! Sie können gerne
noch einmal replizieren und dann ist es gut.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Die erste
Hälfte, Herr Hermann, würde ich unterschreiben.
Die zweite Hälfte würde ich nicht unterschreiben.
Ich habe vorhin nicht gesagt, dass das zu den
Projektabbruchkosten gehört, sondern ich habe
die Grundstückserlöse – wohl bedacht – als
einen separaten Part genannt. Und meine Aus-
sage ist: Das sind nicht Abbruchkosten, sondern
das ist schlichtweg ein Wert, der nicht entsteht
und für ein Alternativprojekt damit auch zur
Finanzierung nicht zur Verfügung steht. Das
heißt, das ist eine andere Situation. Die 3 Milli-
arden Euro, die ich Ihnen vorhin nannte, waren
Abbruchkosten als solches. Und hier bin ich nicht
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der Ansicht, dass wir hier mal nur bis 2020
rechnen, sondern wenn wir ein Projekt verglei-
chen, dass die nächsten 80 oder 100 Jahre
Bestand haben soll, dann müssen wir bitte auch
die Kosten vergleichen, die in einem vergleich-
baren Zeitraum anfallen. Also das heißt, echte
Abbruchkosten war der eine Teil, aber diese
Grundstücksgeschichte steht zur Finanzierung
dann bei einem Vergleichsprojekt nicht zur Ver-
fügung. Und das ist ein ganz wesentlicher Teil.

Vorsitzender: Nicht im gleichen Umfang, das ist
richtig. Aber andere. Okay, ist klar geworden. Wir
sind jetzt eine halbe Stunde vor Schluss und wir
kommen in die dritte Runde: Hier geht es um das
Verfahren, um die Transparenz, um Fragen der
Demokratie bei Großprojekten. Weil wir nur eine
halbe Stunde haben, wird es nur eine Frage-
runde sein. Wir beginnen mit der CDU/CSU-
Fraktion. Herr Bilger hat das Fragerecht!

Abg. Steffen Bilger: Meine Frage richtet sich an
die Herren Dr. Andriof und Dr. Kefer. Ich will aber
vorwegschicken, dass wir uns, glaube ich, alle
einig sind, dass beim Projekt Stuttgart 21
durchaus manches hätte besser laufen können
oder müssen, um den Bürgern die Vorteile des
Projekts zu verdeutlichen, aber auch um sie
mehr mitzunehmen, vielleicht auch zu beteiligen.
Lehren, die wir daraus ziehen müssen, gibt es
sicherlich viele. Unter anderem gehört für mich
auch dazu, dass Projekte, gerade große Pro-
jekte, dann eben auch schneller in die Umset-
zung gelangen müssen. Nichtsdestotrotz, das
will ich auch noch kurz vorweg schicken, sollten
wir, glaube ich, auch anmerken, dass hier immer
noch laut neuester SPIEGEL-Umfrage eine
Mehrheit der Baden-Württemberger für das
Projekt Stuttgart 21 ist. Nun zu meiner Frage an
die beiden Herren: Wie sieht der weitere Weg
aus, was erwarten Sie von der weiteren
Schlichtung? Welche Erkenntnisse erhoffen Sie
sich hieraus noch für die Bürger, die sich ja für
diese Schlichtung sehr interessieren. Und wie
soll auch, über die Schlichtung hinaus, die wei-
tere Information der Bürger laufen? Wie sehen
die Beteiligungschancen im neuen Stadtviertel
und dessen Gestaltung aus?

Vorsitzender: Herr Andriof!

Dr. Udo Andriof (Regierungspräsident a.D.):
Ich denke, dass wir in der Zeit der Planung, also
bis zum Beschluss im Jahre 2005, doch sehr
umfangreich informiert haben, auch über die
Planfeststellungsunterlagen hinaus, durch all-
gemein verständliche Informationen an die
Bürger. Allerdings ist dann im Jahre 2005 auch
mal Schluss gewesen, bis zum Jahre 2010. Und
das war sicherlich viel zu lang, denn man hat
damit gerechnet, dass sich das Projekt

sozusagen selbst vorstellt. All das, was an ver-
kehrspolitischen Grundsatzentscheidungen vor-
her auch genannt worden ist, sprach für das
Projekt. Die Vorteile für Stuttgart sind ganz
offensichtlich und man hat gedacht, das würde
als Geschenk entgegengenommen und man
muss es nicht mehr weiter begründen. Aber
dieses Projekt hat den Nachteil, dass man zu-
nächst einmal die Eingriffe sieht. Das heißt, man
sieht, da wird ein Bauwerk dort teilweise weg-
genommen, man sieht, dass Bäume in einem
Park fallen. man sieht aber die Vorteile, die zehn
Jahre später entstehen, noch nicht. Und deshalb
ist es ganz wichtig, und das ist natürlich mit auch
eine städtische Aufgabe, die Vorteile, die
Chancen, die hier entstehen, deutlich zu ma-
chen. Und hier wird jetzt auch eine offene Bür-
gerbeteiligung stattfinden. Ich habe gesagt, sie
startet jetzt. Und die Stadt hat durch die Grund-
stückskäufe, die angesprochen worden sind, ja
auch den wesentlichen Vorteil, dass dieses
Verfahren offen gestaltet werden kann, also nicht
irgendein Ergebnis festliegt. Wenn jetzt immer
wieder behauptet wird, das Ganze sei ein Im-
mobilienprojekt, dann ist das ganz sicherlich
falsch, denn hier ist noch gar nichts festgelegt zu
den Flächen, die jetzt frei werden, sondern da
sind die Bürger eingeladen und werden einge-
laden, sich dazu Gedanken zu machen und
mitzuwirken. So wie das im Jahre 1995 schon
mal der Fall war, als sich in 15 Arbeitskreisen
Jung und Alt dazu geäußert haben. Im Übrigen
haben wir ja gesehen, dass die ganze Diskus-
sion sehr stark emotionsbeladen ist. Die Bürger
wollen ihre Heimat verteidigen, habe ich gehört,
obwohl das Ganze ja doch der Umwelt dient und
dem Wohnen und dem Arbeiten und dem Erho-
len dient. Wir müssen aus dieser Emotion wieder
ein Stück rauskommen. Und da ist der Wert der
Schlichtung natürlich unverkennbar, dass hier
sachliche Gespräche stattfinden, dass man
aufeinander hören muss und durch dieses Zu-
hören vielleicht auch Verständnis erweckt wird.
Und ich bin sicher, dass zunehmend ein großer
Teil der Bevölkerung auch die Chancen erkennt.
Und wir haben ja seit einigen Wochen auch eine
Bewegung pro Stuttgart 21. Das ist immerhin in
wenigen Wochen von wenigen, die dort begon-
nen haben, auf mehrere Tausend angewachsen.
Und fast jeden Tag kommen dort neue hinzu.
Also ich bin zuversichtlich, dass es durch die
Information gelingen wird, Bürgerschaft für die-
ses Projekt weiter zu gewinnen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kefer, bitte
kurz!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Ja, dem ist
nicht mehr viel hinzuzufügen. Wir sind in dieses
Schlichtungsverfahren reingegangen, weil wir
deeskalieren wollten, weil wir für zusätzliche
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Transparenz sorgen wollten und weil wir uns
davon versprochen haben, dass wir in der di-
rekten Diskussion und Auseinandersetzung mit
den Kritikern die Karten auf den Tisch bekom-
men, in einer sehr viel effizienteren Art und
Weise, als wenn wir das über die Medien
machen, wo an einem Tag eine, ich sage mal,
Behauptung aufgestellt wird, am nächsten Tag
eine Gegendarstellung, und sich das ganze
Verfahren dann sehr lang und sehr träge hin-
zieht. Für uns ist klar, dass ein solches Projekt
immer Stärken haben wird, immer irgendwo auch
Nachteile haben wird. Es ist wichtig, dass diese
Stärken und dass diese Nachteile auf den Tisch
kommen, sodass sich die Leute eigenständig
eine Meinung darüber bilden können. Das ist
eigentlich die Erwartung, die wir haben und wo
wir hoffen bis Ende November auch einigerma-
ßen durch zu sein.

Vorsitzender: Dankeschön! Kollege Beckmeyer
für die SPD-Fraktion!

Abg. Uwe Beckmeyer: Herr Kefer, ich habe
noch mal eine Frage im Anschluss an das, was
der Kollege Pronold gefragt hat, hinsichtlich der
Kalkulation: 4,09 oder 9,8 Milliarden Euro
Gesamtkosten, die jetzt projektiert sind, und die
900 Millionen Euro, die reduziert worden sind.
Davon sind 600 Millionen durch Markt- und
Vergabeanalysen Ihres Unternehmens identifi-
ziert worden, durch die Erfahrungswerte aus
anderen Projekten. Nun sagen kundige Leute,
dieses Projekt, dass wir jetzt haben, dieses
Projekt Stuttgart und Wendlingen-Ulm, ist so
groß, dass es am Ende ein eigener Markt ist, in
dem alle, die in Deutschland was mit Tunnelbau
und Eisenbahnbau zu tun haben, beteiligt sind
und die Möglichkeiten, tatsächlich Preisdruck
auszuüben, zu verhandeln, relativ gering sind.
Die erste Bemerkung. Zweite Bemerkung: Ich
komme auf die Frage gleich, wie Sie das beur-
teilen. Sind die historischen Planungskosten des
Unternehmens in diesem Verfahren berücksich-
tigt worden, bei dieser Kalkulation? Sie sprachen
vom Risikopuffer, eine halbe Milliarde. Üblich ist
immer, für eine Position Unvorhergesehenes 15
Prozent zu kalkulieren. Im Grunde sind die damit
abgedeckt. Das sind die 15 Prozent, 440 Millio-
nen Euro. Sie haben neue Planungsvorgaben,
und zwar dergestalt, aus der Sicherheit, Tun-
nelvorschriften, pro Kilometer, jetzt 500m, ent-
sprechend ein Ausstieg, zusätzliche Aufwen-
dungen, sind bisher nicht kalkuliert, 100 Millionen
Euro. Nebenanlagen des Bahnhofes werden
raus gerechnet, werden nicht berücksichtigt. Und
jetzt komme ich zum Punkt Nominalisierung, also
Zinssteigerung, Preissteigerung in der Zukunft:
Sie rechnen in Ihren Vorlagen, ausweislich der
verteilten Papiere, mit Werten am Ende von 8,6
% über zehn Jahre. Renommierte Institute sa-

gen, und die reden momentan, weil sie gar nicht
mehr wagen, überhaupt feststellen zu können
oder auszusagen, über 6 Jahre von 11,4, 12
Prozent. Das heißt, auch hier haben wir ein Delta
des sehr Ungewissen und der möglicherweise
garantiert eher ins Negative laufenden Positio-
nen. Und das Thema Angebotspreise und Ab-
rechnungspreise haben wir eben schon erörtert.
Strich drunter! Die Wahrscheinlichkeit, dass das
Projekt über 4,7 Milliarden Euro hinausgeht, ist
relativ hoch. Ist sehr hoch! Und das ist im Grunde
die Deadline für Ihr Unternehmen, das be-
triebswirtschaftlich kalkuliert und diesen Punkt
auch letztendlich für sich fixiert hat. Die Frage ist
eigentlich: Wie gehen Sie mit diesen Umstand
um?

Vorsitzender: Also wir springen nochmal zurück
in Runde eins und zwei. Man kann ja auch die
Absprachen, die man trifft, wieder brechen. Aber
Sie haben das jetzt nur kurz zu beantworten. Ich
muss das jetzt sagen, weil wir versuchen, das ja
gemeinsam zu sortieren.

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Die
grundsätzliche Frage war ja, wie wir damit um-
gehen, dass Sie, Herr Beckmeyer, sagen, für Sie
existiert eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass die
4,7 Milliarden Euro überschritten werden. Für
uns existiert diese hohe Wahrscheinlichkeit
nicht, sonst hätten wir anders entschieden, bei
dem Projekt. Diese Einschätzung wird dadurch
am besten dokumentiert. Und wie wir damit
umgehen, habe ich vorhin bereits anklingen
lassen, indem wir halt versuchen, in dem Projekt
über ein gutes Projektmanagement, über das
Ausnutzen von Einsparpotentialen, die es un-
zweifelhaft gibt, und über eine sorgfältige Pla-
nung, die Nachträgen möglichst nicht Tür und
Tor öffnet, die Kosten im Griff zu behalten. Viel
mehr gibt es dazu nicht zu sagen. Das ist an-
sonsten, Herr Beckmeyer, eine Diskussion über
Glauben. Und Glauben hilft da nicht viel weiter.
Ich meine, wissen Sie, nachdem die Kalkulation
offen auf dem Tisch lag und nachdem diese
Kalkulation beurteilt und bewertet worden ist, ist
diese Entscheidung getroffen worden und die
wird jetzt von unserer Seite in jedem Fall res-
pektiert.

Vorsitzender: Dankeschön! Herr Simmling für
die FDP!

Abg. Werner Simmling: Ich hatte auch ur-
sprünglich eine Frage an Herrn Dr. Andriof, aber
er hat diese schon beantwortet, im Hinblick auf
Herrn Kollegen Bilger. So möchte ich noch ab-
schließend eine Frage an Herrn Dr. Kefer stellen:
Es wurde ja immer, und wurde auch heute ja
wieder behauptet, die Bahn hätte die Bürger und
Bürgerinnen aus Stuttgart und Umgebung in der
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Vergangenheit nicht über Stuttgart 21 und die
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm informiert und
sie hätten auch keine Gelegenheit gehabt, ihre
Einwände vorzubringen. Nun, ich kann sagen,
ich war bei zwei Anhörungen der Bahn dabei. Da
war ein proppenvolles Haus da. Trotzdem, es ist
zu einem Kommunikationsleck geworden. Und
deshalb die Frage: Was hat denn die Deutsche
Bahn jetzt in Zukunft vor? Hat sie aus diesem
Kommunikationsdefizit etwas gelernt und welche
Maßnahmen will sie einleiten. Denn bis zur
Fertigstellung von Stuttgart 21 wird es ja dann
noch zehn Jahre dauern. Und ich glaube, es ist
ganz, ganz wichtig, dass man diese Zeit auch
kommunikativ begleitet.

Vorsitzender: Herr Dr. Kefer!

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Punkt
Nummer eins, Kommunikationsdefizit. Ja, das
Kommunikationsdefizit hat es gegeben. Das
kann man nur konstatieren, sonst wäre es nicht
zu dem ganzen Prozess gekommen, den wir hier
beobachten. Wir haben begonnen, dort stärker in
der Kommunikation einzusteigen. Die Schlich-
tung ist das beste Beispiel dafür, wo wir Trans-
parenz schaffen, wo wir erklären, massiv erklä-
ren, wie das mit dem Projekt geht. Diejenigen,
die das Ganze interessiert, werden feststellen,
dass wir auch versuchen, darüber hinaus ein
bisschen zu erklären, wie Bahn geht, weil wir
nämlich auch glauben, dass dort ebenfalls ein
Kommunikationsdefizit herrscht. Aber über die
Schlichtung hinaus muss es natürlich weitere
Aktionen geben. Und wir haben ein Kommuni-
kationsbüro in Stuttgart eingerichtet. Einer der
Sprecher sitzt hier, der Herr Andriof, und der Herr
Dietrich ist der Zweite. Dieses Kommunika-
tionsbüro wird unterstützt durch Berater, die wir
ausgewählt und beauftragt haben, sodass dort
weitere Kommunikationskonzepte, Informati-
onskonzepte entstehen. Und das Ziel ist es, es
möglichst nicht mehr zu einem Abriss an Infor-
mation und Kommunikation kommen zu lassen,
sodass also permanent eine Kommunikation an
alle die erfolgt, die es interessiert.

Vorsitzender: Wenn Sie es vielleicht nochmal
erläutern: Dieses Kommunikationsbüro und die
neue Kommunikationsstrategie, ist das dann
ein Gemeinschaftsunternehmen von Baden-
Württemberg und der DB oder nur der DB?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Also vielen
Dank, dass Sie den Hinweis geben, Herr Her-
mann! Die Kommunikation als solches für dieses
Projekt ist ganz klar im Verständnis sämtlicher an
diesem Projekt beteiligter Partner eine Ge-
meinschaftsaufgabe. Und diese Aufgabe wird
auch gemeinschaftlich wahrgenommen. Das
heißt also, in dem Steuerkreis für die Kommu-

nikationsstrategie sind alle Partner vertreten und
unterstützen das, was dort gemacht werden soll,
nach besten Kräften. Also insofern ist das keine
singuläre Aktion der Bahn, sondern es ist ein
Gemeinschaftsprojekt, wie es auch richtig ist.

Vorsitzender: Und wird auch gemeinschaftlich
finanziert?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Und wird
auch… die einzelnen Finanzierungsanteile sind
durchaus sehr unterschiedlich. Aber es ist nicht
so, dass die Bahn das alleine bezahlen würde,
ja!

Vorsitzender: Aber fast, oder wie?

Dr. Volker Kefer (Vorstand DB AG): Nein, nein,
das Land beteiligt sich zum Beispiel erheblich.

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann kommt für DIE
LINKE. Frau Leidig!

Abg. Sabine Leidig: Ich würde gerne Hannes
Rockenbauch nochmal zu der Frage der demo-
kratischen Prozesse und der demokratischen
Perspektiven vor allen Dingen befragen. Vor-
wegschicken möchte ich aber, dass viel ge-
sprochen wird, auch jetzt in den Gutachten, in
den Stellungnahmen, dass es um das Vertrauen
in Rechtstaatlichkeit und sowas geht, um das
Vertrauen in Planungsprozesse. Und mein Ein-
druck ist, dass dabei immer die Investoren so-
zusagen diejenigen sind, um deren Vertrauen es
geht, aber nicht die Bürgerinnen und Bürger,
denn das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
in diesem Prozess und in dieses Projekt und in
die Akteure, in die politisch Verantwortlichen, ist
nachhaltig gestört. Das kann ich aus eigenem
Erleben deutlich sagen. Also meine Frage an
Hannes Rockenbauch: Erstens: Wie ist der
Stand der Debatte in der Bewegung? Also was
sind sozusagen die zentralen Punkte der Aus-
einandersetzung, wie verhält es sich mit den
Pro-Demonstrationen? Also ist das was, was
jetzt eine völlig neue Perspektive aufwirft? Und
der zweite Teil der Frage: Welche Perspektiven
müssten eröffnet werden, um tatsächlich wieder
Vertrauen in eine politische, in eine demokrati-
sche Gesellschaft zu stabilisieren und was wären
die Wünsche und Anforderungen an Planungs-
und Gestaltungsprozesse in einer Stadt, in
einem Land und letztlich in der Infrastrukturpla-
nung der Bundesrepublik?

Vorsitzender: Herr Rockenbauch!

Hannes Rockenbauch (Sprecherkreis Akti-
onsbündnis gegen Stuttgart 21): Erst mal
muss man, glaube ich, feststellen, Stuttgart 21 ist
kein Kommunikationsfehler, sondern das Projekt
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ist der Fehler an sich. Und es ist schade, dass
die Leute und die Politik das immer noch nicht
wahrnehmen. Es ist aber vom demokratischen
her auch eine zu kurz gesprungene Version,
dass man glaubt, man muss eine neue Hoch-
glanzbroschüre oder einen weiteren Werbeslo-
gan, nachdem das „Herz Europas“ jetzt einge-
stampft ist, von Ihnen, Herr Kefer, höchstper-
sönlich, einfach neu erfinden. Ich glaube, das,
was gerade in Stuttgart passiert, an Bürgerbe-
wegung, stellt die Politik generell vor die Her-
ausforderung, wie geht sie damit um, dass die
Bürgerinnen und Bürger zunehmend selbstbe-
wusst sind, zunehmend bereit sind, für die
Zukunft selber Verantwortung zu übernehmen.
Das erklärt auch das enorm hohe Interesse an
der Faktenschlichtung. Das findet wirklich statt,
aber das reicht den Menschen heutzutage nicht,
sondern zum Selbstbewusstsein gehört auch
dazu, dass sie bei diesen Entscheidungspro-
zessen ernst genommen werden wollen. Und
nochmal: Da ist ein Fehler in Stuttgart 21, der
kann jetzt nicht im Nachhinein, weder durch eine
Faktenschlichtung – dann ist vielleicht die In-
formation da – nicht im Nachhinein legitimiert
werden, weil man an der Geschichte von Stutt-
gart 21 zeigen kann, dass diese Planungs- und
Entscheidungsprozesse, das habe ich vorher
gesagt, nicht mehr einer modernen Demokratie
angemessen sind. Ich möchte es kurz sagen,
Herr Andriof, ich war selber bei der Planfest-
stellung dabei, zweimal, in Bad Cannstatt, im
Kursaal. Ich habe mich damals schon gewun-
dert, warum Sie da dieses ganze Management
gemacht haben, als ausdrücklicher Befürworter.
Dies fand ich komisch. Jetzt sind Sie an der
richtigen Stelle als Projektsprecher dieses Pro-
jekts. Aber eigentlich hätte ich mir da als Instanz,
als ausführende, nicht als abwägende, aber als
ausführende, mehr Transparenz…. Sie können
ja nachher…Als ausführende Instanz, habe ich
gesagt. Das für mich Schwierige ist, dass bei
diesem ganzen Planungsprozess, ich war auch
1997 bei der Bürgerbeteiligung dabei, die zent-
ralen, entscheidenden Fragen immer ausge-
klammert waren. Die Frage, ob wir oben bleiben
oder unter die Erde wollen, die durften wir nie
stellen. Es ging immer nur darum, an Varianten
rumzukritteln und Bauklötze hin und her zu
schieben, auch 1997. Und jetzt wollen sie mit
dem gleichen Konzept, dass Sie 1997 hatten, ein
bisschen Häuser grün anmalen, grüne Ver-
sprechungen machen, auf die zukünftige Stadt,
jetzt wieder Legitimation erreichen. Ich sage, das
kann nicht funktionieren und das wird auch der
Bürgerbewegung in Stuttgart nicht reichen. Die
Faktenschlichtung ist jetzt wichtig, aber danach
muss eine direkte demokratische Entscheidung
der Bürgerinnen und Bürger über Stuttgart 21,
der Menschen in Stuttgart, und über die Neu-
baustrecke vielleicht im Land führen. Und ich

möchte es nochmal betonen: Das ist ein Prob-
lem, wo wir grundsätzlich dran denken müssen.
Und es wird nicht dadurch geheilt, dass man
Planungsprozesse beschleunigt, oder sowas,
weil diese überfallartige Aussage, da ist nicht der
Prozess an sich beschrieben, sondern wie man
das heutzutage macht: Da stellt man das Projekt
vor; innerhalb eines Jahres sind die Grund-
satzbeschlüsse getroffen; da können weder die
Parlamente noch gescheit darauf reagieren,
weder die Menschen noch per Wahl drauf rea-
gieren, weil sie gar nicht so schnell irgendje-
manden abwählen können. 1995 alles be-
schlossen. Und dann sind es nur noch Folge-
beschlüsse, ausführende Geschichten. Und, ich
habe es gesagt, in den Planfeststellungsver-
fahren ein bisschen rumkritisieren, hier und da,
aber die zentralen Entscheidungen sind gefallen.
Und das lassen sich, glaube ich, die Menschen
heutzutage – und das begeistert auch in der
ganzen Republik gerade die Menschen – nicht
mehr gefallen. Sie wollen direkt demokratisch
mitentscheiden und da müssen wir ein bisschen
mehr machen als das nur als Kommunikations-
problem zu beschreiben. Eine Politik, die das
nicht wahrnimmt – das ist der Schluss – die
macht sich selber überflüssig, weil die Leute
dann sagen, dann kann ich es eigentlich besser
gleich selber machen.

Vorsitzender: Als letzter mein Kollege Hofreiter.
Und wenn er das jetzt genau mit dem Blick auf
die Uhr macht, dann schaffen wir eine Punkt-
landung.

Abg. Dr. Anton Hofreiter: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Wir sind ja im Bereich der Fragen
zur Transparenz und Umsetzung von Großpro-
jekten. Mit Großprojekten haben wir ja fröhlich
Erfahrung. Zum Beispiel Neubaustrecke
Köln-Rhein-Main, 2,7 Milliarden Euro geplant,
6,irgendwas Milliarden Euro abgerechnet; Neu-
baustrecke Nürnberg-München, 1,58 Milliarden
Euro geplant, 3,6 Milliarden Euro abgerechnet;
City-Tunnel Leipzig, knapp 500 Millionen ge-
plant, inzwischen Kosten bei knapp einer Milli-
arde; Hauptbahnhof hier in Berlin, geplant, 300
Millionen, abgerechnet 1,2 Milliarden Euro. Also
wir haben immer gigantische Kostensteigerun-
gen bei der Umsetzung von Großprojekten. Der
Unterschied ist: Bei Köln – Rhein/Main, das ja
auch vom Kollegen Fischer dargestellt worden
ist, hat die DB AG 3,5 Milliarden Eigenmittel
reingesteckt. Und wenn die Kostensteigerung für
Ulm-Wendlingen diesmal auch die DB AG zu
tragen hätte, dann wäre ich mal gespannt, was
der Vorstand dazu sagen würde. Meine Frage an
Herrn Böttger: Was bedeutet denn, angesichts
der Intransparenz in der Vergangenheit, bei all
den Großprojekten und der immer gigantischen
Kostensteigerungen, was bedeutet das eigent-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 22. Sitzung, 10.11.2010

47

lich für das Nutzen-Kosten-Verhältnis, das ja
über 1 sein muss, theoretisch, damit es gebaut
werden darf? Wenn wir diese Kostensteigerun-
gen jetzt bei diesen Projekten einberechnen
würden, die wir in der Vergangenheit ja immer
hatten, was würden Sie dazu sagen? Nehmen
wir mal eine ganz moderate Kostensteigerung
an, nur 25 %. Dürften wir dann die Projekte
überhaupt noch bauen?

Vorsitzender: Danke. Herr Böttger, Sie haben
das Wort! Aber maximal fünf Minuten, den Rest
kriege ich.

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschulde für
Technik und Wirtschaft Berlin): Das ist eine
sehr, sehr schwierige Frage, Herr Dr. Hofreiter.
Ich glaube, zunächst einmal muss man sagen,
diese Kostensteigerungen bei Großprojekten,
die erleben wir ja keineswegs nur im Schienen-
verkehrsbereich. Ich glaube, das ist auch wichtig
zu sagen. Nicht, dass man sagt, das ist ein
Defizit des Systems Schiene. Vielleicht ist es
eben grundsätzlich so, dass man sagt, dass die
Genehmigung in der Logik unseres politischen
Systems eigentlich immer nur erfordert, dass
man die Kosten so ein bisschen nach unten
massiert, weil man ansonsten nie eine Mehrheit
bekommt. Und ich glaube, dass diese Regel,
dass man sagt, man muss Projekte abbrechen,
wenn sie sich als nicht wirtschaftlich heraus-
stellen, dass man sich mit dieser Regel schwer
tut. Das traut sich kein Politiker – und das ist
dann zurückgegeben an Sie eigentlich –, ein
Projekt abzubrechen, wenn man sagt, da ist
schon mal eine Milliarde Euro verbaut. Also ich
glaube, da muss man lange suchen. Unterneh-
men sind übrigens in ähnlichen Konstellationen
auch verzweifelt am Suchen, was findet man für
ein System, bei dem man also sagt, man schafft
es, Projekte abzubrechen. Also solche Projekte
haben eine unglaubliche Eigendynamik. Und der
Ärger, den man sich hinterher einfängt, wenn
man sagt, ich breche ein Projekt mittendrin ab,
der ist gewaltig. Und deswegen ist es in meiner
Wahrnehmung so, dass also sich niemand wirk-
lich traut, dieses Prinzip durchzusetzen, dass
man sagt, ich muss permanent eine „Kosten-
mitverfolgung“ vornehmen und dann notfalls ein
Projekt mal abbrechen. Und schauen Sie sich
mal an, so ein Projekt wie den Gotthard-
Basistunnel: Ich hätte Zweifel, ob wir die in un-
serem System jemals durchbekommen hätten.
Also das ist dann allerdings vielleicht auch ein
Problem grundsätzlicher Art: Wie funktionieren
bei uns Planungsprozesse? Also wir brauchen
natürlich neue Projekte, in vielen Bereichen, wie
gesagt, nicht auf den Schienenverkehr oder auch
nur auf den Verkehrsbereich beschränkt. Es
werden natürlich auch Kosten verursacht, die
man nicht immer dem Bauträger oder Bauver-

antwortlichen anlasten kann. Schauen sie sich
mal an, ein Teil der Kostenerhöhungen für Köln -
Rhein/Main ist sicherlich auch dadurch ent-
standen, dass unser föderales System dann den
einen oder anderen Kompromiss erzwungen hat,
der eben erhebliche Baukostenüberschreitungen
zur Folge hatte. Und was schließlich auch Bau-
kostenüberschreitungen verursacht, ist natürlich
ein Prozess, wo man sagt, „wir stoppen, wir
bauen weiter, wir stoppen, wir bauen weiter.“
Das sind also alles Dinge, die in unserem Sys-
tem sind und die allerdings auch nicht sozusagen
jetzt spezifisch nur für dieses Projekt gelten. Wie
gesagt, ich bleibe eigentlich trotzdem sehr, sehr
skeptisch, was dieses Projekt oder Doppelpro-
jekt angeht. Also jetzt bereits zeigt sich, dass es
zumindest am Beginn des Projektes bereits so
viele Punkte gibt, die nicht oder vielleicht nicht
ausreichend reingenommen sind, dass ich
glaube, es wäre richtig und vernünftig wäre, sich
dieses Projekt nochmal anzuschauen und wirk-
lich zu überlegen: Wollen wir das? Ich glaube, es
liegen eben nicht alle Fakten wirklich entschei-
dungsreif auf dem Tisch. Ich hatte ein paar
Punkte, die mir jetzt kritisch erscheinen, erwähnt.
Und ich hoffe also, dass man da wirklich nochmal
zu einer Entscheidung kommt, mit vielleicht noch
erweiterten Fakten, die dann auch öffentlich
vorliegen und diskutiert werden. Aber, wie ge-
sagt, ich glaube dieser Prozess darf nicht dazu
führen und sollte nicht dazu führen, dass man
grundsätzlich sagt, wir können keine Großpro-
jekte machen, sondern dass man dann beim
nächsten Schritt vielleicht auch überlegt, wie
kann man grundsätzlich also auch die gesamten
Prozesse beschleunigen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Professor Böttger!
Sie haben recht, es sind viele Fragen ange-
sprochen worden, auch viele übrigens beant-
wortet worden. Es ist sicherlich deutlich gewor-
den, warum die eine oder die andere Seite so
denkt wie sie denkt. Ich glaube, dazu hat die
heutige Anhörung in jedem Fall einen Beitrag
geleistet, dank der guten Fragen und dank auch
der sehr sachkundigen und fachlichen Antwor-
ten. Trotzdem sind auch einige Fragen offen
geblieben. Die mussten auch zum Teil offen
bleiben. Zum Teil werden sie jetzt in Stuttgart im
Schlichtungsverfahren weiter ausdifferenziert
und bearbeitet. Ich glaube, dass es insgesamt
dem demokratischen Entscheidungsprozess in
jedem Fall nutzt, wenn mehr Informationen offen
sind und wenn mehr Menschen die Argumente
und die Gründe kennen. Und es ist, glaube ich,
auch gut, und da sollten wir, glaube ich, das
haben auch viele gesagt, daraus lernen, dass wir
zukünftig Großprojekte, Infrastruktur-Großpro-
jekte, frühzeitiger besser kommunizieren. Das
ist, glaube ich, eine Konsequenz, die wir alle aus
dieser Diskussion ziehen. Ich möchte mich sehr
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